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In den Achtzigerjahren waren 
sich die publizistischen und 
politologischen Hellseher einig: 

Die Gewerkschaften seien dem 
sicheren Niedergang geweiht, da 
sie die Trends der Moderne verpasst 
hätten. Doch allen Auguren zum Trotz 
schafften die Gewerkschaften eine 
Wende. In der Schweiz begann in den 
Neunzigerjahren eine neue Phase 
der Gewerkschaftsbewegung. Sie ist 
unter anderen charakterisiert durch 
den Umbau der Verbandsstrukturen 
und die Wiederaneignung der 
gewerkschaftlichen und politischen 
Aktionsfähigkeit. Einen Ausdruck 
fand diese Veränderung im 
Präsidium von Paul Rechsteiner im 
Schweizerischen Gewerkschaftsbund 
SGB, das 1998 begann und im 
Dezember 2018 endet.

Dieser Zyklus der Veränderung ist 
in mehreren Publikationen beschrie-
ben worden. Weniger bekannt sind 
die Reflexionen und Diskussionen, 
welche die Umorientierung der Ge-
werkschaften vorbereitet und beglei-

tet haben. Was waren die Ziele der 
zentralen Akteurinnen und Akteu-
re? Welche Erfahrungen haben sie 
gemacht und was haben sie daraus 
gelernt? Antworten auf diese Fra-
gen sind wichtig für die Selbstver-
ständigung, aber noch mehr für die 
Sicherung des gewerkschaftlichen 
Wissens zuhanden von jüngeren Ge-
nerationen, die nachrücken. 

Unsere Publikation geht einigen 
ausgewählten Themen der Gewerk-
schaftsbewegung und ihrer Verän-
derung nach. Gewählt wurde dazu 
die offene und zwanglose Form von 
Gesprächen. Diese fanden 2017 und 
2018 zwischen Paul Rechsteiner und 
einigen seiner Wegbegleiterinnen 
und Wegbegleiter statt, jeweils am 
Abend nach der Arbeit – es sind also 
Feierabend-Gespräche im eigentli-
chen Sinne des Wortes.

Andreas Rieger und Stefan Keller
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VORWORT

«Die neue Phase der 
Gewerkschaftsbewegung fand 

ihren Ausdruck im SGB-
Präsidium von Paul Rechsteiner.»
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«Die Gewerkschaften 
waren zu nahe an den 

Arbeitgebern.»

UMBAU, ÖFFNUNG, 
DEMOKRATISIERUNG 

In den letzten zwanzig Jahren haben sich die Schweizer Ge-
werkschaften enorm verändert.  Warum war diese Verände-
rung nötig, und wie hat sie stattgefunden? Mit Paul Rechstei-
ner im Gespräch: Vasco Pedrina, Andreas Rieger. 

Stefan Keller: Wenn wir vom Um-
bau der Gewerkschaften reden, 
schlage ich vor, dass ihr zuerst 
erzählt, was für Gewerkschaften 
ihr zu Beginn eurer Laufbahn an-
getroffen habt. Vasco Pedrina, du 
bist der erste hier, der in eine  
gewerkschaftliche Führungsposi-
tion gelangte.

Vasco Pedrina: In den Neunziger-
jahren empfahl ich neuen Gewerk-
schaftspräsidenten und -präsiden-
tinnen immer, dass sie nach ihrer 
Wahl zuerst einen Kassensturz ma-
chen. Das wäre auch bei der Ge-
werkschaft Bau und Holz (GBH) 
nötig gewesen, als ich dort 1991 

Präsident wurde. Obschon sie eine 
starke und stolze Gewerkschaft 
war, offener und reformfreudiger 
als andere, hatte sie ihre Schatten-
seiten: Die GBH wies Mitglieder 
aus, die gar nicht existierten. Es 
gab fragwürdige Geldflüsse, die 
einigen Gewerkschaftssekretären 
Spielraum für Selbstbedienung 
liessen. Mit Unternehmen hatte 
man an manchen Orten verein-
bart, dass sie Pauschalbeiträge für 
alle Saisonniers bezahlten – diese 
Beträge wurden dann rechnerisch 
in Mitgliederzahlen umgewandelt, 
mit dem Resultat, dass zum Beispiel 
die Sektion Neuenburg einen Or-
ganisationsgrad von über hundert 

Paul Rechsteiner spricht  
am Unia-Kongress in Lugano  
am 10. Oktober 2008. Fo
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Prozent aufwies. In der Hochkon-
junktur waren die Gewerkschaften 
zu lahm geworden. Man sass zu oft 
am Verhandlungstisch und beschäf-
tigte sich zu wenig mit der Mobi-
lisierung. Man war zu nahe an den 
Arbeitgebern …

… mit denen man gerne ein  
«Päckli» schnürte?

Pedrina: Die Unabhängigkeit war 
jedenfalls gefährdet. In den Ge-
werkschaften herrschte damals 
auch eine andere Auffassung über 
die Frage, welche Probleme poli-
tisch geregelt werden sollten und 
welche in Gesamtarbeitsverträgen. 
Besonders beim SMUV war es so. 
Die Arbeitszeit zum Beispiel wurde 
im GAV geregelt, in der linken Poli-
tik hatte dieses Thema 
nichts zu suchen. All-
gemein steckten die 
Gewerkschaften tief 
in der Konsenspolitik 
der Nachkriegszeit mit 
ihren paternalistischen Vorstellun-
gen. Aber dann kam 1991 plötzlich 
die Wirtschaftskrise, und dann kam 
die neoliberale Welle. Darauf waren 
die Gewerkschaften nicht vorberei-
tet. Unter gewaltigem Druck be-
gannen wir also, die Gewerkschaf-
ten zu verändern.

Wolltet Ihr sie nicht schon früher 
verändern?

Pedrina: Wir jungen Aktivisten und 
Aktivistinnen hatten seit den Sieb-
zigerjahren darüber diskutiert, aber 
wir blieben lange in der Minderheit. 
Das war einer der Gründe, weshalb 
ich 1988 vom Schweizerischen Ge-
werkschaftsbund SGB zur GBH 
wechselte. Ich hatte gesehen, dass 
sich beim SGB nur wenige Mög-
lichkeiten zur Veränderung boten.

Andreas Rieger: Man muss hier et-
was zur Geschichte des SGB sagen. 
Die meisten Mitgliederverbände 
entstanden in der Zeit bis zum Ende 
des Ersten Weltkriegs und schlos-
sen sich dem Gewerkschaftsbund 
an, danach blieb die Struktur des 

SGB mehr 
oder weniger 
eingefroren. 
Eine Verän-
derung die-
ser Struktur 

erschien auch nach dem Zwei-
ten Weltkrieg nicht nötig, als die 
letzten Verbände dazukamen. In 
der langen Zeit der Hochkonjunk-
tur konnten die Gewerkschaften 
im Arbeitsfrieden mitwachsen. In 
dieser Zeit verpasste man jedoch 
viel: Der immer wichtigere private 
Dienstleistungsbereich entwickelte 

sich an den Gewerkschaften vor-
bei. Erst Ende der Siebzigerjahre 
setzte der SGB eine Kommission 
für Strukturreform ein. Diese Kom-
mission diskutierte und schrieb Pa-
piere, es gab einen Schlussbericht 
mit Reformvorschlägen. Aber pas-
siert ist in der Folge fast gar nichts. 
Zu den Vorschlägen gehörte etwa 
die Gründung einer neuen Gewerk-
schaft für Banken und Versicherun-
gen. Auch einige Fusionen wurden 
vorgeschlagen. Man muss beden-
ken: In der grafischen Industrie gab 
es drei SGB-Verbände, die Ty-
pografen, die Lithografen, die 
Buchbinder. Auch bei der PTT, 
einem einzelnen Grossbetrieb, 
gab es drei SGB-Gewerkschaf-
ten, die PTT-Union, den Post-
beamtenverband und den 
Posthalterverband. Bis diese 
Gewerkschaften endlich fusionier-
ten, dauerte es nochmals etwa fünf-
zehn Jahre. Sonst hatte das Papier 
der Strukturkommission aber keine 
Folgen. Ein Wille zur Veränderung 
war nicht vorhanden. Obwohl den 
Verbandsspitzen durchaus bewusst 
war, dass es Probleme gab.

Paul Rechsteiner: In jenem Bericht 
zur Strukturreform wurden auch Be-
dingungen formuliert für den Bei-
tritt neuer Verbände. Es wurde der 
Eindruck vermittelt, dass sie nicht 

willkommen waren. Vielleicht soll-
ten wir noch einen weiteren Schritt 
zurück: Die Geschichte der Schwei-
zer Gewerkschaften ist ja nicht zu-
letzt davon geprägt, dass sich in 
einer frühen Phase der Kulturkampf 
voll auf sie niederschlug. Zwar wur-
de nach der Gründung des SGB 
von 1880 noch versucht, die Ein-
heit der Bewegung zu bewahren – 
von Leuten wie dem katholischen 
Bündner Nationalrat Caspar De-
curtins und dem Sozialdemokra-
ten Herman Greulich. Anfang des 

20. Jahrhunderts kamen aber die 
Kirche und die Bischöfe, nahmen 
Einfluss und verboten den katholi-
schen Arbeitern, in den freien Ge-
werkschaften mitzumachen, unter 
Androhung  der Exkommunikation! 
Die christlichen Verbände wurden 
gegründet und der Konflikt spitzte 
sich zu – bis zum Generalstreik von 
1918. Das war die Scheidelinie zwi-
schen den beiden Richtungen: Die 
Verletzung der Gehorsamspflicht 
der Arbeiter, der Streik. Neben 
den katholischen Verbänden ent-

«Ein Wille zur 
Veränderung war 
nicht vorhanden.»

«Kirche und Bischöfe 
verboten den 

Arbeitern die freien 
Gewerkschaften.»
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standen noch andere sogenannte 
Richtungsgewerkschaften, die dem 
SGB kritisch gegenüberstanden. 
Für lange Zeit war die Bewegung 
nun gespalten. Als in den Achtzi-
gerjahren diese Spaltung undeut-
licher wurde, machte der Christlich-
nationale Gewerkschaftsbund CNG 
dem SGB einen Antrag in Richtung 

auf mehr Zusammenarbeit, das war 
1985. Doch der SGB zeigte dem 
CNG die kalte Schulter.

Warum wollte man nicht mit den 
christlichen Gewerkschaften zu-
sammenarbeiten?

Rechsteiner: Aus Selbstgerechtig-
keit.

Pedrina: Auf Seiten des SGB kam 
der Widerstand vor allem von den 
Verbänden des öffentlichen Diens-
tes. Sie fühlten sich auch ohne die 
Christlichen stark genug. Zusätzlich 
gab es Widerstand aus der West-
schweiz, den spürten wir übrigens 
auch in der GBH, als wir einige Jah-
ren später begannen, im Umgang 
mit den Christlichen mehr auf Ko-

operation zu setzen. Im SGB blie-
ben die Nein-Sager damals einfach 
stärker. Niemand hat gewagt, ge-
gen ihren Willen die Einheit der Ge-
werkschaften einzufordern.

Rechsteiner: Die Antwort des SGB 
an den CNG war ziemlich schnodd-
rig. Man vermittelte den Christli-

chen: Ihr könnt euch ja uns an-
schliessen! Dass eine Chance 
für die Überwindung der Spal-
tung der Arbeiterbewegung 
bestand, wurde nicht erkannt. 
Dabei war Mitte der Achtzi-

gerjahre schon alles voll im Gange: 
der Strukturwandel, die Tertiarisie-
rung, die Veränderung der Arbeit. 
Das gewerkschaftliche Bewusstsein 
blieb dahinter zurück. Statt im SGB 
begann die Erneuerung dann in 
den Einzelgewerkschaften, jedoch 
nicht in allen.

Rieger: Eine ältere Generation von 
Gewerkschaftern war damals an der 
Macht, die keine Zukunftsperspek-
tiven mehr zu entwickeln vermoch-
te. Die Erstarrung der traditionellen 
Verbände hat sich auch so gezeigt: 
In den Siebzigerjahren entstanden 
viele neue Berufsorganisationen, 
gerade im Gesundheits- und Sozi-
alwesen. Die PhysiotherapeutInnen 
organisierten sich, die Hebammen 
und so weiter. Periodisch hat einer 

von den neuen Verbänden beim 
SGB angeklopft, um aufgenommen 
zu werden. Aber stets legte ein alt-
eingesessener Verband des SGB 
sein Veto ein und sagte: Ihr könnt 
ja bei uns eintreten! In den alten 
SGB-Statuten gab es bis 1998 ein 
Vetorecht gegen neue Eintritte, mit 
dem die Mitgliedsverbände jede 
Konkurrenz verhindern konnten. In 
den Gewerkschaften hielt sich eine 
Generation an der Macht, die keine 
Veränderung schaffte. Sie sagten: 
Die Jungen sollen jetzt schauen. 
Dass sie selber keine Nachfolger 
oder Nachfolgerinnen fanden, war 
das Glück der 
jüngeren, kämp-
ferischeren Ge-
neration: Diese 
ist in Führungs-
positionen ge-
langt, weil nach 
dem Abgang der vorangegange-
nen Generation ein Vakuum ent-
standen ist. Man musste jetzt froh 
sein um junge fähige Leute, auch 
wenn sie einem nicht so passten. 
Im SMUV war man froh um Chris-
tiane Brunner und in der GBH um 
Vasco Pedrina.

Pedrina: Was eine Neuorientierung 
bedeutete, war eigentlich klar. Ers-
tens mussten die Gewerkschaften 

moralisch wieder unangreifbar wer-
den. Zwar hatte es in der Schweiz 
nie grosse Gewerkschaftsskandale 
wie in Deutschland – etwa beim ge-
werkschaftlichen Wohnbaukonzern 
«Neue Heimat» – gegeben, aber 
negative Anzeichen gab es schon. 
Das zweite Anliegen war die Wie-
derherstellung der Mobilisierungs-
fähigkeit, sie verlangte einen kon-
fliktreicheren Kurs gegenüber den 
Arbeitgebern. Dabei gab es auch 
Stimmen im Gewerkschaftsbund – 
Konservative hatten sich mit jungen 
Modernisten verbündet –, die sag-
ten, man müsse jetzt die Beiträge 

halbieren und 
auf die politi-
schen Ansprü-
che verzichten, 
um die neuen 
Angestellten-
schichten zu 

gewinnen. Also eine Entwicklung 
in Richtung der Berufsverbände.

Die Gewerkschaft als Versiche-
rung?

Rieger: Ja, als Dienstleistungsge-
werkschaft.

Pedrina: Wir aber hatten den An-
spruch, wieder eine gesellschaft-
liche Gegenkraft zu werden. In so 

«Die Erneuerung 
begann in den Einzel- 

gewerkschaften.»

«Es hielt sich eine 
Generation an der 
Macht, die keine 

Veränderung wollte.»
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vielen Branchen wie möglich. Wenn 
ein Büezer vier bis fünf Mal in sei-
nem Leben den Beruf und die Bran-
che wechseln muss, dann 
braucht es gewerkschaftliche 
Interprofessionalität. Das war 
unser Anspruch. Auf der po-
litischen Ebene regelten wir 
das Verhältnis zur SP neu. Wir 
sagten: Gute Gewerkschaf-
ter sitzen nicht im Parlament! 
Das war ein bisschen extrem, aber 
es war nötig als Gegengewicht zur 
alten Schule.

Ein Gewerkschaftsfunktionär al-
ter Schule sass im Parlament?

Rieger: Der traditionelle Gewerk-
schaftschef in Zürich war auch im 
Zürcher Kantonsrat. Der Gewerk-
schaftschef in Aarau war Aargauer 
Kantonsrat und so weiter. Sie sas-
sen noch in allen möglichen Kom-
missionen, entsprechend selten 
waren sie im Gewerkschaftsalltag 
anzutreffen.

Pedrina: Umgekehrt übernahm die 
Gewerkschaft viel Administrations-
arbeit für lokale SP-Sektionen. Bei 
der Neuorientierung wollten wir 
Partei und Gewerkschaft wieder 
stärker trennen und gleichzeitig 
versuchen, in für uns zentralen Fra-
gen selber die politische Führung 

zu übernehmen. Für bessere Löhne 
wollten wir als Gewerkschafter nicht 
mehr nur in den GAV-Verhandlun-

gen kämpfen, sondern auch auf po-
litischer Ebene …

… was bis dahin nicht üblich war.

Rechsteiner: Zuvor hatte in Dis-
kussionen zur Lohnfrage nicht ein-
mal der SGB etwas verloren. Es war 
eine grosse Neuerung, als wir am 
Kongress 1998 – dem Kongress, 
bei dem ich gewählt wurde – of-
fensiv die Lohnfrage diskutierten. 
Einerseits mit der Forderung nach 
flankierenden Massnahmen als Be-
dingung für die bilateralen Verträ-
ge. Andererseits beschlossen wir 
damals die erste Mindestlohnkam-
pagne «Keine Löhne unter 3’000 
Franken», die bald erhebliche ge-
sellschaftliche Ausstrahlung ent-
wickelte. So begann unsere Of-
fensiv-Strategie, legitimiert vom 
Kongress 1998. – Zum politischen 
Mandat der Gewerkschaften, von 
dem Vasco gesprochen hat: Als ich 

1986 in den Nationalrat kam, waren 
die Gewerkschafter der rechte Flü-
gel in der Fraktion. Aus der damali-
gen Perspektive war es ganz unvor-
stellbar, und es wäre mir nie in den 
Sinn gekommen, dass jemand wie 
ich einmal eine führende Funktion 
in den Gewerkschaften einnehmen 
könnte. Das hat sich aber schnell 
geändert: In der SPS begannen un-
ter Helmut Hubacher die ökologi-
sche Frage und die Position der 
Frauen eine deutlich stärkere Rol-
le zu spielen, und bei den Wahlen 
1987 wurden die Alten reihenweise 
abgewählt. In den Gewerkschaften 
übernahm unsere Generation die 
Führung, wie Vasco und Andreas 
das bereits erzählt haben. Die Lohn-
frage wurde 
von uns poli-
tisiert, auch 
die erfolgrei-
che Öffnung 
zu Europa mit 
flankierenden 
Massnahmen 
und Lohnschutz war gewerkschaft-
lich geprägt, die Frage der Alters-
vorsorge genauso. Das ist mit dem 
politischen Mandat der Gewerk-
schaften gemeint. Die Gewerk-
schaften definieren die notwendi-
gen politischen Forderungen und 
formulieren sie eigenständig. Oder 
beim Service public: Das erste er-

folgreiche linke Referendum dieses 
Jahrhunderts war ja das Elektrizi-
tätsmarkt-Referendum von 2002, 
und dafür brauchte es eine Wen-
de im gewerkschaftlichen Selbst-
verständnis.

Wieso eine Wende?

Rechsteiner: Bisher hatten die 
Gewerkschaften solche Liberali-
sierungsprozesse positiv begleitet 
oder standen ihnen ratlos gegen-
über. Sie waren politisch im Sei-
tenwagen mitgefahren, etwa bei 
der Zerschlagung der PTT. Jetzt 
wehrten sie sich. Es gelang, auch 
dank dem VPOD, die Politik des 
SGB um 180 Grad zu drehen; die 

Unterschriften-
sammlung ver-
lief noch über 
Komitees und 
dezentral, am 
Ende aber hat 
der SGB die 
entscheiden-

de Kampagne geführt und für den 
Referendumserfolg 2002 gesorgt.

Pedrina: Ihre Referendumsfähigkeit 
hatten die Gewerkschaften schon 
1996 bei der Arbeitsgesetzrevisi-
on wieder bewiesen, als es um die 
Ausweitung der Nacht- und Sonn-
tagsarbeit ging. Das war das erste 

«Es war eine grosse 
Neuerung, dass wir 

die Lohnfrage 
offensiv diskutierten.»

«Als ich 1985 in den 
Nationalrat kam, 

waren Gewerkschafter 
der rechte SP-Flügel.»



Mal seit Jahrzehnten, dass der SGB 
ein Referendum gewann. Was wir 
bis heute nie geschafft haben, ist 
die Initiativfähigkeit. 

Rechsteiner: Die Initiativfähigkeit 
schon, aber nicht die Fähigkeit, 
Volksinitiativen auch zu gewinnen. 

Trotzdem gab es Initiativen, die 
eine grosse Wirkung hatten. Die 
zweite Mindestlohn-Kampagne, 
die 4‘000 Franken forderte und re-
lativ kurz auf die erste Kampagne 
für 3‘000 Franken folgte. Als Initia-
tive war sie kühn und chancenlos, 
als Kampagne war sie ein Volltreffer.

Weil sie die Zahl von 4‘000 Fran-
ken in den Köpfen verankerte?

Rechsteiner: Die Zahl war damit 
etabliert. Dass Lidl und Aldi sich 
auf 4‘000 Franken verpflichteten, 
hatte eine grosse Bedeutung, und 
die Kampagne trug dazu bei, die 
Tieflöhne in der Schweiz nach oben 
zu treiben, während sie in Deutsch-

land zu dieser Zeit ja sanken – unter 
einer rot-grünen Regierung wohl-
bemerkt. Gerade im Vergleich mit 
Deutschland sieht man, wie wichtig 
es ist, dass die Gewerkschaften ein 
eigenständiges politisches Mandat 
wahrnehmen, die Interessen der 
Beschäftigten vertreten und sich 

nicht den parteipoliti-
schen Interessen unter-
ordnen. In einem Land 
mit den direktdemokra-
tischen Instrumenten wie 
wir sie haben, ist das po-
litische Mandat eine ext-
rem wertvolle Errungen-
schaft.

Rieger: Das Organisatorische 
mussten wir allerdings zuerst ler-
nen. 1996 brachten wir die Unter-
schriften gegen das Arbeitsgesetz 
beinahe nicht zusammen, weil wir 
das Know-How noch nicht besas-
sen. Beim nächsten Referendum 
1998, es ging um die Arbeitslosen-
versicherung, konnten wir es be-
reits viel besser, unter anderem 
dank professionellen Kommunika-
tions- und Kampagnenverantwort-
lichen.

Pedrina: Wir hatten den Leitspruch 
«Professionalisierung des Appara-
tes und Demokratisierung der Ge-
werkschaft». Die Professionalisie-

rung und das Funktionieren des 
Apparates machten uns zu Be-
ginn in verschiedenen Bereichen 
grosse Mühe. Ein paar Monate 
nachdem ich Präsident gewor-
den war, stellten wir zum Beispiel 
fest, dass unsere gewerkschafts-
eigene Krankenkasse monatlich 
1 Million verlor und nur noch 10 Mil-
lionen besass. Man hatte die Infor-
matisierung vollständig verpasst, 
die Kasse wurde mit veralteten Me-
thoden geführt, hinzu kam noch die 
damalige dramatische Krise im Bau. 
Daraus zogen wir Lehren. Unsere 
Arbeitslosenkasse konn-
ten wir dann so gut pro-
fessionalisieren, dass sie 
die stärkste Kasse in der 
Schweiz geworden ist. 
Natürlich führte die Pro-
fessionalisierung auch zu 
internen Konflikten: Als 
wir begannen, «Manage-
ment by objectives» einzuführen, 
zielorientiertes Management, wei-
gerten sich die Westschweizer An-
archo-Syndikalisten, überhaupt da-
bei mitzumachen. Sie sagten, das 
sei gegen die gewerkschaftlichen 
Prinzipien. Tatsächlich ist es eine 
Gratwanderung, zu professionali-
sieren und effizienter zu werden, 
aber den Spielraum für Bewegung 
und Spontaneität trotzdem zu be-
halten. 

Rechsteiner: Das politische Selbst-
verständnis der Gewerkschaften 
hat sich grundlegend geändert. 
Den Gewerkschaften ist es nicht 
nur gelungen, bei Positionsbezü-
gen eigenständig zu werden, son-
dern wir haben auch erreicht, dass 
Sozialdemokratie und Grüne an-
fingen, sich in den für uns zent-
ralen Fragen gewerkschaftlich zu 
orientieren. Das Gegenteil erleb-
ten wir Anfang der 2000er Jahre 
in Deutschland: In der subalternen 
Rolle der deutschen Gewerkschaf-
ten während der rot-grünen Ära 

Schröder und Fischer, die mit ei-
nem fatalen Niedergang für die ar-
beitende Bevölkerung verbunden 
war. Es hat Gründe, dass es bei uns 
anders kam. Die gewerkschaftliche 
Eigenständigkeit in solchen Fragen 
ist von zentraler Bedeutung, unse-
re Positionsbezüge müssen in der 
Gewerkschaft erfolgen und dürfen 
nicht von ausserhalb kommen. Das 
wird auch in Zukunft eine grosse 
Rolle spielen. 
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«Der Vergleich mit 
Deutschland zeigt, wie 

wichtig ein eigenständiges 
politisches Mandat der 
Gewerkschaften ist.» «Unser Leitspruch war: 

Professionalisierung 
des Apparats, 

Demokratisierung der 
Gewerkschaften.»



Wie ging es mit der Öffnung des 
SGB dann weiter?

Rechsteiner: Beim Kongress 1998 
ist es mit einer Statutenänderung 
gelungen, den SGB zu öffnen. In 
den schwierigen Nullerjahren sind 
dann tatsächlich neue Verbände in 
den SGB eingetreten, bei denen 
das zuvor nicht denkbar gewesen 
wäre: etwa der Personalverband 
des Bundes, der Bankpersonal-
verband. Es gab 
eine Bewegung 
in Richtung SGB, 
und dass das ge-
lungen ist, hing 
auch mit der plu-
ralistischen und 
unabhängigen Po-
litik des Gewerk-
schaftsbundes zu- 
sammen. Nach-
dem der SGB 1985 
dem CNG die kalte Schulter gezeigt 
hatte, passierte 2002 allerdings das 
Umgekehrte. Nach dem Zusammen-
bruch des VSA, des Dachverbands 
für Angestellten-Organisationen, 
haben wir versucht, in einen Diskus-
sionsprozess mit seinen Mitglieds-
verbänden zu kommen. Jetzt wa-
ren wir für ein Zusammengehen, 
aber diesmal wurde es von der an-
deren Seite sabotiert, denn es be-
stand schon die Idee, aus VSA und 

CNG eine neue Dachorganisation 
zu gründen, Travail.Suisse. Gerade 
diese Gründung zeigte aber auch, 
dass die katholische Identität bei 
den Christlichen nicht mehr so wich-
tig war, und heute ist der Präsident 
von Travail.Suisse ein Berner Sozial-
demokrat. Auch der Präsident des 
Schweizerischen Kaufmännischen 
Vereins, dessen Austritt den VSA 
zusammenbrechen liess, ist heute 
ein sozialdemokratischer Parlamen-

tarier, der allerdings 
anti-gewerkschaftli-
che Positionen ver-
tritt. Die Situation 
erscheint unüber-
sichtlich und la-
bil, die Dinge dre-
hen und wenden 
sich ständig. Daher 
bleibt es eine sehr 
gute Voraussetzung 
wenn der SGB wei-

terhin ein klares Ziel anstrebt: die 
möglichst geschlossene Vertretung 
der Arbeitnehmenden.

Gab es eigentlich einen gemein-
samen Plan für diese Veränderun-
gen? Wer hat ihn ausgedacht und 
wie habt Ihr Euch abgesprochen?

Pedrina: Es gab einen gewissen 
Plan. Die Diskussion begann in den 
Achtzigerjahren im Kreis der Her-

ausgeberInnen der linken gewerk-
schaftlichen Revue «Diskussion».  In 
der zweiten Hälfte der Achtziger-
jahre wurde dann klar, dass einige 
von uns eine Führungsrolle spielen 
würden in der Bewegung.

Rechsteiner: Ich selber verlagerte 
den Schwerpunkt meiner Aktivitä-
ten in der zweiten Hälfte der Acht-
zigerjahre von der Solidaritäts- und 
Mieterbewegung Schritt für Schritt 
Richtung Gewerkschaften. 

Pedrina: Wann hast du begonnen 
als Gewerkschaftsbund-Präsident 
in St. Gallen?

Rechsteiner: Erst in den Neunziger-
jahren, als Schlusspunkt eines lan-
gen Machtkampfs in den St.Galler 
Gewerkschaften. 

Ein Kampf gegen konservative 
Gewerkschafter in St. Gallen, die 
zuerst entmachtet werden muss-
ten.

Pedrina: Wir führten eine Diskus-
sion innerhalb der Gewerkschaf-
ten. Dann diskutierten wir auch mit 
ein paar Linken aus der SP und aus 
dem Nationalrat. Später stiess Pe-
ter Bodenmann dazu. Wir diskutier-
ten darüber, was wir machen soll-
ten. Schon 1984 war Hans Schäppi 
zum Präsidenten der Gewerkschaft 
Textil Chemie Papier gewählt wor-
den. Innerhalb der GBH waren wir 
eine Gruppe von Leuten aus der SP 
und anderen linken Parteien sowie 
Migrantinnen und Migranten. 1991 
wollte die alte GBH-Führung einen 
neuen Präsidenten platzieren, der 
ungeeignet war. Dagegen sind wir 

angetreten. Ich war in einer 
Position, in der ich den Kampf 
führen konnte, denn ich sass 
schon in der Geschäftslei-
tung.

Rechsteiner: Das Bewusstsein 
dafür, dass sich etwas ändern 
musste, war damals bei vie-

len Leuten verbreitet, die sich in 
verschiedenen Verbänden enga-
gierten und sich miteinander aus-
tauschten. Auch die Migration hat 
eine riesige Rolle gespielt für die 
Erneuerung der Schweizer Gewerk-
schaften: Im internationalen Ver-
gleich spielte sie eine Schlüssel-
rolle.

16 / Feierabendgespräche Feierabendgespräche / 17

«Der SGB 
muss weiterhin 
die möglichst 
geschlossene 

Vertretung der 
Arbeitnehmenden 

anstreben.»

«Wir stehen nicht, wo 
wir sein könnten. 

Das Potenzial für neue 
Entwicklungen ist 

grösser.»



Ja, über die Migration und die 
Migrationspolitik werden wir in 
einem eigenen Gespräch noch 
reden.

Rechsteiner: Gewerkschaftspoli-
tisch ist dann sehr viel gelungen. 
Organisationspolitisch jedoch nur 
beschränkt viel. Die Gründung 
der Unia, die Öffnung des SGB 
mit den entsprechenden Erfolgen 
sind Teilresultate, und wir stehen 
heute bei weitem nicht dort, wo 
wir stehen könnten. Das Potenzial 

für neue Entwicklungen ist bedeu-
tend grösser. 

Rieger: Die Bewegung hat sich be-
züglich der Mitgliederzahlen bis 
heute nicht stabilisiert. Der SGB 
hat zwar seine dominierende Rolle 
innerhalb der Arbeitnehmerorga-
nisationen ausbauen können. Wir 
haben die Referendums- und Initia-
tivfähigkeit erreicht und wir wurden 
wieder streikfähiger. Aber wenn wir 
die Mitgliederzahlen betrachten, 

dann sind diese absolut und relativ 
zurückgegangen. Inzwischen gibt 
es 1,5 Millionen mehr Beschäftig-
te als in den Achtzigerjahren, aber  
wir haben weniger Mitglieder. Im-
merhin ist die Anzahl der Frauen 
im SGB stark gewachsen. Unter 
anderem dank der Tatsache, dass 
endlich der gewerkschaftliche Auf-
bau im Dienstleistungssektor an die 
Hand genommen wurde. 

Rechsteiner: Und gewerkschafts-
politisch stehen wir aktuell vor 

enormen Herausforderun-
gen: Die Rolle der Perso-
nenfreizügigkeit, die Rol-
le der Schweiz in Europa. 
Die Position der Arbeit-
nehmenden und ihre Ent-
wicklung. Gelingt es bei 
den Löhnen, den Arbeits-
plätzen und den Renten 

wieder in eine fortschrittliche Logik 
zu kommen, so dass die Ungleich-
heit abgebaut werden kann und die 
unteren und mittleren Einkommen 
wieder zulegen können? Daran wird 
sich der Erfolg der Gewerkschaften 
bemessen. Gleichzeitig erlebe ich 
– nicht durchwegs in den Medien, 
aber in der Bevölkerung – dass die 
Gewerkschaften heute eine enor-
me Autorität geniessen.

Pedrina: Mehr als früher.

Rechsteiner: Die Gewerkschaften 
werden als Akteure gefürchtet. 
Selbst in den mit uns befreunde-
ten Parteien werden sie zum Teil 
gefürchtet. In den für uns zentralen 
Fragen sind wir eine entscheiden-
de Kraft. Denken wir etwa zurück 
an 2014, an die prekäre Situation 
nach der Annahme der «Massen-
einwanderungsinitiative». Für uns 
kam es nicht in Frage, in das alte 
System der Diskriminierung und 
der Kontingente zurückzufallen. 
Mit dieser Haltung waren wir am 
Anfang allein. Am Schluss hat sich 
unsere Position durchgesetzt. Denn 
nur so war es möglich, die bilate-
ralen Verträge mit der Personen-
freizügigkeit fortzusetzen. Bemer-

kenswert ist auch, dass es gelungen 
ist, neue Gesamtarbeitsverträge zu 
erkämpfen und vor allem auch die 
Zahl der Allgemeinverbindlichkeits-
erklärungen von Gesamtarbeitsver-
trägen zu erhöhen. Wir konnten die 
kollektive Absicherung in schwie-
rigen Zeiten verbessern. Natürlich 
ist jede Errungenschaft immer stark 
gefährdet, aber wir haben eine Au-
torität und eine öffentliche Glaub-
würdigkeit. Trotzdem, wenn wir die 
Mitgliederzahlen betrachten, stellt 
sich die Frage: Wie kommen wir in 
Gesellschaften mit individualisier-
ten und vereinzelten Lebensent-
würfen wieder dazu, dass sich die 
Leute auch wieder kollektiv orga-
nisieren?
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«Es gibt 1,5 Millionen 
mehr Beschäftigte als 

in den Achtzigerjahren, 
aber wir haben weniger 

Mitglieder.»

«In den für uns zentralen 
Fragen sind wir die 

entscheidende Kraft.»
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Stefan Keller: Könnt Ihr mir kurz 
erzählen, wie die Gewerkschaf-
ten wieder streikfähig wurden?

Vasco Pedrina: In den Achtziger-
jahren und insbesondere mit der 
Wirtschaftskrise ab 1991 wurde 
uns klar, dass wir eine «corsa con-
tro il tempo», einen Wettlauf mit 
der Zeit aufnehmen mussten, um 
als Gewerkschaft wieder aktions-
fähig zu werden. Diese Aktionsfä-
higkeit beinhaltete drei Elemente, 
die Mobilisierung auf der Strasse, 
die politische Referendums- und 
Initiativfähigkeit sowie die Streikfä-
higkeit: Die Mobilisierung auf der 
Strasse gelang uns bei der GBH 
erstmals 1990 mit der nationalen 
Demonstration gegen das Saison-
nier-Statut. Im Zentralvorstand war 
diese Demonstration noch umstrit-
ten gewesen. Die Gegner waren 
zwar nicht prinzipiell gegen eine 
Demo, sie erklärten aber, dass wir 
es nicht schaffen würden und dass 
daraus eine Blamage für die Ge-

werkschaft werde. Trotzdem erhiel-
ten wir eine Zweidrittelmehrheit 
und begannen während Monaten 
zu mobilisieren. Am Ende nahmen 
gegen 20‘000 Kolleginnen und Kol-
legen an der Demo teil – das Ziel 
waren 10‘000 gewesen. Von jetzt an 
wussten wir, wie man mobilisiert. 
Auch beim zweiten Element, der 
politischen Referendums- und In-
itiative-Fähigkeit, mussten wir bei 
Null anfangen, darüber haben wir 
aber bereits gesprochen. Das drit-
te Element waren schliesslich die 
Streiks.

Rieger: Das Streiken musste von 
Grund auf wieder erlernt werden. 
In den Betrieben redeten wir zuerst 
nicht viel von Streik, sondern von 
Protestaktionen. Das bedeutete 
zum Beispiel, dass die Beschäftig-
ten mal mit einem Transparent vor 
den Betrieb hinstanden. Oder dass 
sie in der Pause eine Versammlung 
machten und die Pause dann even-
tuell um zehn Minuten verlänger-

EXKURS: STREIK UND 
STREIKRECHTE

«Das Streiken musste 
von Grund auf  wieder 

erlernt werden.»

Der Streik im Kampf gegen den Arbeitsplatzabbau  
in der SBB-Werkstatt in Bellinzona im Frühjahr 2008  
führte zum Erfolg. Fo
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Streikkurse durchgeführt werden, 
ausgehend von der Erfahrung bei 
Marmor und Granit. 

Rieger: Wir haben solche Kurse 
dann effektiv gemacht, und in wei-
teren Streiks haben wir zusätzliche 
Erfahrungen gesammelt, zum Bei-
spiel im Kampf gegen die Schlies-
sung der Spinnerei Kollbrunn oder 
bei Calida. Die ersten dieser Akti-
onen waren nicht sehr erfolgreich, 
doch ab dem Streik bei der Zeba in 
Basel im Jahre 2000 ging es zuneh-
mend besser. Den grössten Erfolg 
hatten wir natürlich 2002 mit der 
grossen Streikbewegung im Bau 
für die vorzeitige Pensionierung ab 
60 Jahren.

Rechsteiner: Ein Element für die-
se positive Entwicklung war auch 
die Verankerung des Streikrechts 
in der Verfassung. Ende der Neun-
zigerjahre gab es ja eine Revision 
der Bundesverfassung, die wir an-
fangs unterschätzt hatten, weil sie 
nur als «Nachführung» galt. Zustän-
dig war der konservative Bundes-
rat Arnold Koller, der in die neue 
Verfassung auch die internationa-
len Konventionen einbezog. Die 
Schweiz war Anfang der Neunziger-
jahre den beiden UNO-Menschen-
rechtspakten beigetreten. Damit 
gehörte dieser Teil des internatio-

nalen Rechts neben den ILO-Kon-
ventionen zum Rechtsbestand der 
Schweiz. Das führte dazu, dass Bun-
desrat Koller in einem Entwurf auch 
das Streikrecht in die Bundesver-
fassung übernehmen wollte. Die 
Arbeitgeber und die bürgerlichen 
Parteien bekämpften das aller-
dings, und so kam ich als neuge-
wählter Präsident des SGB in eine 
klassische Deal-Situation. In einem 
Vier-Augen-Gespräch mit Koller er-
klärte ich, die Gewerkschaften wür-
den die neue Bundesverfassung 
nur unterstützen, wenn das Streik-
recht darin verankert sei. Es war 
eine Schlüsselgeschichte, und das 
Streikrecht blieb drin. Die neue Ver-
fassung hat es dann in der Volks-
abstimmung nur knapp geschafft. 
Letztlich kam es also auf die Ge-
werkschaften und damit auf das 
Streikrecht an. 

Rieger: Für die Entwicklung der 
Streiks seit dem Jahre 2000 war 
das ein Vorteil. Der weit verbrei-
tete Mythos, in der Schweiz seien 
Streiks gar nicht erlaubt, war damit 
weg. Das hat die Renaissance der 
Arbeitskämpfe erleichtert.

ten. Auf so etwas waren wir alle 
schon wahnsinnig stolz. Es bedeu-
tete auch, dass die Leute wieder an 
die Demos kamen. So übten wir die 
Aktionsfähigkeit.

Gab es nicht schon in den Sieb-
zigerjahren Streiks mit Symbol-
charakter? Ich erinnere mich an 
Streiks bei Burger & Jacobi in 
Biel, bei Dubied und anderswo. 
Habt ihr aus diesen Bewegungen 
etwas gelernt? Waren sie wich-
tig?

Pedrina: Für mich waren sie wich-
tig. Die Streiks in Genf, bei Du-
bied in Neuenburg, bei Matisa in 
der Waadt. Die ersten Streiks nach 
Jahrzehnten des Arbeitsfriedens! 
Ich war in Unterstützungskomitees 
dabei. 

Rieger: Die meisten dieser Streiks 
reagierten auf Betriebsschliessun-
gen in der tiefen Krise der Siebzi-
gerjahre. Oft entstanden sie aus 
der Belegschaft heraus, getragen 
von Migranten mit Streik-Erfahrung 
aus ihren jeweiligen Ländern. Die 
Gewerkschaften unterstützten sol-
che Streiks erst im Nachhinein oder 
stellten sich sogar dagegen. Da-
durch hatten die Aktionen kaum 
Erfolg. Wegen der Krise mussten 
nachher Zehntausende Migrantin-

nen und Migranten die Schweiz 
verlassen, unter ihnen viele Leu-
te, die wussten, wie man streikt. Es 
entstand also keine Kontinuität. In 
den Achtzigerjahren folgten sie-
ben fette Jahre der Hochkonjunk-
tur, am Verhandlungstisch gab es 
wieder etwas zu verteilen: Man be-
kam Lohnerhöhungen, mehr Ferien 
und anderes. So blieben die Streiks 
der Siebzigerjahre eine Episode. 
Aber für uns waren sie lehrreich. 
Es gibt Filme und Bücher darüber.

Pedrina: Wir konnten schon etwas 
mitnehmen. Mein erster Streik in 
der GBI war einer in der Marmor- 
und Granit-Branche der deutschen 
Schweiz 1992. Er begann sehr spon-
tan. Am ersten Tag machten nur 
zwei Betriebe mit. Dann setzten 
wir uns mit den Büezern gemein-
sam das Ziel, jeden Tag eine wei-
tere Firma zu bestreiken. Mit einer 
Gruppe von streikenden Büezern 
besuchten wir jeden Abend eine 
Versammlung und versuchten, die 
Leute zu überzeugen, am nächsten 
Morgen nicht in die Firma zu ge-
hen. Der Streik gelang, auch wenn 
wir nicht alles durchsetzen konnten.

Rechsteiner: Ich erinnere mich gut. 
Der Ostschweizer Regionalsekretär 
Ueli Stoffer hat in der Folge  den 
Vorschlag gemacht, dass in der GBI 
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«Die Gewerkschaften hatten 
einen wesentlichen Anteil 
an der diskriminierenden 

Migrationspolitik jener Epoche.»

EUROPA, MIGRATION, 
GEWERKSCHAFTEN 

Die gewerkschaftliche Migrationspolitik verabschiedete sich 
in den vergangenen Jahrzehnten von der Diskriminierung 
ausländischer Kolleginnen und Kollegen. Sie erkämpfte das 
Ende des Saisonnierstatuts und die von Schutzmassnahmen 
flankierte Personenfreizügigkeit mit Europa. Wie ist das ge-
lungen? Wo sind die Probleme? Im Gespräch mit Paul Rech-
steiner: Vania Alleva und Vasco Pedrina.

Stefan Keller: Vasco Pedrina, Du 
arbeitest zur Zeit an einer Publi-
kation über gewerkschaftlich Mi-
grationspolitik. Könntest Du uns 
einen kleinen historischen Rück-
blick geben?

Vasco Pedrina: In den vergange-
nen hundertfünfzig Jahren hat sich 
die schweizerische Migrationspoli-
tik zwischen zwei Polen bewegt: Ei-
nerseits gab es eine Politik der offe-
nen Türe bis 1914, damals herrschte 
mit Europa Personenfreizügigkeit, 
andererseits gab es vom Ersten 

Weltkrieg bis 2002 den Versuch, 
die Einwanderung mehr oder we-
niger streng zu kontrollieren und 
so zu bremsen. Seither herrscht 
zwischen den EU-Staaten und der 
Schweiz aufgrund der Bilateralen 
Verträge wieder Personenfreizü-
gigkeit. Ich selber habe mich mit 
dem Migrationsthema just nach der 
ausländerfeindlichen Schwarzen-
bach-Initiative von 1970 zu beschäf-
tigen begonnen: Es war die Zeit 
der Hochkonjunktur, des Saison-
nierstatuts und der Verschärfung 
der Kontingentierungspolitik unter Die Zeit der Kontingente:  

Ankunft spanischer Landarbeiter in Genf 1962. Fo
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dem Druck von rechtsnationalen 
Volksinitiativen. Als Achtundsechzi-
ger hielten wir natürlich die Fahne 
der Gleichberechtigung hoch und 
kamen so auch mit den Gewerk-
schaftsführungen in den Clinch. Die 
gewerkschaftliche Migrationspo-
litik war zu jener Zeit längst nicht 
mehr internationalistisch, sie war 
ganz von Abwehrhaltungen ge-
prägt. Die Gewerkschaften hatten 
sogar einen we-
sentlichen Anteil 
an der diskriminie-
renden Migrations-
politik jener Epo-
che. Sie dachten, 
weniger Migration 
verknappe die Ar-
beitskraft, und das 
sei für die Schwei-
zer Arbeiter und 
Arbeiterinnen gut. 
Sie glaubten auch 
lange, die Migra-
tion sei ein vorü-
bergehendes Phänomen. Ab der 
zweiten Hälfte der Sechzigerjahre 
kam allmählich Bewegung in solche 
Positionen. Bei der Gewerkschaft 
Bau und Holz GBH und ebenfalls 
bei der christlichen Metall-Gewerk-
schaft entstand jetzt ein Bewusst-
sein dafür, dass die Migration ein 
dauerhaftes Phänomen bleiben 
würde, und dass die Gewerkschaft 

auch an die Migranten und Mig-
rantinnen als hier tätige Arbeitneh-
mende denken musste. Wir alle 
drei, Paul, Vania und ich, haben 
uns für den Kurswechsel in der Mi-
grationspolitik, für eine Politik der 
Solidarität und der gleichen Rech-
te engagiert. Eine These in meiner 
Broschüre lautet: Die grosse Wen-
de war nur möglich, weil die Ge-
werkschaften in den Sechziger- und 

Siebzigerjahren 
begonnen hatten, 
sich für Migrantin-
nen und Migran-
ten zu öffnen. In 
der Folge ist der 
Anteil der Mig-
ranten an der Mit-
gliedschaft stetig 
gestiegen. Gleich-
zeitig ist eine neue 
Generation kämp-
ferischer Gewerk-
schafterinnen und 
Gewerkschafter 

herangewachsen, denen eine al-
lein auf den Verhandlungstisch fi-
xierte Politik nicht mehr genügte. 
Soweit dieser Kurswechsel gelun-
gen ist, hat er die Gewerkschaften 
also gestärkt. 

Paul Rechsteiner, seit wann be-
schäftigst du dich mit dem The-
ma Migration?

Paul Rechsteiner: Auch meine 
Sensibilisierung für dieses Thema 
begann zur Zeit der Schwarzen-
bach-Initiative. Ich war noch sehr 
jung, Kantonsschüler, und nicht 
stimmberechtigt, als die Initiative 
zur Abstimmung kam. Die Frem-
denfeindlichkeit war zu jener Zeit 
enorm. Den St. Galler Gewerk-
schaftssekretären – ausschliess-
lich Männer – sass die Schwarzen-
bach-Abstimmung noch lange in 
den Knochen, die Erfah-
rung, wie sie hier plötz-
lich Probleme mit ihrer 
Basis bekommen hatten. 
Das hat auch die Gewerk-
schaften fast zerrissen. 
Ich war in jener Zeit aktiv 
bei der Mitenand-Initia-
tive, vom Unterschriften-
sammeln 1974 bis hin zur 
Volksabstimmung 1981: 
Es wurde eine Niederlage ers-
ter Güte! Trotzdem war die Mit-
enand-Initiative wichtig, denn sie 
formulierte eine Alternative zur 
herrschenden Politik. Nach der 
Niederlage erschien es aber nicht 
mehr wahrscheinlich, dass in ab-
sehbarer Zeit ein radikaler migra-
tionspolitischer Kurswechsel statt-
finden könnte, auch nicht in der 
Gewerkschaft. Undenkbar, dass 
die Gewerkschaften eine Öffnung 
des Arbeitsmarktes und die Perso-

nenfreizügigkeit mittragen würden, 
und trotzdem passierte genau das 
innerhalb von relativ wenigen Jah-
ren – verbunden mit Schutzmass-
nahmen für die Arbeitsplätze. Zu-
erst kam aber noch das Nein zum 
EWR, bei dem auf Schutzmassnah-
men verzichtet wurde, und aus dem 
wir lernen mussten. Überhaupt gab 
es ein paar extreme Wechsel in der 
Politik jener Jahre: Vom  EWR-Nein 
1992 zum Ja zur Personenfreizü-

gigkeit 2000. Auch der Beitritt der 
Schweiz zur Uno scheiterte 1986 in 
einer kapitalen Niederlage, aber 
schon 2002 trat die Schweiz der 
UNO bei. In den Gewerkschaften 
gelangten in dieser Zeit wir Jungen 
von der Opposition direkt in die 
Führungsverantwortung und konn-
ten eine neue Politik durchsetzen.

Vania Alleva: Aus persönlicher Er-
fahrung weiss ich, was es für Zu-
kunftsentwürfe in Migrantenfa-

«Die grosse 
Wende war nur 

möglich, weil die 
Gewerkschaften 

begonnen 
hatten, sich für 

MigrantInnen zu 
öffnen.»

«In dieser Zeit gelangten 
wir Jungen von der 

Opposition direkt in die 
Führungsverantwortung 
und konnten eine neue 

Politik dursetzen.»
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milien heisst, wenn ihnen durch 
diskriminierende Aufenthaltsre-
gime Prekarität und Planungsun-
sicherheit aufgezwungen werden. 
Ich weiss, wie Menschen individu-
ell auf Diskriminierung und Integra-
tionshürden reagieren können. Am 
Anfang meiner Gewerkschaftstätig-
keit war ich viel mit Migrantinnen 
und Migranten in Kontakt, die in 
den Sechziger- und Siebzigerjah-
ren in der Gewerkschaft begonnen 
hatten. Es waren kämpferische Ge-
werkschafter und Gewerkschafte-
rinnen, Pfeiler der Bewegung, die 
mir auch erzählten, wie sie einst 
um Anerken-
nung in der 
Organisation 
hatten ringen 
müssen. Aus 
dieser Pers-
pektive war 
die Öffnung 
der Gewerk-
schaft hin zur 
Migration tatsächlich ein substan-
zieller Wechsel in den Positionen. 
1997 habe ich bei der GBI zu ar-
beiten begonnen: Beim Thema 
Personenfreizügigkeit, bei den Bi-
lateralen Verträgen und den Flan-
kierenden Massnahmen waren die 
Gewerkschaften inzwischen die 
entscheidenden Player. Die Perso-
nenfreizügigkeit wurde dann für die 

organisierten Migrantinnen und Mi-
granten zu einer riesigen Errungen-
schaft: Jahrelang hatten sie zuvor 
für die Abschaffung des Saision-
nierstatuts gekämpft und jetzt ge-
lang es – ohne neue Einschränkun-
gen! Wir beschäftigten uns aber 
auch mit anderen migrationspoli-
tischen Themen: Wir bekämpften 
das damalige Drei-Kreise-Modell in 
der Schweizer Ausländerpolitik, das 
einen Teil unserer Mitglieder diskri-
minierte. Zwar hatten Bürgerinnen 
und Bürger der EU in der Schweiz 
jetzt Personenfreizügigkeit, aber 
alle anderen hatten sie nicht. In 

diesem Zusam-
menhang muss 
der Kampf ge-
gen die Schen-
gen-Visa für in 
der Schweiz le-
bende Nicht-
EU-Bürger ge-
sehen werden. 
Deren Abschaf- 

fung erreichten wir 2006 nach lang-
wieriger Lobbyarbeit in der Schweiz 
und in ganz Europa. Stark in den 
Vordergrund rückte die Problema-
tik der Sans-Papiers. Es war die Zeit 
der Kirchenbesetzungen. Als Ge-
werkschaft arbeiteten wir eng mit 
den verschiedenen Bewegungen 
zusammen, die für und mit Sans-Pa-
piers für eine kollektive Regulari-

sierung ihres Aufenthaltsstatus 
kämpften. Ein weiteres Thema war 
die Einführung des doppelten Bür-
gerrechts, auch das eine grosse Er-
rungenschaft für die Migrantinnen 
und Migranten. Aber immer noch 
gab es diskriminierende Einbürge-
rungsentscheide bei Gemeinde-
abstimmungen. Dagegen kämpf-
ten wir auf rechtlichem Weg und 
erreichten einiges, zum Beispiel 
in einem Prozess gegen die 
Gemeinde Emmen. Nicht ge-
klappt hat 2004 ein nächster 
Schritt, die erleichterte Einbür-
gerung der zweiten und die 
automatische der dritten Ge-
neration. Insgesamt herrschte 
jedoch in den Jahren, in de-
nen ich meine Arbeit bei der 
Gewerkschaft aufnahm, eine 
migrationspolitische Aufbruchstim-
mung. Wir waren sicher auch ein 
Stück weit euphorisch und daraus 
entwickelte sich eine gute Dyna-
mik. Später gab es leider – jeden-
falls im politischen Diskurs – wie-
der eine extreme Verhärtung. Unser 
Referendum gegen das Ausländer- 
und Asylgesetz 2006 hatte leider 
keine Chance.

Rechsteiner: Die Migrationsge-
schichte ist von ständigen Fort-
schritten und Rückschritten ge-
prägt, manchmal finden sie 

gleichzeitig statt. Als ich 1986 ins 
nationale Parlament kam, brannten  
Flüchtlingsheime in der Schweiz, 
bald darauf kam aber das Anti-Ras-
sismus-Gesetz durch die Volksab-
stimmung. Die Einführung des 
doppelten Bürgerrechts ist 1992 
kurz nach Ablehnung des EWR ge-
lungen. Ja, es war eine Zeit der ge-
sellschaftlichen Aufbrüche, zuerst 
der Fall der Berliner Mauer 1989, 

die Fichenaffäre, das Komitee ge-
gen den Schnüffelstaat. Riesige De-
monstrationen. Der Frauenstreik 
1991. In gewissen Bereichen ging 
es damals plötzlich sehr schnell vo-
ran, es gab Durchbrüche und dann 
eben wieder Rückschläge. Emmen 
zum Beispiel, die verweigerte Ein-
bürgerung für Ex-Jugoslawen: Die 
GBI finanzierte den Prozess, ob-
wohl die Betroffenen gar keine Ge-
werkschaftsmitglieder waren. Und 
wir gewannen. Später gewannen 
wir auch in Rheineck einen Prozess 
um die Frage, ob es einen posi-

«Die Personen-
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tiven Anspruch auf Einbürgerung 
und gegen Diskriminierung gibt. 
Heute sehen wir wieder verhinder-
te Einbürgerungen in der ganzen 
Schweiz, rigide Vorstellungen von 
Integration und Kontrolle spielen 
immer noch eine Rolle, und insge-
samt ist die Schweiz bei den Einbür-
gerungen sehr weit im Rückstand. 
Trotzdem hat sich, gemessen an 
früher, vieles verbessert.

Dieser gewerkschaftliche Kurs-
wechsel in der Migrationspolitik: 
Wie ist er in der Praxis eigentlich 
vor sich gegangen?

Alleva: Ich glaube das sagte die 
These von Vasco bereits. Der Kurs-
wechsel gelang, weil Mig-
rantinnen und Migranten 
als Mitglieder organisiert 
wurden und dann auch in 
der Gewerkschaft arbei-
teten. Zuvor war es über-
haupt nicht selbstverständ-
lich, dass man Migrantinnen 
und Migranten organisier-
te. In Deutschland zum Bei-
spiel hat die Baugewerkschaft bis 
heute praktisch keine Migranten 
organisiert, obwohl die Baustellen 
voll von ihnen sind. Sobald sich 
die Gewerkschaft für die Migrati-
on öffnete, entstand eine neue Dy-
namik. In Versammlungen führte 

man dank den Migrantinnen und 
Migranten plötzlich ganz andere 
Diskussionen. Bei der Öffnung war 
die GBI damals führend – und bald 
hat sie migrationspolitisch auch im 
SGB den Ton angegeben. Die Be-
reitschaft und die Sensibilisierung 
für Migrationspolitik und die Mi-
grationsthematik ganz generell 
ist aber kein Selbstläufer, es muss 
immer daran gearbeitet werden. 
Wir müssen das Bewusstsein ver-
ankern, dass die Schlagkraft und 
Stärke unserer Bewegung in ihrer 
Vielfalt liegt. Durch den gezielten 
Einbezug der Migrantinnen und Mi-
granten in allen Gremien fördern 
wir eine basisnahe Gewerkschafts-
arbeit. Wir haben schon hier sehr 

viel erreicht und sind in der Schweiz 
einzigartig – gerade auch, weil die 
Unia den grössten Anteil an Mit-
gliedern und Angestellten mit aus-
ländischem Pass hat. Und ich per-
sönlich bin nicht zuletzt auch als 
erste Vertreterin der Migrantinnen 

und Migranten ins Präsidium ge-
wählt worden.

Pedrina: Vielleicht eine kleine Be-
gebenheit, die zeigt, was für ein 
Kampf das innergewerkschaftlich 
war: Als wir 1989 an einer Delegier-
tenversammlung ein Positionspa-
pier zur schrittweisen Abschaffung 
des Saisonnier-Statuts präsentier-
ten, zusammen mit den Kollegen 
aus der Migration, kam ein wü-
tender Gewerkschaftssekretär aus 
dem Thurgau zu mir, ein bekann-
ter SP-Politiker, und erklärte mit 
Vehemenz: Wenn 
ihr das Saison-
nier-Statut ab-
schafft, macht Ihr 
unsere Gewerk-
schaft kaputt! Der 
Kurswechsel war 
also nicht ganz 
einfach. Tatsäch-
lich hatte die GBH 
schon 1980 für die Abschaffung des 
Saisonnier-Statuts mit einer Gross-
demonstration plädiert, während 
die anderen Verbände ihre Posi-
tionen erst Mitte der Achtziger-
jahre wechselten. Auch die Perso-
nenfreizügigkeit war lange Zeit nur 
eine Idee des linken Flügels, sie 
wurde erst mehrheitsfähig, nach-
dem Jacques Delors, damals Prä-
sident der Europäischen Kommis-

sion, 1989 einen Europäischen 
Wirtschaftsraum mit Schweizer Be-
teiligung angeboten hatte. Nach 
langen Diskussionen waren die Ge-
werkschaften 1992 bereit, in diese 
Richtung zu gehen.

Rechsteiner: Doch 1992 waren die 
Gewerkschaften noch keine zen
tralen Akteure in dieser Sache, son-
dern sie versuchten lediglich, sich 
einigermassen positiv dazu zu ver-
halten. Der Abstimmungskampf 
zum EWR hat die Linke noch ein-
mal zerrissen. Der EWR wäre 1992 

nicht abge-
lehnt wor-
den ohne 
einen Teil 
der Linken. 
So konn-
te Blocher 
gewinnen. 
Eine aktive 
und positi-

ve linke Position zur Personenfrei-
zügigkeit musste erst erarbeitet 
werden, für uns war das damals 
ein grosser Lernprozess. Geholfen 
haben uns äussere ökonomische 
Bedingungen: Die Schweizer Wirt-
schaft brauchte eine Lösung mit 
Europa. Und zu den inneren Bedin-
gungen gehörte eben die Öffnung 
der Gewerkschaften gegenüber 
den Migrantinnen und Migranten, 
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verbunden mit einem Generatio-
nenwechsel. Ein Stück weit folg-
te der Kurswechsel natürlich auch 
einem Konzept, daraus muss man 
ja kein Geheimnis machen: Wir ha-
ben miteinander geredet und Kon-
zepte geschrieben. Derjenige der 
am meisten Papiere schrieb in all 
diesen Jahren, war Andreas Rie-
ger; er brachte schon früh auf den 
Punkt, was wir später umsetzten. 
Wir mussten zuerst unsere Über-
legungen schärfen, das Kontin-

gentierungssystem genau begrei-
fen und klären, welchen Schutz es 
für die einheimische Arbeiterschaft 
weiterhin brauchte. Dabei arbeite-
ten wir auch eng mit Akteuren aus 
dem Volkswirtschaftsdepartement 
zusammen. Unter Pascal Couche-

pin gab es dort Leute, die mit uns 
und nicht gegen uns arbeiteten. Im 
Gewerkschaftsbund hatten wir mit 
Serge Gaillard als Zentralsekretär 
jetzt jemanden, der die Probleme 
sah, anders als sein Vorgänger Beat 
Kappeler, der immer etwas wolkig 
geblieben war. So entwickelten wir 
also gemeinsame Vorstellungen 
von einem nichtdiskriminierenden 
System zum Schutz der Löhne. Ein 
System, das arbeitsmarktlich aus-
gerichtet war und nicht wie bisher 

fremdenpolizeilich gesteu-
ert. Der Verhandlungspro-
zess mit Arbeitgebern und 
Wirtschaftsverbänden ging 
relativ schnell, und es gab 
auch einen Bundesrat, der 
das System umsetzen woll-
te. Vielleicht muss man das 
heute in Erinnerung rufen: 
Die Neunzigerjahre waren 
zwar die Zeit der neolibe-
ralen Attacken, alle Regu-
lierungen auf dem Arbeits-
markt wurden diskreditiert, 
Gesamtarbeitsverträge gal-
ten in der Wirtschaft als Aus-

laufmodell. Doch plötzlich war es 
dank einer besonderen machtpo-
litischen Konstellation möglich, 
zusammen mit dem Arbeitgeber-
verband die Flankierenden Mass-
nahmen zu entwickeln.

Was genau passierte dabei 
machtpolitisch?

Rechsteiner: Die Schweizer Wirt-
schaft stand vor der Notwendigkeit, 
im Verhältnis zur Europäischen Uni-
on schnell eine Lösung zu finden. 
Dazu muss man wissen, dass sich 
zwischen 1989 und 2004 auch die 
EU stark veränderte. Zuvor war sie 
auf Westeuropa beschränkt, jetzt 
kamen Länder des frühe-
ren Osteuropa dazu. Diese 
Veränderung passierte in-
nerhalb von nur zwölf Jah-
ren und löste eine enorme 
Dynamik aus.

Pedrina: Es gab auch hier 
Erfolge und Rückschläge. 
Mit der Personenfreizügig-
keit gelang es, grosse Ver-
besserungen zu erreichen. 
Andererseits mussten wir 
Verschlechterungen beim 
Ausländergesetz, beim Asylgesetz 
in Kauf nehmen. Die Regularisie-
rung der Sans-Papiers ist nicht ge-
lungen. Zeitgleich mit der Öffnung 
zur EU fand, wie Vania gesagt hat, 
europaweit eine migrationspoliti-
sche Verhärtung statt.

Gab es auch Rückschläge inner-
halb der Gewerkschaften?

Pedrina: In den Gewerkschaften 
gibt es bis heute Kolleginnen und 
Kollegen, die die Personenfreizü-
gigkeit als neoliberales Konstrukt 
anschauen und sie deshalb ableh-
nen. Diese Diskussion bricht immer 
wieder aus: Ist die Personenfreizü-
gigkeit ein Grundrecht, oder ist sie 
ein neoliberales Konstrukt? Ist sie 
die Voraussetzung für mehr Gleich-
heit oder für mehr Ausbeutung von 

Menschen? Diskussionen gibt es 
auch über das Ausmass der flankie-
renden Massnahmen. Manche die-
ser Massnahmen gehen einem Teil 
der Linken nicht weit genug, und 
sie wollten schon einmal das Refe-
rendum dagegen ergreifen.

Alleva: In den Diskussionen rund 
um die Personenfreizügigkeit steht 
jeweils auch die Maximalforderung 
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im Raum, eine solche müsse für alle 
Menschen in der ganzen Welt gel-
ten. Dabei müssen wir aufpassen, 
nicht das Kind mit dem Bade aus-
zuschütten, also die Personenfrei-
zügigkeit mit der EU nicht abzu-
lehnen, weil 
sie «nur» für 
einen Teil der 
Migrantinnen 
und Migran-
ten gilt. Eben-
so wichtig in 
der Diskussi-
on ist die Be-
kämpfung der 
Schwarzarbeit. 
Aus gewerk-
schaftlicher Sicht müssen wir im-
mer wieder darauf beharren, dass 
bei der Schwarzarbeitsthematik 
nicht der Aufenthaltsstatus der Ar-
beitnehmenden in den Fokus rückt, 
sondern die Pflichten der Arbeit-
geber.

Rechsteiner: Machtpolitisch waren 
diese internen Diskussionen oft hei-
kel, manchmal stand der Konflikt 
auch auf Messers Scheide. In den 
Jahren von 1998 bis 2000 hatten 
wir ja Erfolg mit einer Strategie des 
«Nein, wenn nicht …»: Wir forder-
ten ultimativ den Schutz der Löhne 
und drohten, sonst Nein zu den Bi-
lateralen Verträgen zu sagen. Mit 

dieser Strategie waren wir den üb-
rigen Gewerkschaften in Europa 
weit voraus. Niemand sonst sag-
te «Nein, wenn nicht …». Aber es 
war auch sehr kühn, und es brauch-
te einige Nerven, diese Strategie 

durchzusetzen. 
Links und rechts 
hatten wir es 
mit Bedenken-
trägern zu tun: 
Traditionelle 
Gewerkschaf-
ter, die nicht mit 
unserem Erfolg 
rechneten, aber 
auch keine al-
ternative Positi-

on formulierten, sondern einfach 
darauf warteten, dass wir abstürz-
ten. Linke Gewerkschafter, die uns 
kritisierten, weil wir überhaupt in 
eine kapitalistische Logik eingestie-
gen waren, sozusagen einen Pakt 
mit dem Teufel eingehen wollten. 
Es brauchte ein enormes Stehver-
mögen in dieser Zeit, und als wir 
uns schliesslich durchgesetzt hat-
ten, entstand in den Gewerkschaf-
ten plötzlich ein anderes Problem: 
Jetzt wollten viele Kolleginnen und 
Kollegen diese erfolgreiche, aber 
auch hochriskante «Nein wenn 
nicht …»-Strategie bei anderen 
Themen wiederholen. Es gibt seit-
her immer wieder die Versuchung, 

den starken Mann oder die starke 
Frau zu markieren und ein Nein an-
zudrohen, wenn nur eine bestimm-
te Forderung nicht erfüllt wird. Das 
ist natürlich ein Spiel mit dem Feuer 
sobald es um Themen geht, bei de-
nen das eigentliche Nein von ganz 
rechts kommt. Aus diesem Grund 
war es für uns eine delikate Fra-
ge, wie weit man die Flankierenden 
Massnahmen zum Schutz der Löh-
ne weiterentwickeln konnte, ohne 
erneut in eine Veto-Position zu ge-
langen und das bisher Er-
reichte aufs Spiel zu setzen. 
Die Abstimmung zur «Mas-
seneinwanderungs»-Initia-
tive am 9. Februar 2014, 
als die Stimmenmehrheit 
sich erstmals wieder ge-
gen eine Öffnung kehrte, 
zeigt andererseits, dass wir 
den Kampf immer wieder von vor-
ne führen müssen. Wir setzen uns 
als Gewerkschaften heute selbst-
verständlich für gleiche Rechte ein, 
aber beim Thema Migration be-
gegnen wir immer noch einer gros-
sen Skepsis bei unserer Basis.

Pedrina: Ich habe den Eindruck, 
dass diese Skepsis sogar stark ge-
wachsen ist. Vor zehn Jahren gab 
es sehr viele aktive Leute in der 
Gewerkschaft, die sich klar positiv 
zur Personenfreizügigkeit äusser-

ten. Heute sind es weniger, und es 
braucht sehr viel mehr Überzeu-
gungsarbeit von uns. Wenn aber 
ein Teil des Apparats ebenfalls 
eine kritische Meinung zur Perso-
nenfreizügigkeit vertritt, dann wird 
es schwierig. 

Rechsteiner: Dabei ist die Perso-
nenfreizügigkeit heute ein Stück 
erlebte Freiheit. Viele Junge kön-
nen sich gar nicht mehr vorstellen, 
wie es früher war. 

Alleva: Wir sehen es ja bei uns in 
der Gewerkschaft. Wir haben un-
zählige neue Kolleginnen und 
Kollegen, die wegen der Krise 
bei ihnen zuhause in die Schweiz 
kommen, um hier zu arbeiten. Wie 
selbstverständlich nutzen sie Auf-
enthaltssicherheit, Recht auf Fami-
liennachzug, Freiheit des Wohnort-
wechsels und des Stellenwechsels. 
Alles Dinge für die wir Jahrzehnte 
kämpfen mussten. Bei allen Pro-
blemen, die es auf dem Arbeits-
markt trotzdem noch gibt – wie die 

34 / Feierabendgespräche Feierabendgespräche / 35

«Wir setzen uns für 
gleiche Rechte ein, 
aber beim Thema 

Migration begegnen 
wir bei unserer Basis 
immer noch grosser 

Skepsis.»

«Nach dem Ja zur 
‹Masseneinwanderungs-
initiative› schienen wir 
allein gegen den Rest 
der Welt zu stehen.»



Prekarität bei der Pendelmigration 
oder bei Entsendungen –, müssen 
wir diesen Schatz an Grundrech-
ten nach innen und aussen immer 
wieder in Erinnerung rufen. Eigent-
lich ist es wie bei den Frauenrech-
ten: Nichts wird dir geschenkt, und 
wenn du es dann hast, musst du es 
sogleich wieder verteidigen. 

Aber trotzdem gab es das Ab-
stimmungsresultat vom Februar 
2014.

Pedrina: Ja, und nach der Abstim-
mung zur «Masseneinwande-
rungsinitiative» vom Februar 
2014 hatten wir plötzlich wieder 
die Kontingentierung vor der 
Haustüre. Es war damals sehr 
wichtig, dass wir als Reaktion 
darauf sofort drei Prinzipien de-
finierten und diese trotz aller 
Widrigkeiten durchsetzten.

Rechsteiner: Die drei Prinzi-
pien waren: Keine neue Dis-
kriminierung, also kein neues 
Saisonnier-Statut! Fortsetzung 
der Bilateralen Verträge! Mehr 
Schutz statt weniger Schutz! Da-
mals ist uns – auch von guten Ge-
werkschaftern – gesagt worden: 
Das mit den Flankierenden Mass-
nahmen könnt Ihr jetzt vergessen, 
die werden sie euch zerschlagen 

und die Bilateralen sind eben-
falls verloren. Von den politischen 
Parteien kam fast keinen Support 
mehr. Plötzlich schienen wir allein 
gegen den Rest der Welt zu ste-
hen. Dass es am Ende gelingen 
würde, die Initiative nach unseren 
drei Prinzipien umzusetzen, konn-
ten wir natürlich nicht wissen. Die 
Niederlage der «Durchsetzungsin-
itiative» im Februar 2016 schaffte 
dann zum Glück eine neue macht-
politische Ausgangslage, auch im 
Verhältnis zu einigen Akteuren des 
Freisinns. Die Beziehungen zu den 

Arbeitgebern waren ja seit Mitte 
2013 total blockiert, die neue Spit-
ze setzte auf eine politische Rechts-
mehrheit mit Blocher. Sie sabotier-
te die mit der Verwaltung bereits 
eingeleiteten Gespräche über die 

Verbesserung der flankierenden 
Massnahmen und trug damit sel-
ber zum Abstimmungsresultat von 
2014 bei. Der Bundesrat seinerseits 
schlug nun die Rückkehr zu einem 
Kontingentierungssystem vor. Man 
muss sich das vorstellen: Erst kurz 
nachdem wir dieses System endlich 
abgeschafft hatten, sollte es wie-
der eingeführt werden! Ausgehend 
von den Bilateralen Verträgen ist es 
dann aber gelungen, die Prinzipien 
durchzusetzen, wenn auch mit teil-
weise sehr knappen Mehrheiten.

Sagt Ihr nochmals die Prinzipien?

Alleva: Erstens, es darf keine neue 
Diskriminierung geben. Zweitens, 
es braucht mehr Schutz statt weni-
ger Schutz. Und drittens, es braucht 
ein geregeltes Verhältnis mit der 
EU, das heisst, die Bilateralen Ver-
träge werden nicht aufs Spiel ge-
setzt. Mit diesen drei Prinzipien 
sind wir am Abend des 9. Februar 
2014 gestartet.

Pedrina: Diese Prinzipien waren 
auch sehr wichtig für die Kohäsion 
innerhalb der Organisation. 

Rechsteiner: Wir haben in den Ge-
werkschaften darüber Entscheide 
herbeigeführt. Einige Male war es 
heikel.

Alleva: Das Problem ist damit auch 
noch nicht vom Tisch: Mit der Art 
der Umsetzung der «Massenein-
wanderungsinitiative» haben wir 
einen Etappensieg erreicht, aber 
bald kommt die «Begrenzungs- 
initiative» der SVP. Und der mig-
rationspolitische Kontext ist inzwi-
schen ja nicht einfacher geworden. 
Wir versuchten schon vor Jahren, 
den Europäischen Gewerkschafts-
bund von einer Kampagne gegen 
Lohndumping mit dem Hebel ei-
ner Europäischen BürgerInnen- 
Initiative zu überzeugen. Ich bin 
überzeugt, wir müssen bei diesem 
Thema selber noch viel offensiver 
werden. Es ist nicht gut, wenn wir 
allein aus der Defensive heraus auf 
die SVP reagieren. Wir müssen ein 
eigenständiges offensives Projekt 
entwickeln, das bei der Migrati-
onsfrage die gewerkschaftlichen 
Instrumente und Interessen in den 
Vordergrund stellt und Antworten 
gibt auf Ängste und Verunsiche-
rungen an der Basis. Neben den 
anstehenden Abwehrkämpfen, bei 
denen die Verteidigung der bisher 
erreichten Flankierenden Massnah-
men und des Lohnschutzes eine 
zentrale Rolle spielt, brauchen wir 
ein Projekt für starke Arbeitnehmer-
rechte – und zwar gleiche Rechte 
für alle. Die Pisten, die wir zur Zeit 
diskutieren liegen in den Bereichen 
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Gleichstellung im Erwerbsleben, 
Recht auf Festanstellung und Kün-
digungsschutz.

Rechsteiner: Es gibt da viele Para-
meter zu beachten. Innenpolitisch 
haben wir zunächst die sogenannte 
Selbstbestimmungsinitiative gegen 
«fremde Richter». Eine SVP-Initia-
tive, nach der die Schweizer Ver-
fassung wichtiger sein soll als alle 

internationalen Verträge, wichtiger 
als alles, was international gilt. Die-
se Auseinandersetzung findet im 
Herbst 2018 statt. Dann stellt sich 
die Frage, was mit dem Rahmen-
vertrag mit der EU passiert. Und wie 
sich die EU weiterentwickelt. Wir 
wissen heute zum Beispiel nicht, 
wie sie den Brexit verdaut. Das ist 
sehr schwer voraussehbar. Wich-
tig für das Schweizer Verhältnis zu 
solchen Fragen wird die wirtschaft-
liche Entwicklung sein: Kommen wir 
in einen Aufschwung hinein? Wird 

die Arbeitslosigkeit abgebaut? Es 
steht ja nirgends geschrieben, dass 
die Arbeitslosenzahlen, die wir seit 
längerem haben, immer so blei-
ben müssen. Wie steht es mit den 
technischen Umbrüchen? Was be-
wirkt die weitere Digitalisierung? 
Wir bewegen uns in einem sehr 
anspruchsvollen Umfeld, wo es in 
sehr viele verschiedenen Richtun-
gen gehen kann. Auch 1989 oder 

1992 konnten wir uns ja nicht 
vorstellen, wie es zehn Jahre 
später aussehen würde. Und 
2004 hatten wir keine Ah-
nung davon, wie unsere Si-
tuation 2017 oder 2018 sein 
würde. Das Umfeld und sei-
ne Bedingungen können sich 
stark verändern. Wie steht es 
mit der Verfassung der EU in 
den nächsten Jahren? Gibt 

es eine Renationalisierung oder 
nicht? Oder gibt es eine Entwick-
lung zum europäischen Sozialstaat? 
Seit 2014 existiert zum Beispiel ein 
Vorschlag für eine europäische Ar-
beitslosenversicherung seitens der 
EU-Kommission. Man hat ihn ver-
gessen im Moment. Arbeitslosig-
keit ist jenes grosse Übel, das alle 
Leute in ganz Europa plagt, und Eu-
ropa wäre in der Lage, eine Arbeits-
losenversicherung für alle zu ent- 
wickeln. Das Projekt war damals 
recht fortgeschritten, es sah ei-

«Wir müssen in der Lage 
sein, die sozialen Interessen 
im europäischen Kontext zu 

verteidigen.»
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«Wir bewegen uns in 
einem anspruchsvollen 
Umfeld, wo es in sehr 

viele verschiedene 
Richtungen gehen 

kann.»

nen europäischen Sockel für eine 
Arbeitslosenversicherung vor so-
wie Zusatz-Systeme der einzelnen 
Länder. Für Südeuropa hätte das 
bedeutet, dass dort die Systeme 
stabilisiert werden könnten. Neh-
men wir einmal an, ein solches Sys-
tem käme zum Fliegen, würde rea-
lisiert! Es wäre – wie seinerzeit die 
AHV in der Schweiz – ein sichtba-
rer Fortschritt für alle. Nehmen wir 
also an, im europäischen Umfeld 
käme eine solche Entwicklung in 
Gang, dann würde rasch alles voll-

kommen anders aussehen als heu-
te. Viele Elemente spielen also eine 
Rolle, und die Entwicklung ist wei-
terhin schwer vorauszusehen. Wir 
müssen in der Lage sein, die so-
zialen Interessen in diesem euro-
päischen Kontext zu verteidigen. 
Es ist eine grosse Herausforderung 
und Verantwortung für die Jungen 
heute: Es wird wieder unglaublich 
knappe Entscheide geben, und es 
wird daher ganz entscheidend sein, 
wie sich die Gewerkschaften posi-
tionieren. 
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ALTERSVORSORGE, 
SOZIALSTAAT,  
NEUE OFFENSIVEN 

«Es ist uns nicht gelungen, 
nach Jahrzehnten eine 

erstmalige Rentenerhöhung 
durchzusetzen.»

Was machen wir gegen sinkende Renten? Wie geht es weiter 
mit der Altersvorsorge. Ein Gespräch kurz nach einer knap-
pen Niederlage über ihre Gründe und den Weg zur Erneue-
rung des Sozialstaats. Mit Paul Rechsteiner, Andreas Rieger 
und Doris Bianchi.

Stefan Keller: Seit der Abstim-
mung zur Altersvorsorge 2020 
sind ein paar Wochen vergangen. 
Der Gewerkschaftsbund SGB hat 
eine grosse Niederlage erlitten. 
Wie sieht die Lage jetzt aus?

Paul Rechsteiner: Wir sind im Mo-
ment in einer Übergangsphase. Es 
ist uns nicht gelungen, nach Jahr-
zehnten eine erstmalige Rentener-
höhung durchzusetzen. Gescheitert 
ist es an einer Koalition, die – von 
den Arbeitgebern bis zum linken 
Westschweizer Komitee – nur ein 
gemeinsames Ziel verfolgte: Das 
Nein. Eine zentrale Funktion hatte 
auch der «K-Tipp» als Zeitschrift 

des Konsumentenschutzes. Und 
es zeigte sich einmal mehr, dass 
ein «Nein» bei solchen Vorlagen im 
Vorteil ist, denn im «Nein» können 
sich ganz unterschiedliche Motive 
kumulieren. Hinzu kommt, auf der 
anderen Seite, die Schwäche der 
CVP und der Vollausfall der Bauern, 
die vom Ausbau der AHV mehr als 
andere profitiert hätten. Aber nun 
ist es halt so. Nüchtern betrachtet, 
stellt sich die Frage der Rentenhö-
he für uns jetzt in neuer Schärfe. 
Seit dem SGB-Kongress 2010 ver-
langen wir eine Rentenverbesse-
rung bei der AHV. Mit der Vorlage 
AHV plus haben wir vor zwei Jah-
ren fast 41 Prozent der Stimmen ge-

Demo vom 10. September 2016 in Bern  gegen 
Rentenabbau, die Anhebung des Rentenalters auf  
67 Jahre und für eine starke AHV. Fo
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macht. Bei AV 2020 waren es über 
47 Prozent. Das ist zwar eine ver-
passte Chance, aber wir sind auch 
etwas näher am Ziel. Die Aufgabe 
wird nun sein, die nächsten Offen-
siv-Schritte zu formulieren. Was die 
«neue Schärfe» in der Rentenfrage 
betrifft: In der beruflichen Vorsorge 
sinken die Umwandlungssätze und 
aufgrund der tiefen Zinsen wach-
sen die Kapitalien nicht wie vor-

gesehen. Das hat zur Folge, dass 
die Durchschnittsrenten seit Jahren 
sinken. Wir haben also ein massi-
ves Problem in der Zweiten Säule, 
während die Löhne steigen und die 
Wirtschaft wächst. Die erste Säu-
le, die AHV, kennt zwar den Teue-
rungsausgleich, bleibt aber damit 
hinter der Lohnentwicklung zurück. 
Deshalb stellt sich die Frage einer 
nächsten Offensive. 

Doris Bianchi: Es ist ein Frust, dass 
es uns nicht gelungen ist, den 
Mehrwert einer Rentenerhöhung 

so zu vermitteln, dass unsere Koa-
litionspartner mitgezogen hätten. 
Schwierig war auch die Rolle der 
Konsumentenpresse, die sehr un-
bedacht und zerstörerisch unter-
wegs war. Für kommende Revisio-
nen stimmt es mich ein bisschen 
ängstlich, dass die Leute die Be-
deutung der AHV nicht wirklich er-
fasst haben. Insbesondere rund um 
die Rentenhöhe der Frauen: Dass 

die Frauen eine Vorlage ab-
lehnen, bei der sie unter 
dem Strich, trotz des höhe-
ren Rentenalters, besser da-
vonkämen als mit dem jet-
zigen Rentenalter und dem 
jetzigen Rentenniveau. Tat-
sächlich ist doch nach vierzig 
Jahren Rentenstillstand bei 
der AHV eine Verbesserung 

dringend nötig. Darauf deutet übri-
gens auch das Abstimmungsverhal-
ten der Rentnerinnen und Rentner: 
Es ging diesmal um eine Rentener-
höhung ausschliesslich für die Neu-
rentner und Neurentnerinnen, und 
ich glaube, die übermässig starke 
Ablehnung der Vorlage durch die 
jetzigen Rentnerinnen und Rentner 
hat damit zu tun, dass für viele von 
ihnen ihr aktuelles Rentenniveau zu 
niedrig ist, um sich ein anständiges 
Leben zu leisten. Auch die 0,3 Pro-
zent Erhöhung der Lohnbeiträge 
wäre ein Fortschritt gewesen. Die 

Lohnbeiträge sind bei der AHV sehr 
leistungsstark, erhöhte Mehrwert-
steuerbeiträge sind längst nicht 
so potent, und es tut wirklich weh, 
dass mit der Vorlage auch diese 
bessere Finanzierung gescheitert 
ist.

Andreas Rieger: Die Niederlage in 
der Abstimmung ist das eine. Das 
andere ist ein Tendenzbruch, den 
wir feststellen: Seit Einführung der 
AHV, das heisst seit 1948, sind die 
Renten sechzig Jahre lang immer 
besser geworden. Die AHV-Ren-
ten wurden besser, dann 
kam ab 1984 die obligato-
rische zweite Säule: Bis Mit-
te der Achtzigerjahre gab 
es noch ganze Generatio-
nen, die keine betriebliche 
Rente besassen und we-
nig Beitragsjahre hatten. 
Mit der Zeit kamen immer 
mehr Beitragsjahre zusam-
men, die Pensionskassen-
vermögen stiegen, und für Neu-
rentnerinnen und Neurentner gab 
es auch immer mehr Rente. Ab Mit-
te der Neunzigerjahre begannen 
die Angriffe der bürgerlichen Par-
teien und der Arbeitgeber auf die 
Rentenhöhe, es gab Vorstösse zur 
Erhöhung des Rentenalters, zur He-
rabsetzung des Umwandlungssat-
zes, Angriffe auf den Teuerungsaus-

gleich bei der AHV und so weiter. 
Unsere Strategie gegen diese An-
griffe war es, mit Referenden alle 
Verschlechterungen abzuwehren, 
und wir hatten dabei Erfolg. Zu-
sätzlich versuchten wir, mit Hilfe von 
Volksinitiativen, auch Verbesserun-
gen zu erreichen, doch dabei hat-
ten wir keinen Erfolg. Gegen Ver-
schlechterungen konnten wir uns 
also wehren, und bei der AHV ha-
ben wir diese bis heute auch verhin-
dert. Beim BVG gewannen wir zwar 
2010 ein wichtiges Referendum und 
verhinderten die Senkung des Um-

wandlungssatzes, allerdings nur im 
obligatorischen Bereich. Aber acht-
zig Prozent der Leute sind heute 
überobligatorisch versichert und 
hier werden die neuen Renten lau-
fend verschlechtert. Das ist der 
Tendenzbruch nach sechzig Jah-
ren Rentenerhöhung, den ein Teil 
unserer Westschweizer Genossen 
und Genossinnen sowie die Kon-

«Die Durchschnitts-
renten sinken seit 

Jahren, während die 
Löhne steigen und die 

Wirtschaft wächst.»

«Gegen 
Verschlechterungen 

konnten wir uns 
wehren, mit den AHV-
Initiativen hatten wir 

keinen Erfolg.»



sumentenpresse nicht erkannten: 
Weil wir einige Referenden gewon-
nen hatten, dachten sie, wir könn-
ten weiterhin jede Verschlechte-
rung verhindern. Sie haben nicht 
gemerkt, was de facto abläuft. Heu-
tige Neurentner bekommen zehn 
bis zwanzig Prozent weniger Rente, 
als sie noch vor fünf Jahren erhal-
ten hätten. Die Abstimmung 
zur Altersvorsorge 2020 wäre 
eine Möglichkeit gewesen, 
das etwas zu kompensieren. 
Aber einige Leute haben die 
Zeichen der Zeit nicht er-
kannt und sind einfach im 
alten Trott weiter gegangen.

Widerstand kam aus den Ge-
werkschaften selber, der Konsu-
mentenschutz ist ebenfalls eine 
gewerkschaftsnahe Bewegung …

Rechsteiner: Wir hatten bis in die 
eigenen Reihen hinein grosse 
Schwierigkeiten. In der Deutsch-
schweiz haben die gewerkschaft-
lich orientierten Kräfte, auch die 
Linke ausserhalb der SP, jedoch für 
die Vorlage gestimmt. In den Zür-
cher Kreisen 4 und 5 – beispiels-
weise – waren starke Mehrheiten 
dafür. Der Widerstand von links 
aussen gegen AV 2020 hatte in der 
Deutschschweiz keine Schubkraft, 
hier lag unser Problem darin – um 

es noch einmal zu sagen –, dass 
die Deutschschweizer Bauern nicht 
in der Lage waren, überhaupt eine 
Kampagne zu führen. Obwohl das 
in ihrem Interesse gewesen wäre. 
Und dass die CVP, deren eigent-
liches Hauptanliegen bei der Ehe-
paar-Rente berücksichtigt wurde, 
auch nicht in der Lage war, das ir-

gendwie offensiv zu vertreten. In 
der Westschweiz hingegen gelang 
es uns an gewissen Orten auch in 
linken Kreisen nicht, unsere Bot-
schaft einer allgemeinen Renten-
erhöhung zu vermitteln, weil das 
Thema Rentenaltererhöhung für 
Frauen die Diskussion dominierte, 
vor allem in Genf war es so. Wenn 
man aber das Positive im Negati-
ven sucht, dann glaube ich, dass 
wir durch die Kampagnen der letz-
ten Jahre immerhin eine gewisse 
Alphabetisierung in Bezug auf die 
AHV erreichten. Mehr Leute als 
früher wissen heute, worum es bei 
der AHV geht, und dass die AHV 
die sozialste Sozialversicherung 

ist, nicht nur bei der Abdeckung 
von Risiken und beim Schutz, son-
dern auch, weil sie umverteilt von 
den hohen Einkommen zugunsten 
der unteren und mittleren Einkom-
men. Wie keine andere Versiche-
rung steht die AHV im Mittelpunkt 
des Schweizer Sozialstaates, sie ist 
ein kleines Stück realisierte Sozial-
demokratie, auch im internationa-
len Vergleich. Dass wir bei AHVplus 
damals 40 Prozent schafften, bei AV 
2020 aber schon 47 Prozent könnte 
daher auch als Anfang einer Dyna-
mik begriffen werden. Und wenn 
es gelingt diese Offensive weiter-
zufahren, dann müssen sich die So-
zialstaatgegner irgendwann warm 
anziehen. Denn 
der tatsächli-
che Befund ist ja 
dramatisch, wie 
Andreas gera-
de beschrieben 
hat. Die Renten 
sinken, so etwas 
hat es noch nie gegeben, und die 
Leute fangen an, ihren Pensions-
kassenausweis zu studieren und 
merken es. Dieser Befund wird die 
Basis für eine neue Offensive sein. 
Die Renten sollten ja laut Verfas-
sung eine Fortsetzung des Lebens 
in angemessener Weise garantie-
ren. Dass sie nun bei steigendem 
gesellschaftlichen Wohlstand sin-

ken, öffnet eine Wunde und schafft 
gleichzeitig ein enormes Potenzial 
nach vorn.

Bianchi: Es ist sehr wichtig, dass 
die Gewerkschaften weiter offensiv 
bleiben. Wenn man das Umfeld be-
trachtet, dann beobachten andere 
Player wie die Finanzindustrie, die 
Versicherungen und die Banken die 
Situation ganz genau. Diese wissen, 
was ein sinkendes Rentenniveau 
bedeutet und sie bewirtschaften 
die Angst davor, indem sie den Leu-
ten suggerieren: Sorge für Dich! 
Nimm es selbst an die Hand! Dritte 
Säule! In ihrer Werbung kommt das 
so zum Ausdruck. Swisslife macht 

zum Beispiel 
Kurzfilme, von 
professionellen 
Regisseuren re-
alisiert, die uns 
mitteilen, das 
Vorsorgeprob-
lem selber lö-

sen zu müssen. Dieses Narrativ ist 
bei den Leuten bereits angekom-
men, auch bei Leuten aus dem Ar-
beitermilieu. Weil sie realisieren, 
dass sie aus AHV und Pensions-
kasse nicht genügend erhalten 
werden, sagen mir erstaunlich vie-
le Leute: «Ich muss halt schauen 
wie ich eine Dritte Säule ansparen 
kann.» Krass ist dabei, dass viele 

«Heute wissen 
immerhin mehr Leute 

als früher, dass die 
AHV die sozialste 
Versicherung ist.»

«Die sinkenden 
Renten werden die 
Basis für eine neue 

Offensive sein.»
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lieber in die Dritte Säule einzahlen, 
wenn sie die Möglichkeit haben, 
als sich in die Zweite Säule einzu-
kaufen. «Dritte Säule, da bestimme 
ich!», sagen sie. Das sind aber die 
Slogans der Finanzindustrie. Für die 
Sozialpolitik ist es eine grosse Her-
ausforderung, diese Individualisie-
rung wieder in den Griff zu bekom-
men. Sie entspricht ja auch einem 
gewissen Lifestyle, und der Wert 
einer kollektiven Versicherungslö-

sung geht dabei vergessen. Ge-
nau das ist der Grund, warum die 
Gewerkschaften, bei aller berech-
tigten Kritik am Modell der Zweite 
Säule, nicht umhin kommen, diese 
zu verteidigen: Eine kollektive Ver-
sicherung mit einer kollektiven Risi-
koverteilung ist auf jeden Fall bes-
ser als eine individuelle Lösung. Die 
Zweite Säule schlecht zu machen, 
bringt den künftigen Rentnerinnen 
und Rentnern gar keinen Mehrwert. 
Doch nicht einmal innerhalb der 

Gewerkschaften ist es leicht, diese 
Botschaft zu vermitteln.

Rieger: Stark verändert hat sich 
auch die Politik der Arbeitgeber 
im Bereich der Zweiten Säule. Für 
die AHV war ihr Engagement ja nie 
gross, im Gegenteil, aber bei den 
Pensionskassen gab es eine Iden-
tifikation: In den früheren Zeiten, 
wenn es den Pensionskassen mal 
nicht so gut ging – das passierte ja 

auch schon –, haben sich 
die Arbeitgeber an einer 
Sanierung überproporti-
onal beteiligt, das heisst, 
sie haben weit mehr als 
die Hälfte bezahlt, wenn 
man zusätzliches Geld ein-
schiessen musste. Heute 
überwälzen die Arbeit-
geber alle Risiken auf die 
Lohnabhängigen. Die-

se konstatieren also, dass sie im-
mer mehr bezahlen müssen und 
am Schluss doch weniger Rente 
bekommen. So wird die Idee at-
traktiv, lieber etwas privat zu spa-
ren, eine Wohnung zu kaufen oder 
die Dritte Säule aufzubauen, denn 
die Zweite Säule erscheint als Fass 
ohne Boden. Die Gleichgültigkeit 
der Arbeitgeber ist dabei von his-
torischer Bedeutung: Der Aufbau 
der verschiedenen Sozialversiche-
rungen in der Schweiz war ja nicht 

bloss ein Projekt der Linken, son-
dern aufgeklärte Liberale und Ar-
beitgeber leisteten dazu ihren Bei-
trag. Aus verschiedenen Gründen 
taten sie das, auch weil sie dachten, 
damit könnten sie die Arbeiterbe-
wegung befrieden. Oder – wie bei 
der Unfallversicherung – weil sie 
Haftungsprobleme und Prozesse 
am Hals hatten und dachten, es sei 

besser, die Sache mit einer Versi-
cherung zu lösen. Oder wie bei der 
Mutterschaftsversicherung, weil die 
Gewerbler einiger Branchen merk-
ten, dass sie sehr viele junge Frau-
en beschäftigten, die Mütter wur-
den, und dass es eigentlich besser 
wäre, es gäbe dafür eine Versiche-
rung, in die auch andere Branchen 
einzahlten. Für die Coiffeure war 
die Mutterschaftsversicherung eine 
Erleichterung, auch für die Wirte 
und Hoteliers. Also wie gesagt, die 
Sozialversicherungen haben sich 
früher auch dank der Arbeitgeber 
entwickelt, doch in der neolibera-

len Leseart bleibt davon nicht mehr 
viel übrig. 

Bianchi: Das ist ein zentraler Punkt 
den du grad aufgeworfen hast. 
Wenn man die Zahlen genau be-
trachtet, dann ist der Anteil der 
Arbeitgeber bei Sanierungen zwar 
durchaus noch da. Aber heute 
machen sie das aus ganz anderen 

Gründen als vor Jahren. 
Heute ist die Pensionskas-
se für viele Arbeitgeber ein 
willkommener Frisiersalon 
für ihre Bilanz. Es geht also 
um Steuervorteile, indem 
sie die Gewinne etwas tiefer 
halten und Arbeitgeber-Re-
serven bilden. Die Motiva-
tion war früher anders: Zu 

Beginn des Pensionskassen-Obli-
gatoriums ging es den Arbeitge-
bern ganz klar darum, ihren Ange-
stellten einen Mehrwert zu geben. 
Ich weiss das noch von meinen El-
tern: Früher sagte oft einmal ein Pa- 
tron: «Wir haben eine Pensionskas-
se, wenn du bei uns arbeitest, dann 
bekommst Du eine gute Pension.» 
Die Pensionskasse war ein Surplus 
im Package für den Arbeitnehmer. 
Heute passiert das wohl nur noch 
selten, dass man so etwas beim Ar-
beitsantritt gesagt bekommt. Es 
mag natürlich auch daran liegen, 
dass ein Arbeitgeber heute nicht 

«Eine kollektive 
Versicherung 
mit kollektiver 

Risikoverteilung ist auf  
jeden Fall besser als eine 

individuelle Lösung.»

«Manche Arbeitgeber 
fühlen sich nicht 

mehr verantwortlich 
für eine gute 

Pensionskassenlösung.»
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mehr davon ausgeht, dass ein neu-
er Arbeitnehmer bis zur Pensionie-
rung bei ihm bleibt, und weil die 
Fluktuation so stark zugenommen 
hat, fühlen sich manche Arbeitge-
ber auch nicht mehr verantwortlich 
für eine gute, kollektive Pensions-
kassenlösung. Das Risiko sollen die 
Arbeitnehmer selber tragen.

Rechsteiner: Und trotz allem, wenn 
wir an die Angriffe auf den Sozial-
staat denken, die es ab Mitte der 
Neunzigerjahre gab, dann sind sie 
für jene, die sie predigten, eigent-
lich eine Pleite 
gewesen. Viel ha-
ben die Neolibe-
ralen in der Praxis 
gar nicht zustan-
de gebracht. 
Aber ihre Kampa-
gnen haben das 
Klima verändert. 
Für uns waren es 
schwierige Jah-
re, in denen wir 
dennoch einiges 
erreichten. Bei der Altersvorsorge 
ist ein Stillstand eingetreten. Es ist 
aber nicht gelungen, die AHV zu 
zerstören. Damals in den Neunzi-
gerjahren wollten Blocher und Eb-
ner die AHV sogar an die Börse 
bringen – das wird heute bestritten, 
aber es ist es schwarz auf weiss be-

legbar. Ähnlich übrigens wie beim 
Rassismus: Stimmrecht sei nichts für 
die Schwarzen, sagte Blocher frü-
her, und heute will er es nicht mehr 
wahrhaben. Die Gegner des Sozial-
staates sind also nicht viel weiter-
gekommen, aber die Ökonomie 
spielte in den letzten Jahren eine 
dominante Rolle. Wenn wir jetzt 
wieder in Zyklen denken und ein-
mal davon ausgehen – die Zukunft 
ist ja nicht vorhersehbar – dass es 
wirtschaftlich eine positive Entwick-
lung gibt und dass deshalb auch 
die Zinsen wieder steigen: Dann 

werden sich ge-
wisse Parame-
ter schlagartig 
ändern. Wenn 
die Arbeitgeber 
plötzlich wieder 
um ihre Leute 
froh sein müs-
sen, dann kann – 
neben dem Lohn 
und anderen Kri-
terien – auch die 
gute Pensions-

kasse wieder ein Faktor werden. Das 
ist jedenfalls vorstellbar und ent-
spricht auch einer gewerkschaft-
lichen Logik. Die derzeit drama-
tische und historisch erstmalige 
negative Entwicklung der Renten-
versorgung ist nicht das einzige 
Szenario für die Zukunft.

Rieger: Andererseits ist es ja eben 
so, dass bei allen Fortschritten in 
den Sozialversicherungen die Lin-
ke nie allein die Mehrheit mach-
te. Jede einzelne Schweizer So-
zialversicherung ist kristallisierter 
Ausdruck eines bestimmten Bünd-
nisses in einer bestimmten Situati-
on. Die Bauern waren bei der AHV 
wichtige Bündnispartner, diesmal 
sind sie ausgefallen. In anderen 
Situationen gab es andere Bünd-
nisse, etwa bei der 10. AHV-Revi-
sion; sie gelang wesentlich dank 
einem Bündnis der Frauen 
weit über die Gewerkschaf-
ten und die Linke hinaus. 
Der Erziehungs- und Be-
treuungsbonus bedeutete 
damals einen grossen Fort-
schritt für die Frauen. So ein 
Bündnis ist uns dieses Mal 
nicht gelungen.

Partiell aber schon?

Rieger: Nein, wenn man das Ab-
stimmungsresultat bei der Alters-
vorsorge anschaut. Dann kaum, 
weder bei der CVP noch bei den 
Bauern 

Bianchi: Bei den Bauern ist es ja 
klar. Ein Bauer sieht sich heute als 
Unternehmer. Das widerspiegelt 
sich auch in der Sozialpolitik. Das 

Bewusstsein für ein solidarisches 
Kollektiv ist aus Bauernkreisen ex-
trem verschwunden. Im Gegen-
teil: Das Kollektiv wird diskreditiert, 
statt von Solidarität redet man vom 
Giesskannenprinzip und schimpft 
über den Staat.

Hat das auch etwas mit der ver-
änderten Realität der Bauern zu 
tun?

Rieger: Ja, es gibt immer weniger 
Kleinbauern.

Bianchi: Was wir nicht erwartet ha-
ben: Dass die SVP-Wählerschaft 
ganz stramm auf Parteilinie ab-
stimmt. Früher – etwa beim Ren-
tenklau-Referendum – hat man ja 
gesagt, in der Sozialpolitik stimme 
die SVP-Basis anders als Herrliberg. 
Jetzt bei der Altersvorsorge war das 
nicht mehr so.

Rechsteiner: Bei der Abstimmung 
zu AHVplus war es aber noch we-
niger schlimm. Die AV 2020 hat als 

«Jede einzelne 
Sozialversicherung 

ist Ausdruck 
eines bestimmten 

Bündnisses in 
einer bestimmten 

Situation.»
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«Der grösste soziale 
Fortschritt in den 

letzten Jahren war das 
neue KVG.»



Niederlage verschiedene Elemen-
te, auch der Umstand, dass wir für 
einen Kompromiss kämpfen muss-
ten, gehört dazu. Umgekehrt war 
das Abstimmungsresultat diesmal 
doch recht knapp. Ohne das Refe-
rendum aus der Westschweiz und 
die Desinformation des K-Tipp 
wäre es anders herausgekommen. 
Und wie gesagt, in einer Zeit, in 
der die Renten erstmals sinken, ist 
für die Zukunft doch einiges of-
fen. Aber ich möchte noch über 
die strategischen Fragen reden: Im 
Sozialstaat Schweiz – Andi hat das 
vorhin richtig gesagt – ist noch nie 
eine Sozialversicherung von den 
Linken allein durchgebracht wor-
den. Das AHV-Modell mit seiner 
unbeschränkter Beitragspflicht auf 
der einen und plafonierten Renten 
auf der anderen Seite ist aus linker 
Sicht zwar ein Idealmodell, weil es 
gleichzeitig Umverteilung und Si-
cherheit schafft. Allerdings gibt es 
ja auch da Schönheitsfehler: Neue 
historische Forschung zeigt, dass 
die Ausgleichskassen in der ganzen 
Zeit eine Domäne der Arbeitgeber-
verbände geblieben sind. Die Ge-
werkschaften haben dort nie einen 
Fuss hineingebracht, weil die Ar-
beitgeber auf keinen Fall wollten, 
dass die Löhne bekannt wurden. Es 
blieben Organisationen der Arbeit-
geber, wie die Familienausgleichs-

kassen. So gab es auch dort Ele-
mente, bei denen die andere Seite 
am Drücker war. Aber im Grossen 
gesehen geht es bei diesen Aus-
einandersetzungen ja immer um 
die Frage, welche Rolle spielt die 
profitorientierte Versicherungswirt-
schaft in der Schweiz gegenüber 
rein zweckorientierten Einrichtun-
gen, den Sozialversicherungen, bei 
denen Beiträge zu Leistungen füh-
ren, ohne dass noch Gewinne für 
Private abfliessen. Und das zieht 
sich durch alle Zweige hindurch. 
Der grösste soziale Fortschritt in 
den letzten Jahren war 1996 das 
neue Krankenversicherungsge-
setz KVG. Obligatorium und Leis-
tungskatalog sind sensationell bis 
heute. Der Leistungskatalog wur-
de mit der Zeit noch ausgebaut, 
und die nächsten Kämpfe aus der 
Westschweiz gehen um die Integ-
ration der Zahnmedizin ins KVG. 
Das ist ja bei uns etwas Spezielles, 
dass die Zähne offenbar nicht zum 
Körper gehören und in der Kran-
kenkasse nicht versichert sind. Mit 
der Homöopathie wurde erstaun-
licherweise der Leistungskatalog 
ausgebaut, als Folge einer Volks-
initiative. Beschissen ist die Finan-
zierung der Gesundheitsvorsorge: 
Das Problem mit den Kopfprämien. 
Die Prämienverbilligung, die un-
genügend funktioniert. Die riesi-

ge Lücke, die bei den Krankentag-
geldversicherungen besteht. Soviel 
also zum KVG. Handlungsbedarf 
gibt es auch in der Familienpolitik, 
Stichwort familienergänzende Be-
treuung, auch wenn hier einiges ge-
gangen ist. Unter dem Strich positiv 
ist die Entwicklung bei der Unfall-

versicherung, obschon es wegen 
fehlender Bündnispartner auf der 
bürgerlichen Seite nicht gelungen 
ist, die Rolle der Suva gegenüber 
den Privatversicherungen zu stär-
ken. Bei der Invalidenversicherung 
andererseits – um auch darauf zu 
verweisen –, dort wo nur Minder-
heiten betroffen sind, dort sieht es 
schlecht aus. Bei der IV herrscht ein 
ständiger Druck auf die Leistungen.

Bianchi: Die IV ist ein Sinnbild des 
Diktats der leeren Kassen. Man hat 
es darauf angelegt, dass es soweit 
kommt. Schon in den Neunziger-
jahren war die Unterfinanzierung 

der IV bekannt und jede Zusatz-
finanzierung hat die bürgerliche 
Mehrheit im Parlament abgelehnt.

Rieger: Bei der IV wurde der ers-
te grosse Sozialabbau umgesetzt.

Rechsteiner: Neben jenem bei der 
Sozialhilfe, wo es ebenfalls um Min-
derheiten ging und wo ausländer-
feindliche Kampagnen direkt grif-
fen; denn damit war der Abbau 
stark verbunden. Der Vergleich der 
negativen mit den positiven Ent-
wicklungen bei den Sozialversiche-
rungen ergibt also ein sehr durch-
zogenes Bild. Aber wenn man es 
in einem Zyklus von einem Viertel-
jahrhundert betrachtet, dann ist da 
trotz allem eine gewisse Tendenz 
zum Fortschritt

Rieger: Der Fortschritt war nach 
dem Zweiten Weltkrieg bis zur Jahr-
tausendwende signifikant. Heute 
ist er durchzogen. Das heisst nicht 
dass der Fortschritt am Ende ist. 
Aber die Fortschritts-Dynamik ist 
gebrochen und man kämpft an je-
der Ecke und um jedes Detail. 

Bianchi: Der Fortschritt war auch 
in der Vergangenheit eng mit dem 
Wirtschafts-Zyklus verbunden. 
In der Hochkonjunktur ist ja der 
AHV-Fonds praktisch explodiert, 

«Die Fortschritts-
dynamik ist 

gebrochen, wir 
kämpfen an allen 
Ecken um jedes 

Detail.»
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so viele Beitragsgelder spülte es 
da rein. Auch dank der Migration. 
Man konnte damals relativ rassig 
die Leistungen anpassen. Die Ren-
tenalter-Senkungen für die Frauen 
1957 und 1964 gab es nicht zuletzt, 
weil der Fonds besser dotiert war 
als vorausgesehen. Darum denke 
ich auch, wenn jetzt ein Wirtschafts-
aufschwung käme, könnte man das 
nutzen. Aber um zurückzukommen 
auf die Frauen-Renten, ich glaube, 
das Problem der Rentenhöhe bei 
den Frauen wird sich noch zuspit-

zen: Hier geht es ja immer auch um 
ein Familien- und Gesellschaftsmo-
dell. Vor zehn oder zwanzig Jah-
ren waren die Renten der Frauen 
noch viel niedriger als heute, aber 
damals hat das Ehe- oder Ernäh-
rermodell bei der Pensionierung 
auch noch eher gegriffen. Heute, 
mit den zunehmenden Scheidun-
gen und mit tieferen Renten bei 
den Männern, ist das schwierig ge-
worden. Mit der AHV- und mit einer 
BVG-Rente hat man früher einen 
Haushalt, also zwei Leute finanziert. 

Das geht jetzt nicht mehr und plötz-
lich merkt die Frau, dass ihre kleine 
Pension nichts wert ist.

Rechsteiner: Die Individualisierung 
ist ja auch eine Folge des Sozial-
staates. Sie wurde durch den Sozi-
alstaat überhaupt erst ermöglicht, 
dank ihm entstand die Vorstellung, 
dass man sich unabhängig ernäh-
ren kann. Heute haben wir eine 
enorme Zunahme der Frauener-
werbstätigkeit, das ist der grösste 
Mega-Trend im Arbeitsmarkt. Und 

trotzdem gibt es noch die-
se Diskrepanz bei den Ren-
ten. Sie ist zum Teil etwas 
gebrochen dadurch, dass 
die BVG-Guthaben heute 
bei der Scheidung geteilt 
werden müssen. Das führt 
dazu, dass Frauen bei der 

Pensionierung vielleicht einen Ren-
tenanspruch haben oder ein ent-
sprechendes Vermögen. Aber das, 
was für zwei Personen im gleichen 
Haushalt genügt hätte, reicht nach 
der Trennung in zwei Haushalten 
vielfach nicht mehr aus. Und wenn 
man die Sache im etwas grösse-
ren Rahmen betrachtet: Der So-
zialstaat hatte ja immer auch mit 
Service public zu tun. Dazu gehö-
ren zum Beispiel die familienergän-
zenden Betreuungseinrichtungen, 
die es Müttern leichter machen, er-

werbstätig zu sein. In der Verbes-
serung, Stärkung und im Ausbau 
dieser Einrichtungen liegen bünd-
nispolitische Herausforderungen 
für die Linke, denn die 
angeblich familien-
freundliche CVP ist ge-
rade nicht die Partei, die 
sich dafür einsetzt, und 
die SVP hat schon gar 
keine Freude daran. In 
einer sozialstaatlich po-
sitiven Dynamik müss-
ten solche Einrichtungen ein Ser-
vice-public-Anspruch sein. Da sind 
wir aber weit davon entfernt. 

Bianchi: Ich bin mit dir einig. Aber 
man muss auch sehen: Die Jahre, 
in denen man für die Kinder eine 
externe Betreuung benötigt, sind 
eigentlich kurz.

Rechsteiner: Das sagst du.

Bianchi: Natürlich ist die Forde-
rung nach Kinderkrippen absolut 
berechtigt, aber es braucht vor al-
lem neue Schulmodelle, Ganzta-
gesschulen. Das Bildungssystem 
ist gefordert. Denn heute beginnt 
die Schulpflicht mit 4 Jahren. Ich 
glaube aber, es braucht auch einen 
grösseren Mentalitätswandel. Wir 
haben einen erfreulichen Anstieg 
der Erwerbstätigkeit von Frauen, 

doch diese Erwerbsarbeit ist im-
mer noch eine Erwerbsbeteiligung, 
sie zieht nicht die wirtschaftliche 
Unabhängigkeit der Frauen nach 

sich. Die Erwerbsarbeit der Frau-
en und Mütter in der Schweiz ist 
in aller Regel nur das Zubrot zum 
Familieneinkommen. Ich behaup-
te, dass der Verdienst von Müttern 
nicht ausreicht, die eigenen Kos-
ten dieser Frauen und die Hälfte 
der Kosten der Kinder zu decken. 
Der grosse Teil der Mütter würde 
das mit ihrem Einkommen jeden-
falls nicht schaffen. 

Die Erwerbstätigkeit von Frau-
en wurde auch von den Gewerk-
schaften lange Zeit nicht gerne 
gesehen.

Bianchi: Ja, die Idee vom Fach-
arbeiter in der Industrie, der sei-
ne vierköpfige Familie mit einem 
einzigen Lohn durchbringt, ist zum 
Beispiel in Italien auch von den 
Gewerkschaften immer gepusht 

«Die Individualisierung 
wurde durch den 

Sozialstaat überhaupt 
erst ermöglicht.»

«Die steigende Erwerbs-
tätigkeit von Frauen zieht 
nicht die wirtschaftliche 

Unabhängigkeit der 
Frauen nach sich.»
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worden. 

In der Schweiz ebenfalls. Es gab 
sogar Kampagnen gegen das 
Doppelverdienertum.

Rechsteiner: Das waren keine ge-
werkschaftliche Kampagnen.

Sie wurden mitgetragen, bei-
spielsweise vom SMUV, von den 
Typographen.

Rechsteiner: Ja, auch vom VPOD. 
Da gab es die berühmten Tram-
führer-Geschichten. Aber schlagen 
wir nochmals den 
Bogen zum Sozi-
alstaat. Er ist die 
grösste Errun-
genschaft der Ar-
beiterbewegung 
im 20. Jahrhun-
dert, und zu sei-
nem Aufbau und 
Ausbau brauchte 
es wie gesagt immer Bündnispart-
ner und bestimmte ökonomische 
Grundlagen. Die Sozialversicherun-
gen wurden nicht einfach von Bis-
marck eingeführt oder von Bundes-
rat Stampfli, wie es in manchen 
Texten heisst: Es brauchte dazu 
eine bestimmte Konstellation, es 
brauchte Bündnisse, und insge-
samt war der Sozialstaat eine sozial-

demokratische und gewerkschaft-
liche Idee, bei der es um kollektive 
Absicherung individueller Risiken 
ging. So wie die Gesamtarbeitsver-
träge den Einzelarbeitsverträgen 
meistens überlegen sind, ist der So-
zialstaat der individuellen Absiche-
rung überlegen. Wenn man vor die-
sem Hintergrund jetzt schaut: Was 
fehlt? Wo muss es weitergehen? – 
Dann steht bei der Altersvorsorge 
die Stärkung der umlagefinanzier-
ten AHV mit ihrem sozialen Cha-
rakter und ihrer enormen Absiche-
rung im Vordergrund, zusammen 
mit der Verteidigung der kollektiven 

Elemente bei der 
beruflichen Vor-
sorge. Und wenn 
man noch etwas 
tiefer geht, weil 
die Gesellschaft 
und die Lebens-
verhältnisse sich 
geändert haben, 
dann sind aus lin-

ker Perspektive natürlich die Stel-
lung der Frau und auch der Familie 
– positiv gesehen – sehr wichtig. Es 
sind zentrale Punkte, in denen sich 
der Sozialstaat entwickeln muss, 
um hier eine Absicherung für die 
Zukunft zu garantieren.

Bianchi: Sehr wichtig ist aber auch 
unsere Strategie bei der Finanzie-

«Die Finanzierung 
der Gesundheits-
versorgung brennt 
vielen unter den 

Nägeln.»
«In einer Strategie für die 

Stärkung des Sozialstaats sollten 
wir beim Gesundheitswesen 
eine stärkere Umverteilung 

einplanen.»
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rung der Gesundheitsversorgung. 
Die macht vielen Leuten echte Sor-
gen und brennt ihnen unter den 
Nägeln wie das sinkende Renten-
niveau. Übrigens ist es interessant, 
zu studieren, von welchen Einflüs-
sen die AHV in ihrer Entstehung 
geprägt wurde. Der britische Beve- 
ridge-Plan, nach dem alle sozialen 
Risiken von einer einzigen Einrich-
tung abgesichert werden sollten, 
spielte dabei eine Rolle. Ich glau-
be, es hat sogar eine Studienreise 
von Bundesämtern nach England 
gegeben. Gewisse Aspekte dieses 
Plans hat man dann in die AHV auf-
genommen, die Gesundheitsver-
sorgung aber nicht. Deshalb gibt 

es heute dieses System mit den 
Kopfprämien, das auch noch gan-
ze Bereiche gar nicht abdeckt. In 
einer Strategie für die Stärkung des 
Sozialstaats sollten wir auch beim 
Gesundheitswesen eine stärkere 
Umverteilung einplanen – neben 
grundsätzlichen Überlegungen zu 
Gesundheit und Krankheit: Man fi-
nanziert heute zwar den Krankheits-
fall, aber die ganze Vorbeugung 
von Krankheitsfällen will man finan-
ziell dem Individuum überlassen. 
Ich habe das nie begriffen, dass 
man eine Vorsorgeuntersuchung 
selber bezahlen muss. Eine völlig 
falsche Idee. 
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FINANZKRISE, 
BANKENRETTUNG, 
MINDESTLÖHNE

«Die Finanzkrise war 
wirtschaftsgeschichtlich 

der grösste Einschnitt der 
vergangenen Jahrzehnte.»

Was ist der Stellenwert der Arbeit in der Wirtschaftspolitik? 
Wie kam es hier zu einer gewerkschaftlichen Wende? Was 
passierte in der Finanzkrise der Jahre 2007 und 2008? Wo 
liegen – zwischen Verteidigung  und Veränderung – die He-
rausforderungen? Ein Gespräch mit Paul Rechsteiner, Serge 
Gaillard und Daniel Lampart.
Stefan Keller: Wie erinnert ihr 
euch an die Finanzkrise der Jahre 
2007 und 2008?

Paul Rechsteiner: Rückblickend 
fragt man sich ja, was sich über-
haupt geändert hat seither. Die 
Finanzkrise war wirtschaftsge-
schichtlich der grösste Einschnitt 
der vergangenen Jahrzehnte und 
sie wird es wohl auf längere Sicht 
bleiben. Sie hat die Weltökono-
mie und die europäische Ökono-
mie auf den Kopf gestellt – mit 
der unglaublichen Austeritätspo-
litik in den südeuropäischen Län-
dern, die auf sie folgte, einer Poli-
tik, die gar nichts zu tun hatte mit 

den Exzessen des Shareholder-Va-
lue-Kapitalismus, welche zur Krise 
führten. Solche Exzesse gab es in 
der Schweiz ja auch. In den Neun-
zigerjahren mit den «Visionen» 
von Martin Ebner und Christoph 
Blocher: Sie postulierten für die 
Schweizer Wirtschaft die Vorgabe 
von 25 Prozent Eigenkapital-Ren-
dite. Dazu kam Blochers Aufforde-
rung, mit den AHV-Geldern an die 
Börse zu gehen. Blocher und Ebner 
haben damals Hallen gefüllt mit ih-
ren Ideen, bei denen das treibende 
Moment hiess: «Alles läuft über die 
Börse!». Das war die Situation, als 
ich 1998 zum Präsidenten des Ge-
werkschaftsbundes SGB gewählt Aktion der Unia vor der Nationalbank in Bern am 8. März 2015: 

Symbolisch wird der Werkplatz Schweiz geschreddert. Fo
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wurde, und in den folgenden zehn 
Jahren sahen wir dann alle Exzes-
se bei den Spitzenlöhnen und den 
Boni. Und wie sich die Boniritter als 
‹Masters of the Universe› aufspiel-
ten. In unseren Funktionen haben 
Daniel Lampart und ich die Finanz-
krise hautnah erlebt. Wir sahen die 
offene Ratlosigkeit jener, die zuvor 
das Maul gross aufgerissen hatten. 
Die UBS stand vor dem Untergang 
– ohne das Rettungspaket von 68 
Milliarden Franken wäre ein Überle-
ben für sie nicht möglich gewesen. 
Ihre Rettung durch den Staat kam 

per Notrecht zustande, das war ein 
Akt, wie es ihn zuvor in der Schwei-
zer Geschichte nie gegeben hatte, 
und die eingesetzte Summe mach-
te in der Grössenordnung einen 
ganzen Bundeshaushalts aus. Gro-
teskerweise konnte die Aktionärs-
versammlung der UBS noch darü-
ber abstimmen, ob sie dieses Paket 
annehmen und sich vom Staat ret-
ten lassen wollte. Aber diejenigen, 
denen das Geld gehörte, konnten 
nicht abstimmen. Schliesslich wur-

de die ganze Aktion natürlich zum 
Erfolg – es war klassischer Staatsin-
terventionismus. Auch die Gewerk-
schaften waren interessiert, alles 
zu tun, um eine Wirtschaftskrise im 
Gefolge der Finanzkrise zu verhin-
dern. Das war unsere Haltung, wir 
versuchten, korrigierend einzugrei-
fen, soweit das möglich war. 

Daniel Lampart: Die Finanzkrise 
war auch ein wirtschaftspolitischer 
Bruch. Leute, die kurz vor der Kri-
se noch der Meinung waren, die 
Finanzmärkte seien effizient, sa-

hen nun plötzlich, dass nichts 
mehr ging. Die gewohnten Zu-
sammenhänge spielten nicht 
mehr. Die Banken, die einan-
der früher ohne Sicherheiten 
Geld verliehen hatten, gaben 
einander keines mehr. Plötzlich 
mussten die Zentralbanken her, 

um das Finanzsystem zu retten. In-
nert kürzester Zeit fand ein Wechsel 
zu einer vom Staat und den Zentral-
banken gelenkten Wirtschaftspoli-
tik statt, um den Crash des Systems 
zu verhindern. Für mich persönlich 
ist das heute noch fast zu wenig lan-
ge her, um es genau würdigen zu 
können. Es gibt allerdings verschie-
dene gute Analysen dazu. Am inter- 
essantesten für uns ist die Frage, 
was diese Ereignisse mit der Real-
wirtschaft zu tun hatten. Die Ana-

lysen zeigen, dass das Modell des 
Shareholder-Value, die auseinan-
dergehenden Einkommens-Sche-
ren und andere ungleichgewichtige 
Entwicklungen bedeutende Fakto-
ren der Finanzkrise waren. Für die 
Gewerkschaften in der Schweiz gab 
es in dieser Krise zwei Schwerpunk-
te: Zum einen sahen wir, dass die 
Banken ein Problem hatten, und 
wir mussten dort Arbeitsplätze er-
halten. Der Verband des Banken-
personals ist ja Mitglied im SGB. 
Zweitens waren wir mit den Aus-
wirkungen auf die übrige Wirtschaft 
beschäftigt und auch in Fragen der 
Geldpolitik hautnah dabei. Sofort 
nach der UBS-Rettung 
haben wir ein Konjunk-
turprogramm entworfen 
und versucht, in den Gre-
mien der Nationalbank 
geldpolitisch zu wirken. 
Die eine Aufgabe war es, 
die Folgen der Krise zu 
minimieren. Die andere Aufgabe 
war es, den Kampf zu führen ge-
gen die verschiedenen Missstände, 
die wir als für die Krise verantwort-
lich erkannten. Wir glaubten, dass 
diese Krise auch eine Chance sein 
könnte, solche Missstände zu behe-
ben: Wenn nicht jetzt, wann sonst? 
Wir waren der Ansicht, dass man 
das ganze System ändern müss-
te. Ändern hiess auch regulieren. 

Auch international. So haben wir 
versucht, eine wirtschaftspolitische 
Wende herbeizuführen. 

Serge Gaillard: Ich war damals 
schon nicht mehr bei den Gewerk-
schaften und ich will mich auch 
nicht lange aufhalten über Banken, 
die fahrlässig wenig Eigenkapital 
besassen; die UBS und die CS hat-
ten Eigenkapital-Quoten von unter 
zwei Prozent. Solche Bilanzen sind 
schnell insolvent. Aber ich möchte 
hier etwas Positives betonen. Die 
Nationalbank hat damals eine be-
herzte Stabilisierungspolitik betrie-
ben, wie sie die Gewerkschaften 

schon in den Neunzigerjahren ge-
fordert hatten, lange bevor das als 
Aufgabe der Nationalbank aner-
kannt wurde. Die SNB hat als zwei-
te Zentralbank nach jener der USA 
die Zinsen gesenkt, lange vor den 
übrigen Europäern. Sie hat alles da-
ran gesetzt, die Konjunktur zu sta-
bilisieren. Dazu gehörte auch die 
Sanierung der Bilanz der UBS, für 
die man über alle ideologischen 

«Wir sahen die offene 
Ratlosigkeit jener, die 
zuvor das Maul gross 
aufgerissen hatten.»

«Wir glaubten, dass die 
Finanzkrise auch eine 
Chance sein könnte, 

Missstände zu beheben.»
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Schatten springen musste. Die Na-
tionalbank hat dabei einen Pragma-
tismus an den Tag gelegt, für den 
es weltweit wahrscheinlich nicht so 
viele Beispiele gibt. Die Sanierung 
wurde vorbildlich durchgezogen, 
und nach der Finanzkrise, als der 
Franken stärker wurde, hat man 
den Eurokurs bei 1.50 Franken sta-
bilisert – bis zum Dezember 2009. 
Die Geldpolitik stabilisierte aktiv 
die Konjunktur. Noch in den Neun-
zigerjahren hatte die Nationalbank 
jede Konjunkturpolitik verweigert 
und damit massgeblich zur Verlän-

gerung der Krise beigetragen, die-
ses Dogma war allerdings schon vor 
der Krise gefallen – nicht zuletzt 
unter Einfluss der Gewerkschaften. 
Auch den kurzfristigen Anstieg der 
Schulden nahm man während der 
Finanzkrise relativ locker hin.

Rechsteiner: Peter Siegenthaler 
als Direktor der Eidgenössischen 
Finanzverwaltung und Philipp Hil-
debrandt als Direktor und dann als 
Präsident der Nationalbank haben 
auf der bürgerlichen Seite die ent-

scheidenden Rollen gespielt. Ent-
gegen allen Ideologien haben sie 
Staatsinterventionismus betrieben, 
während der zuständige Bundesrat 
Hans-Rudolf Merz als Finanzminis-
ter die Übersicht längst verloren 
hatte. Es war zum Teil dramatisch, 
was in den Gremien passierte. Die 
ganzen Theorien der Ideologen, 
das Laissez-faire des Neolibera-
lismus, funktionierten nicht mehr, 
und jetzt waren es die Technokra-
ten, die handelten und eine Stabi-
lisierung zustande brachten. Jene 
welche die Höllenmaschinen des 

weltweiten Finanzsys-
tems ritten, konnten in 
den entscheidenden 
Momenten weder in 
den USA noch bei uns 
erklären, was eigentlich 
passierte. 

Lampart: Nachdem zuvor in der 
Schweiz eine sehr liberale Wirt-
schaftshaltung gepflegt worden 
war mit entsprechenden Fehlein-
schätzungen in den Neuzigerjah-
ren, entstand nun plötzlich eine 
überraschende Nachfrage nach 
Stabilisierungsmassnahmen, plötz-
lich gab es beim Bund Sitzungen 
zur Frage, wie man ein Konjunk-
turprogramm machen könnte. Na-
türlich ist vieles später abgeblockt 
worden, aber für einen Moment 

wurde alles auf den Kopf gestellt. 
Früher musste es auf dem Bau sehr 
schlecht laufen, bis endlich ein 
Konjunkturpaket aufgegleist wur-
de. Jetzt lief die Inlandkonjunktur 
recht gut, aber der Bundesrat such-
te weiter nach Massnahmen, mit 
denen sie gefördert werden konn-
te. Auch das Instrument der Kurz-
arbeit wurde plötzlich positiv be-
wertet. Man darf nicht naiv sein, 
natürlich gab es internationalen 
Druck auf die Schweiz, einen Bei-
trag zur Stabilisierung zu leisten, 
aber es gab auch eine pragmati-
sche Bereitschaft keynesianische 
Rezepte anzuwenden, die wir zuvor 
nicht kannten.

Gaillard:  Tatsächlich war schon die 
Zinssteuerung, welche die Noten-
bank ab 1996 in der Praxis, später 
auch explizit einführte, keynesia-
nisch angehaucht. Ich würde mei-
nen, dass von 1996 bis nach der 
Finanzkrise eine ziemlich keynesi-
anische Geldpolitik betrieben wur-
de. Nicht ideologisch, aber in der 
Praxis. Wir machen in der Schweiz 
ja häufig pragmatische Kompro-
misse und deutschen sie nicht aus.

Lampart: Aber nun lief das in gros-
sem Tempo. Leute, die vor Aus-
bruch der Finanzkrise nie für so 
etwas wie Kaufkraftstärkung zu ha-

ben waren, für die wurde sie plötz-
lich zum Thema. Der Bund forschte 
nach, welche Investitionsprojekte 
vorgezogen werden könnten, pha-
senweise war man sich sogar ei-

nig, dass es mit den hohen Boni 
und Einkommen im Management 
nicht mehr so weitergehen dürfe: 
Kleine Fenster, die wir zu nützen 
versuchten, und die bald wieder 
geschlossen wurden. Nur die posi-
tive Bewertung der Kurzarbeit als 
Stabilisierungselement – und noch 
ein paar andere Sachen – sind ge-
blieben. Bemerkenswert ist, dass 
die Initiative «gegen Abzockerei», 
der das Stimmvolk dann überwäl-
tigend zustimmte, völlig zur Unzeit 
kam und viele andere Möglichkei-
ten in den Hintergrund rückte in ei-
nem Moment, in dem sich vielleicht 
gerade ein Spielraum ergeben hät-
te für wirksamere verteilungspo-
litische Massnahmen. Wer weiss, 
was möglich gewesen wäre ohne 
diese falsche «Stärkung der Aktio-

«Das Laissez-faire 
des Neoliberalismus 

funktionierte nicht mehr.»

«Plötzlich gab es 
eine pragmatische 
Bereitschaft für 
keynesianische 

Rezepte.»
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närsrechte», die am Schluss prak-
tisch keine Auswirkungen hatte. Wir 
hatten gute Ideen. Wir verlangten 
eine Beschränkung der Saläre in 
öffentlichen Betrieben und woll-
ten das amerikanische Modell der 
Gewinnsteuerpflicht einführen – 
dass Saläre über 1 Mio. Fr. gewinn-
steuerpflichtig wären. Es war nicht 
chancenlos, sondern hatte so viel 
Potenzial wie nie zuvor und wie 

heute auch nicht mehr. Die «Ab-
zocker-Initiative» von Thomas Min-
der war in der Einkommensfrage 
ein Blitzableiter zur Unzeit. Insge-
samt ist aber mein Eindruck, dass 
das System gelitten und sich bis 
heute nicht mehr ganz erholt hat. 
Dass wir die Abstimmung gegen 
die Unternehmenssteuervorlage III 
gewannen – gegen die Korona der 
wirtschaftspolitischen Elite – war 
nach meiner Einschätzung auch ein 
Nachbeben dieser Ereignisse. Sehr 
erfolgreich waren wir in der Krise 
beim Schutz der tiefen und mittle-
ren Löhne; wir konnten Lohnsen-

kungen verhindern und Lohnerhö-
hungen herausholen: Es musste ja 
befürchtet werden, dass ein Druck 
auf diese Löhne entsteht. Nicht er-
folgreich waren wir bei den hohen 
Löhnen, weil mit dieser Initiative 
das falsche Vehikel sich durchset-
zen konnte.

Rechsteiner: Das Verhältnis zur Na-
tionalbank wurde später wieder kri-

tisch, als ein neues Direktorium 
die Nerven verlor und Anfang 
2015 die Verteidigung der Un-
tergrenze beim Eurokurs auf-
gab. Das erzeugte einen enor-
men Druck, nicht nur bei den 
Exportpreisen, sondern sehr 
stark auch bei den Löhnen. Das 
waren Stress-Phasen mit gros-

sen Auswirkungen, die für wichti-
ge Teile der Wirtschaft ungünsti-
ge Voraussetzungen schafften und 
positive Entwicklungen verhindert 
haben. 

Lampart: Noch vor der Einführung 
des Mindestkurses hatten wir die 
Aufwertung des Frankens immer 
wieder kritisiert und unsere Vor-
schläge eingebracht, wie in die-
sem Bereich klare Signale gesetzt 
werden könnten. Damit standen 
wir zunächst allein. Bald haben wir 
dann Sukkurs bekommen, und als 
die Wirtschaftsverbände auch end-

lich begriffen, dass es so nicht wei-
tergehen konnte, wurde der Min-
destkurs eingeführt. 

Wann wurde der Mindestkurs 
eingeführt?

Gaillard: Im September 2011.

Lampart: Die Unsicherheit in Be-
zug auf den Euro war damals gross. 
Obwohl ich selbst überzeugt war, 
dass der Euro hielt, gab es doch 
Momente, in denen ich dachte: 
«Hoffentlich haben wir recht und 
es fliegt uns nicht alles um die Oh-
ren!». Es waren stressige Zeiten. 
Oft wusste man nicht, ob die Si-
tuation am nächsten 
Tag nicht ganz anders 
sein würde. Wir haben 
versucht, mit der For-
derung des Mindest-
kurses eine Linie zu 
ziehen. Das haben 
wir auch geschafft, 
und unsere Linie hat 
sich durchgesetzt. Aber leider nur 
bis zum Januar 2015, als die Natio-
nalbank diesen Fehler beging und 
den Mindestkurs aufgab. Rückbli-
ckend ist es aber interessant, dass 
ein grosser Teil der Experten den 
Mindestkurs als positiv bilanziert 
und dass seine Aufhebung zuneh-
mend kritisch beurteilt wird.

Rechsteiner: Die Wirtschaftspoli-
tik der Gewerkschaften – das muss 
man auch einmal sagen –  verdankt 
ihre Qualität den hervorragenden 
Ökonomen beim SGB. Ich weiss 
nicht, wann der Titel des Cheföko-
nomen beim SGB erfunden worden 
ist. Das war in deiner Zeit, Serge, es 
kam von den Medien …

Gaillard: … Werner Vontobel vom 
«Cash» hat den Titel erfunden.

Rechsteiner: Der SGB kritisierte 
schon in den Neunzigerjahren via 
Serge Gaillard die verfehlte Politik 
der Nationalbank, mit der damals 
die Krise verlängert wurde. Das war 

lange Zeit eine Kritik gegen den 
Rest der Welt. Später argumentier-
te Daniel Lampart mit enormem 
Stehvermögen gegen die neo-
liberale Orthodoxie. Dem SGB 
gelang es in diesem Diskurs, mit 
Kompetenz und Können auf höchs-
tem Niveau mitzuspielen und eine 
machtpolitisch relevante Position 

«Die ‹Abzocker-
Inititative› war in der 
Einkommensfrage 
ein Blitzableiter zur 

Unzeit.» «Rückblickend ist 
interessant, dass ein 

Grossteil der Experten 
den Mindestkurs positiv 

bilanziert.»
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einzunehmen – im Interesse der Be-
schäftigten und als grösste Orga-
nisation von Arbeitnehmenden. In 
diesem Sinn funktionierten wir in 
den wirtschaftspolitischen Ausein-
andersetzungen als ein Stück Ge-
genmacht. Im pragmatischen Ver-
halten war die Nationalbank aber 
tatsächlich manchmal besser als im 
Diskurs.

Gaillard: Vorhin habe ich gesagt, 
dass zwischen 1996 und 2010 die 
Konjunktur von der Politik recht gut 
stabilisiert worden sei. Aber 2009 
standen wir vor einem neuen Prob-
lem. Die Zinsen waren bei Null und 
es gab Bedarf, die Geldpolitik wei-
ter zu lockern. Das war etwas Neu-
es, man hatte so etwas noch nie 
erlebt. Bei der Nationalbank wurde 
die Festlegung einer Untergrenze 
des Wechselkurses als absolutes 
Ausnahme-Instrument betrachtet. 
Da man die Zinsen nicht weit unter 
Null senken kann, ist aus meiner 
Sicht eine direkte Einflussnahme 
auf den Wechselkurs in solchen Si-
tuationen ein normales Instrument 
der Konjunkturpolitik, und sie hat 
sich in der Praxis auch gut bewährt. 
Der Höhepunkt der Euro-Krise war 
2012, da gelang es der SNB ohne 
zusätzliche Instrumente, die Unter-
grenze zu verteidigen. Eine eigen-
ständige Geldpolitik muss auch mit 

Verwerfungen umgehen können. 
Das hat funktioniert und stimmt uns 
zuversichtlich. Es braucht einfach 
den Mut, diese Instrumente im rich-
tigen Moment anzuwenden.

Könnte man sagen, dass wir in 
der Wirtschaftspolitik damals 
eine Serie von präzedenzlosen Si-
tuationen erlebten?

Lampart: Auf jeden Fall. Diese Krise 
war präzedenzlos. Tatsächlich wur-
de auch immer kommuniziert, dass 
es eine Notstandssituation sei. Man 
sagte uns: Wir halten an unserem 
Paradigma fest. Es gibt im Prinzip 
keine Intervention, aber weil jetzt 
alles so schlimm ist, müssen wir in-
tervenieren.

Rechsteiner: Es gehörte zum Sys-
tem, dass man das, was real ge-
schah, in der Theorie oder Ideo-
logie nicht nachvollzog. Der 

Interventionismus war sehr erfolg-
reich, aber man wollte daraus keine 
erklärte Praxis machen. 

Gaillard: Ende 2009, als der Auf-
schwung in den USA schon wieder 
begonnen hatte und man sah, dass 
die Wirtschaft langsam aus dieser 
Finanzkrise herauskam, da begann 
man auch in gewissen Kreisen der 
Schweiz fast panisch gegen Schul-
den und Defizit zu argumentieren. 
Ich kann mich an eine Gesprächs-

runde erinnern, in der ich sagte, 
dass man die Schuldenquote in der 
Eurozone eigentlich auf 80 Prozent 
heraufsetzen müsste, um eine zu re-
striktive Finanzpolitik zu verhindern. 
Das kam nicht gut an. Es ist auch 
kein Zufall dass man die Untergren-
ze von 1.50 Franken beim Eurokurs 
im Dezember 2009 fallen liess. Die 
Angst vor dem eigenen Mut in der 
Konjunkturpolitik wurde plötzlich 
sehr stark. 

Rechsteiner: Vielleicht zurück zur 
Politik der Gewerkschaften: Die Ge-
werkschaftsbewegung stand in den 
Neunzigerjahren mit dem Rücken 
zur Wand. Die Zeiten, in denen es 
wirtschaftlich und mitgliedermässig 
einfach vorwärtsging, waren vorbei. 
Die Krise dauerte viel länger, als 
man jemals angenommen hatte. 
Machtpolitisch bahnte sich dann 
eine Wende an, als die Bau-Ge-
werkschaften erklärten, dass vom 
SGB jetzt Gegensteuer gegeben 

werden müsse. Das war 
auch der Zeitpunkt, als 
Beat Kappeler als Öko-
nom den SGB verliess. 
Er hatte sich gegen Kon-
junkturprogramme ausge-
sprochen, ja er wollte sie 
sogar bekämpfen, zuerst 
kündigte er innerlich, und 
anschliessend kündigte 

er  richtig. In der Wirtschaftspolitik 
des SGB fand damit ein Wechsel 
statt. Du, Serge, hast das mit Vas-
co Pedrina unmittelbar erlebt. Ich 
war damals noch in einer anderen 
Funktion, aber in einem links-ge-
werkschaftlichen Zusammenhang 
sprachen wir über solche Konjunk-
turprogramme, auch zusammen 
mit der SP. Eine wesentliche Vor-
aussetzung für die neue Ausrich-
tung war also ein personeller Wech-
sel in dieser zentralen Funktion, die 

«Der Interven-
tionismus war sehr 
erfolgreich, aber 

man wollte daraus 
keine erklärte 

Praxis machen.» «Die Angst vor dem 
eigenen konjunktur-

politischen Mut 
wurde 2009 plötzlich 

sehr stark.»
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später als «Chefökonom des SGB» 
bezeichnet worden ist. 

Gaillard: Bevor ich damals die Stel-
le wechselte und zum SGB ging, 
war ich bei der ETH. Dort sagte 
mir ein Professor, dass er meinen 
Entscheid bedaure und ihn auch 
überhaupt nicht verstehe. Ich hätte 
jetzt nur noch zwei Möglichkeiten. 

Entweder verteidige ich die Löhne 
der Lohnabhängigen, und damit 
mache mich verantwortlich für die 
Arbeitslosigkeit. Oder ich bekämp-
fe die Arbeitslosigkeit, und dann 
müsse man die Löhne senken. Das 
war sehr ermunternd. Im Gegen-
satz zu allen elementaren Lehrbü-
chern der Ökonomie dominierten 
damals zwei Thesen: Die erste The-
se behauptete, es brauche keine 
Konjunkturpolitik mehr. Die wirk-
samen Instrumente der Konjunk-
turpolitik, nämlich die Geldpolitik 
und die Fiskalpolitik, sollten nicht 

mehr für die Vollbeschäftigung ein-
gesetzt werden, sondern andere 
Ziele verfolgen. Man musste also 
zuerst durchsetzen – und zwar auf 
der praktischen Ebene, auf der 
ideologischen Ebene hätte man 
verloren –, dass überhaupt eine 
Konjunkturpolitik möglich wurde. 
Die Geldpolitik ist ein wesentliches 
Instrument der Konjunktur- und da-

mit der Beschäftigungspo-
litik. Auch die Fiskalpolitik 
muss auf die Wirtschaftsent-
wicklung Rücksicht nehmen. 
Die zweite These behaup-
tete, dass jeder Arbeitneh-
merschutz für die Beschäf-
tigung schlecht sei. Das hat 
die OECD damals Jahr für 
Jahr geschrieben: «Arbeit-
nehmerschutz ist schädlich 

für die Wirtschaftsentwicklung». 
Mit der Mindestlohnkampagne 
und den flankierenden Massnah-
men konnten wir dann praktische 
Forderungen stellen und durchset-
zen. Damit konnten wir zeigen, dass 
es keinen Widerspruch gibt zwi-
schen dem Schutz der Löhne und 
der Vollbeschäftigung. 

Wann war diese Wende in der 
Konjunkturpolitik?

Gaillard: 1996. Die SP spielte da-
bei eine wichtige Rolle. Aber die 

SP allein genügt nicht. Entschei-
dend war, dass die CVP mitgehol-
fen hat. Sie nahm 1996 mit Bruno 
Gehrig Einsitz in das Direktorium 
der Notenbank. Ausserdem hatten 
wir damals eine Abstimmung ge-
gen eine Änderung des Arbeitsge-
setzes und den Abbau bei der Ar-
beitslosenversicherung gewonnen, 
und Bundesrat Kaspar Villiger sah 
ein, dass er den Bundeshaushalt 
nur zusammen 
mit den Ge-
werkschaften 
und der SP sa-
nieren konnte. 
Vielleicht über-
treibe ich jetzt 
ein bisschen, 
vielleicht ist das 
zu subjektiv. Jedenfalls gab es ei-
nen runden Tisch und man einigte 
sich darauf, die Defizite erst mittel-
fristig zu beseitigen und dabei auf 
die Wirtschaftsentwicklung Rück-
sicht zu nehmen. Zudem wurde 
ein Investitionsprogramm lanciert. 
Die Bürgerlichen wollten das Haus-
haltsziel in die Verfassung schrei-
ben. Das war aber für uns nicht so 
wichtig. Wichtig war, dass nicht so-
fort gespart wurde, sondern erst 
mittelfristig.

Rechsteiner: Und bei den Gewerk-
schaften dominierte inzwischen 

eine neue Linie. Es hatte viele Ge-
spräche gegeben, etwa mit Vasco 
Pedrina, Andreas Rieger und mir. 
Mit Peter Bodenmann, das war 
auch wichtig, schon Ende der Acht-
zigerjahre. Aber es dauerte noch 
einige Zeit, bis wir in Machtposi-
tionen gelangten. Peter Boden-
mann wurde SP-Präsident, Vasco 
machte seinen Weg an die Spitze 
der Bau-Gewerkschaft, auch dank 

seiner Migrati-
onspolitik. So 
entstanden 
die Vorausset-
zungen, einen 
Gegen-Diskurs 
einzuleiten und 
diesen macht-
politisch umzu-

setzen. Sicher hat in dieser Phase 
die Politik bei der aktiven Bekämp-
fung der Krise eine grosse positi-
ve Rolle gespielt, die Gewerkschaf-
ten selber traten damals noch nicht 
so offensiv politisch auf wie später. 
Serge Gaillard war der wirtschafts-
politische Garant der Linken bei 
diesem neuen Kurs, auch für die 
SP. Andererseits muss man sagen, 
dass die grossen Einbrüche beim 
Service public ebenfalls in dieser 
Zeit stattfanden. Das hat begonnen 
mit der Abschaffung des Beamten-
statuts bei der PTT. Die zuständi-
gen Gewerkschaften wussten nicht, 

«Mit der Mindestlohn-
kampagne und 

den Flankierenden 
konnten wir praktische 

Forderungen stellen 
und durchsetzen.»

«Das Strommarkt-
Referendum ist eine 

Wegmarke gegen 
den Abbau des 
Service public.»



wie ihnen geschah! Fast ein Jahr-
hundert hatte es Postbeamte ge-
geben, und plötzlich kippten hier 
die Grundlagen weg. Massgeben-
de SP-Exponenten machten bei 
diesem so genannten Modernisie-
rungskurs mit und haben ihn sogar 
aktiv vorangetrieben. Die Verhält-
nisse waren schillernd, die linke Po-
litik schnitt nicht überall gut ab. Als 
dann die gewerkschaftspolitische 
Wende stattfand, trug die SP sie 
weitgehend mit. Es brauchte aller-
dings eine gewisse Übergangszeit, 
bis das funktionierte. Das Referen-
dum gegen die Strommarktlibera-
lisierung ist eine Wegmarke. Hier 
wurde der Abbau des Service pu-
blic nicht mehr mitgetragen, und 
wir setzten uns durch.

Gaillard: Bei der Strommarktlibe-
ralisierung war es nach meiner Er-
innerung so: Paul hat eines Tages 
gesagt – irgendwie hatte er da sei-
ne Kontakte – dass wir das genau-
er anschauen müssten. Er gab mir 
den Auftrag, das Thema zu ana-

lysieren. Der Befund war, dass die 
Liberalisierung im Strommarkt kei-
nen Sinn macht. Umgekehrt wiesen 
wir darauf hin, dass wir uns mit ei-
nem Referendum Probleme mit der 
SP einhandeln würden. Paul fragte 
nur: Ist es gewerkschaftlich wichtig? 
Wenn es wichtig ist, dann gehen 
wir weiter! Und wir gingen weiter. 
Paul scheint von Anfang an, bevor 
wir es richtig geprüft hatten, sicher 
gewesen zu sein, dass diese Libe-
ralisierung ein Fehler war.

Rechsteiner: Im Abstimmungs-
kampf den wir 2002 gewannen, 
hatten wir fast sämtliche Medien 
gegen uns. Es war ein Kampf um 
die Meinungs-Hegemonie und 
um die wirtschaftspolitische Ver-

nunft: Das erleben wir 
in den Auseinander-
setzungen um den So-
zialstaat ja heute auch 
immer wieder, gerade 
bei der Altersvorsorge, 
und man muss es noch-
mals sagen: Wir kämp-
fen um die wirtschafts-

politische Vernunft.  Doch zurück 
zum SGB-Sekretariat: Der Gewerk-
schaftsbund hat von nun an in al-
len Auseinandersetzungen um die 
Liberalisierung eine zentrale Rolle 
gespielt. Dank der wissenschaft-
lich fundierten Kompetenz des Se-

kretariats unter der Führung von 
Serge und später Daniel waren wir 
fähig, die Probleme auf höchstem 
Niveau zu analysieren und die He-
rausforderungen gewerkschafts-
politisch so zu formulieren, dass 
sie auch verstanden wurden. Dank 
diesen Analysen waren wir in den 
Debatten nicht nur Getriebene des 
politischen Systems, sondern wir 
konnten ein Eigengewicht entwi-

ckeln und waren als Gewerkschaf-
ten imstande, unsere Positionen im 
Interesse der Lohnabhängigen zu 
entwickeln – beim Service public, 
beim Sozialstaat, bei den Löhnen 
und bei den flankierende Schutz-
massnahmen. Vieles wurde reali-
siert, was aus diesen Positionen 
stammte, und die Bedeutung des 
SGB wurde relativ gross, trotz sei-
ner kleinen Mannschaft. Wenn man 
schaut, wieviele Leute beim SGB ar-
beiten im Vergleich zu den grossen 
Wirtschaftsverbänden, dem ehe-
maligen Vorort, der Economiesuis-
se, dem Arbeitgeberverband, dem 
Gewerbeverband, dann ist es er-
staunlich, wie es das SGB-Sekre-

tariat schaffte, dank seiner hohen 
fachlichen Kompetenz die Ausei-
nandersetzungen zu prägen und 
Erfolge zu erzielen.

Gaillard: Wir haben ja die Libera-
lisierungsversuche in den staats-
nahen Infrastruktur-Bereichen sehr 
differenziert von Fall zu Fall ange-
schaut. Beim Strommarkt kamen 
wir relativ klar zum Schluss, dass 

man da die Durchleitung, 
Verteilung und Produktion 
nicht noch mehr trennen 
sollte. Die Monopole aufzu-
lösen machte ökonomisch 
keinen Sinn und schuf Ver-
sorgungsprobleme. Bei der 

Swisscom, bei der Trennung von 
Swisscom und Post – da war ich per-
sönlich nicht dagegen. Die Liberali-
sierung musste aber mit einem ver-
stärkten Arbeitnehmerschutz und 
einer Pflicht zu GAV-Verhandlungen 
flankiert werden. 

Rechsteiner: Nein, gegen Verände-
rungen waren wir nicht. Es gab ja 
sehr starke technologische Umwäl-
zungen, und das Rad der Geschich-
te kann man nicht zurückdrehen. 
Bei den grossen Versorgungsnet-
zen stellt sich stets die Frage wel-
che Rolle der Bund, der Staat, die 
öffentliche Hand einnehmen konn-
ten. Es ist klar, dass man dabei auf 

«Dank hoher 
Fachkompetenz konnte 

das SGB-Sekretariat 
Erfolge erzielen.»

«Es war ein Kampf  
um die Meinungs-

Hegemonie und um die 
wirtschaftspolitische 

Vernunft.»
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die Effizienz schauen muss. Was für 
eine Leistung wird unter welchen 
Bedingungen produziert? Daraus 
leiten wir unsere Schlussfolgerun-
gen ab. Im Telekommunikations-Be-
reich, in der ganzen Logistik gab es 
enorme technologische Entwick-
lungen.  Und im Rückblick kann 
man sagen, dass viele dieser Pro-
bleme in der Schweiz besser ge-
löst worden sind als anderswo. Klar 
ist, dass im 
Bereich des 
Service pu-
blic eine ge-
wisse Staats-
nähe rational 
und hilfreich 
bleibt. Bei 
den Bahnen, bei der Post-Logistik 
und ähnlich staatsnahen Unterneh-
men hätte man die Sache allerdings 
noch besser machen können. Wich-
tig ist, dass wir versuchten, in die-
sen Gebieten eine offensive Politik 
zu entwickeln. Wie wir das auch bei 
der Lohnpolitik und natürlich bei 
den flankierenden Massnahmen 
taten, der grössten arbeitsmarktli-
chen Innovation dieser Jahre.

Gaillard: Wir haben aber auch Feh-
ler gemacht. Etwa die Bouquet-In-
itiativen.

Die insgesamt fünf Initiativen un-
ter dem Titel «Bouquet für eine 
soziale Schweiz», die alle erfolg-
los blieben. Wie kam es zu die-
sem Bouquet?

Gaillard: Übermut! Wir hatten eine 
Referendumsabstimmung gewon-
nen, die sehr relevant war. Jene 
um die Finanzierung der Arbeits-
losenversicherung. Der SGB war 

dort zuerst wie die 
SP abseits gestan-
den. Dann kam  
das Referendum 
des Neuenburger 
Arbeitslosenkomi-
tees überraschend 
zustande. In der 

Abstimmung hat es der SGB er-
folgreich unterstützt. Das führte, 
wie bereits erwähnt, zu einem run-
den Tisch in der Finanzpolitik, weil 
Bundesrat Villiger sah, dass man 
bei den Sozialversicherungen in der 
Krise nicht sparen konnte. Der Vor-
stand des SGB ist darauf so über-
mütig geworden, dass er diese fünf 
Initiativen parallel lancierte. 

In welchem Jahr war das?

Rechsteiner:  Anfang 1998. Ich 
habe diese Initiativen als Präsident 
dann voll geerbt – mitten in der Un-
terschriftensammlung. 

Gaillard: Eine der Initiativen forder-
te Verkürzung der Arbeitszeit, und 
ein Problem war später, dass wir un-
sere Mindestlohnkampagne nicht 
führen konnten, bevor über die Ar-
beitszeit abgestimmt worden war.

Lampart: Die Mindestlohnkampag-
ne wurde eine sehr gute Geschich-
te. Sie war in Europa und weltweit 
fast einzigartig. Aber ich möchte 
nochmals auf eine negative und 
eine positive Entwicklung zurück-
zukommen. In den Achtziger- und 
Anfang der Neunzigerjahre gab 
es in den Betrieben noch Leute 
mit Alkoholproblemen, 
es gab geistig Behinder-
te und Leute mit ande-
ren Schwierigkeiten. Sie 
hatten noch Jobs. Etwa 
1996/97 musste man fest-
stellen, dass diese Leute 
keine Jobs mehr hatten. 
Es hatte Auslagerungen 
gegeben, Kantine, Reinigung und 
andere Dienstleistungen waren 
ausgelagert worden, um Margen zu 
bolzen, daher verloren diese Leute 
ihre Jobs. Früher hatte sie vielleicht 
die IV aufgefangen, doch dann wur-
de die Schraube auch bei der IV 
angezogen: Wenn man bei den 
Grossbanken heute schaut, werden 
Security und sogar anspruchsvolle 
Ingenieursleistungen nicht mehr im 

Haus erbracht. Ich weiss nicht ob es 
international Beispiele gibt, dass 
stärkere Gewerkschaften eine sol-
che Entwicklung verhindern konn-
ten. Bei uns war es gar nie ein The-
ma. Wir wären in den Betrieben nie 
stark genug gewesen, um die Aus-
lagerungen zu stoppen. Das ist das 
Negative. – Sehr positiv ist in die-
sen Jahren, dass die Entwicklung 
der Gesamtarbeitsverträge in der 
Schweiz völlig einzigartig war. In 
Deutschland war es ein Elend: Die 
Gewerkschaften haben sogar mit-
geholfen die Verträge herunterzu-
fahren. Bei uns ging es unvergleich-

lich besser, hier sind nicht nur die 
unteren Löhne gestiegen, sondern 
auch die Abdeckung durch Ge-
samtarbeitsverträge wurde dichter. 
Wir sind – natürlich mit FlaM und 
Personenfreizügigkeit – im euro-
päischen Kontext fast das einzige 
Land, das eine derartige Zunahme 
aufweist. Das ist ein Erfolg der ge-
werkschaftlichen Arbeit in teilweise 
äusserst widrigen Umständen. Man 

«Im Service public 
bleibt eine gewisse 
Staatsnähe rational 

und hilfreich.» «Sehr positiv und 
international einzigartig 
ist die Entwicklung bei 

den Gesamtarbeits-
verträgen.»
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sieht daran, dass man als gewerk-
schaftlicher Akteur eine Wahl hat, 
ob man mithelfen will, die Gesamt-
arbeitsverträge herunterzufahren, 
oder ob man sich gegen den Ab-
bau stemmt. Die Neunzigerjahre 
und die Zeit danach haben gezeigt, 
dass es gewerkschaftlichen Hand-
lungsspielraum gibt wenn man ihn 
nur nutzen will und den Mut hat 
dazu. 

Gaillard: Damit bin ich völlig einver-
standen. Ich denke, ohne die Min-
destlohnkampagne und die Flan-
kierenden Massnahmen hätten wir 
in der Schweiz den Arbeitsmarkt 
nicht öffnen und die Lohnstruktur 
in der unteren Hälfte nicht so sta-
bil halten können. Als Ergänzung 
vielleicht noch: Wir haben nicht 
nur eine höhere Abdeckung durch 
Gesamtarbeitsverträge. Wir haben 
heute auch einen deutlich höhe-
ren Anteil von Gesamtarbeitsver-
trägen mit bindenden Mindestlöh-
nen. Die tiefen Löhne sind in der 
Schweiz mit den Durchschnittslöh-
nen mitgewachsen, das ist schon 
fast ein Unikum – international ge-
sehen. Und es straft jene Aussage 
aus den Neunzigerjahren Lügen, 
als man erklärte: «Entweder ihr ak-
zeptiert tiefe Löhne oder ihr werdet 
arbeitslos!» Die Gewerkschaften in 
der Schweiz haben bewiesen, dass 
man mit einem guten Arbeitneh-

merschutz auch Vollbeschäftigung 
und eine Lohnstruktur erreichen 
kann, die nicht noch stärker aus-
einander geht. Die Managerlöhne 
wären ein anderes Thema.

Lampart: Es sind aber nicht nur die 
Managerlöhne. Es greift immer wei-
ter um sich. Auch gut ausgebilde-
te Akademiker verdienen oft sehr 
viel, es gibt Kantonsangestellte mit 
170’000 Franken im Jahr, daneben 
gibt es klassische Berufe mit Lehre, 
die so tiefe Löhne haben, dass sie 
in vielen städtischen Quartieren gar 
nicht mehr wohnen können.

Gaillard: Ja, oben hat es die Lohn-
struktur auseinander gerissen. 
Das haben wir unterschätzt in den 
Neunzigerjahren.

Rechsteiner: Ich möchte zu Daniel 
noch kurz ergänzen. Auch das Pro-
blem der älteren Arbeitnehmenden 
im Land hat sich in den letzten zehn 
Jahren immer stärker zugespitzt. Es 
gab eine Entwertung von älteren 
Leuten in den Betrieben und das 
Entlassungs-Tabu für langjährige 
ältere Angestellte ist immer mehr 
gefallen. Hier sind dringend Mass-
nahmen nötig. Es herrschen Preka-
risierung, Verunsicherung, ein kol-
lektiver Frust – die als Folie in die 
rechtspopulistische Bewirtschaf-
tung aufgenommen werden, ohne 

dass dort eine Antwort gegeben 
würde. Die Gewerkschaften stehen 
vor grossen Herausforderungen.

 

«Dass die tiefen Löhne in der 
Schweiz mit den Durchschnittslöhnen 
mitgewachsen sind, ist international 

fast ein Unikum.»
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GESCHICHTE, 
MENSCHENRECHTE, 
INTERNATIONALISMUS

«Ohne Bezug zur 
Vergangenheit sind 

wir blind.»

Welche Rolle spielen historisches Wissen und historische Er-
innerung für die Linken, wie prägt Geschichte unser gegen-
wärtiges Bewusstsein und unser politisches Handeln? Im Ge-
spräch mit Paul Rechsteiner: Ruth Dreifuss und Stefan Keller. 

Landesstreik 1918: Bahnhof-Blockade in Grenchen.

Stefan Keller: Ruth Dreifuss und 
Paul Rechsteiner, wir drei haben 
uns vor bald dreissig Jahren bei 
der Kontroverse um Paul Grün-
inger und um die Geschichte der 
Schweiz im Nationalsozialismus 
kennengelernt. Ich möchte zuerst 
fragen, was für euch Geschichte 
bedeutet. Warum ist Geschichte 
wichtig und was macht ihr damit?

Ruth Dreifuss: Geschichte hat mich 
immer fasziniert, seit ich klein war, 
und sie hat mich im Grunde auch 
politisiert. Aus der Geschichte der 
Nazi-Herrschaft und jener der Shoa 
stellte sich für mich schon als Kind 
die Frage, wie Gesellschaften ihre 

Orientierung verlieren können, 
wie sie wahnsinnig werden kön-
nen: im Hass und auch im Gehor-
sam. Das hat mich sehr schnell zur 
Frage geführt – ebenfalls noch als 
Kind –, ob es eine historische Ent-
wicklung gibt, bei der Schritt für 
Schritt eine bessere Gesellschaft 
entstehen kann, oder ob es diese 
Entwicklung nicht gibt. Bald wa-
ren solche Fragen dann auch ver-
knüpft mit der Lektüre der Texte 
von Karl Marx und anderen. Marx 
ist ja nicht der einzige, der von ei-
ner Geschichte ausgeht, die sich 
zum Fortschritt hin entwickelt. Mich 
hat das sehr interessiert, aber ich 
habe dann festgestellt, dass es so 
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nicht ist, und dass die Geschichte 
eine ständige Baustelle bleibt: Dass 
man gerade aus den Fehlkonstruk-
tionen dieser Baustelle lernen kann 
und lernen muss. Auf dieser Bau-
stelle gibt es auch 
viele Opfer, die in 
der Gegenwart gar 
nicht erkannt wer-
den – erst in einer 
späteren Zeit, im 
Nachhinein, kann endlich Bilanz 
gezogen werden, was die Baustel-
le, die Geschichte, verursacht hat.

Paul Rechsteiner: Die Bedeutung 
der Geschichte rührt daraus, dass 
wir ohne einen Bezug zur Vergan-
genheit blind sind bei der Be-
schreibung unserer heutigen Ge-
sellschaft. Es gab ja bestimmte 
politische und historische Ent-
wicklungen, die entscheidend da-
für waren, wie die Gesellschaft heu-
te konstruiert ist und aussieht. Die 
Entwicklung der Gesellschaft oder 
auch der Nation erfolgte nach be-
stimmten historischen Wegmarken. 
Wir sind nicht imstande, die heuti-
gen Herrschaftsverhältnisse zu le-
sen ohne Kenntnis der historischen 
Zusammenhänge. Ich glaube, dass 
die Orientierung am historischen 
Fortschritt dabei nicht falsch ist, 
das ist der grosse Boden, den die 
Aufklärung gelegt hat: Die Verhält-

nisse sind nicht statisch, die Dinge 
bewegen sich nach vorne – mit al-
len Schwierigkeiten, Ambivalenzen 
und auch Rückschritten. Für eine 
gestaltende Politik, um verantwort-

liche Entschei-
de zu fällen, ist 
es unabdingbar, 
eine Vorstellung 
davon zu haben, 
wie die Dinge 

sich in der Vergangenheit beweg-
ten und wo die Umschlagpunkte ih-
rer Entwicklung waren. Konkret: der 
Umschlagpunkt den du genannt 
hast mit der Shoa, der Vernich-
tung der europäischen Jüdinnen 
und Juden – das war ein zentraler 
Wendepunkt für die neuere Ge-
schichte überhaupt. Weltweit und 
erst recht in Europa. Die Schweiz 
war miteinbezogen, sie hatte zwar 
das Glück, etwas ausserhalb zu blei-
ben, aber sie war trotzdem invol-
viert. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
hat die Schweiz sich dann auf sich 
selbst zurückgezogen und ein Welt-
bild gepflegt, das alle schwierigen 
Dinge ausblendete. Das Glück der 
Schweiz, als Demokratie zu überle-
ben, hatte aber auch ganz dunkle 
Seiten. Der Fall Grüninger, wegen 
dem wir uns kennenlernten, wurde 
zu einem Kristallisationspunkt für 
einen anderen Blick auf die Schwei-
zer Geschichte. Dabei ging es nicht 

nur um Grüningers Person und sei-
ne Taten, also die Rettung von vie-
len hundert österreichischen Jü-
dinnen und Juden. Es ging auch 
darum, welche Handlungsspielräu-
me es gab mitten in den Katastro-
phen der Nazi-Politik und der Na-
zi-Verbrechen. Es ging darum, dass 
die Schweiz eine antisemitische 
Flüchtlingspolitik betrieben hatte, 
und dass Paul Grüninger zum Kri-
minellen gemacht wurde, nur weil 
er mit seinen Taten die Mindestvo-
raussetzungen eines menschlichen 
Handelns erfüllte. Jahrzehntelang 
wollte man davon nichts wissen. 
Grüningers Rehabilitierung ist be-
kämpft worden. Wir sind damals 
in diesen Geschichtsprozess ein-
gestiegen, in den Achtziger- und 
Neunzigerjahren, und er ging, wie 
gesagt, weit über den Fall Grünin-
ger hinaus.

Dreifuss: Du hast ja auch nicht nur 
Paul Grüninger zur Rehabilitierung 
verholfen. 

Rechsteiner: Wir arbeiteten im Kol-
lektiv.

Dreifuss: Du hast dich auch einge-
setzt für die Rechte anderer Men-
schen, für Fluchthelfer, Spanien-
kämpfer und für die Flüchtlinge, 
die später kamen. Du hast wirklich 

probiert, in diesen Fragen wieder 
einen reineren Tisch zu machen in 
der Schweiz.

In St. Gallen gehörten zu den 
Gegnern Paul Grüningers am An-
fang auch prominente Linke. Leu-
te aus der SP waren daran betei-
ligt, dass die Aufarbeitung des 
Falles lange Zeit unterblieb. Mei-
nes Wissens warst du, Paul, der 
erste Linke, der Grüningers Reha-
bilitierung verlangte.

Rechsteiner: Im Rückblick war die 
Rolle der st. gallischen Sozialde-
mokratie und vor allem jene der 
st. gallischen Behörden gar nicht 
ruhmreich. Regierungsrat Valentin 
Keel, Grüningers sozialdemokra-
tischer Vorgesetzter, hat versucht, 
seine eigene Haut zu retten und 
sich dabei auf die falsche Seite 
gestellt. Keel selber hatte flücht-
lingspolitisch ja durchaus seine 
Verdienste, dank ihm konnten ver-
schiedene sozialdemokratische 
Emigranten in die Schweiz entkom-
men, und er war deshalb den Hass-
kampagnen des vaterländischen 
Verbandes ausgesetzt. Ganz un-
verständlich wird die Rolle einiger 
Sozialdemokraten nach dem Krieg. 
Da sind es vor allem Würdenträ-
ger in wichtigen Ämtern, vom Re-
gierungsrat bis zum Bundesrichter, 

«Geschichte bleibt 
eine ständige 
Baustelle.»
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welche die Rehabilitierung Grün-
ingers aktiv hintertreiben – neben 
den Konservativen, Christlichsozi-
alen und Freisinnigen, die eben-
falls dagegen sind. Seitens der Be-
hörden wurde der Fall Grüninger 
lange Zeit hermetisch tabuisiert.  
Für mich begann das Interesse 
an solchen Ge-
schichten durch 
die Sensibilisie-
rung für Macht-
verhältnisse, wie 
sie im Gefolge 
von 1968 statt-
fand. Die Lektüre von Karl Marx 
spielte eine Rolle, aber auch jene 
von Albert Camus und Jean Paul 
Sartre. Erste entscheidende Texte 
über St. Gallen waren dann Niklaus 
Meienbergs «Die Erschiessung des 
Landesverräters Ernst S.» und ande-
re «Reportagen aus der Schweiz». 
«Ernst S.» war ein augenöffnendes 
Werk. Ich kam damals nach dem 
Studium nach St. Gallen zurück, 
und dank diesem Text von Meien-
berg wurde die st. gallische Gesell-
schaft, wurden ihre Machtverhält-
nisse plötzlich lesbar. Später kam 
der Dokumentarfilm über Ernst S., 
den Meienberg mit Richard Dindo 
drehte, und ich gehörte zu jenen, 
die nach der Erstaufführung im Kino 
Palace eine Podiumsdiskussion or-
ganisierten. Die Brüder von Ernst S. 

lebten damals noch und nahmen 
an den Veranstaltungen teil. Die-
se Geschichte hatte eine enorme 
Präsenz, sie zeigte, wie die bür-
gerlichen Machtträger dafür ver-
antwortlich waren, dass man einen 
kleinen Hilfsarbeiter als Landesver-
räter erschossen hatte, während 

die grossen 
Nazi-Kolla-
borateure, 
die Rang und 
Namen hat-
ten, weiterhin 
Teil der gu-

ten Gesellschaft blieben. Den Fall 
Grüninger habe ich allerdings erst 
1983/84 richtig entdeckt, es gab 
schon früher Versuche, ihn zu re-
habilitieren …

1968, 1970 …

Rechsteiner: Genau, aber diese 
Vorstösse hatte ich nicht auf dem 
Radar. Ausschlaggebend für die 
Beschäftigung mit ihm war der Ver-
such der städtischen Behörden, na-
mentlich eines katholisch-konser-
vativen Stadtrates und Vorstands 
der technischen Betriebe, die Auf-
führung von Thomas Hürlimanns 
«Grossvater und Halbbruder» zu 
verbieten. Das Stück sollte am Ort, 
an dem es handelt, aufgeführt wer-
den …

Dreifuss: Was war das für eine Ge-
schichte? Ich erinnere mich nicht.

Rechsteiner: Es war ein Theater-
stück.

Ein Stück von Thomas Hürlimann. 
Es sollte oberhalb der Stadt bei 
den «Drei Weieren» aufgeführt 
werden. Dann hat der Stadtrat 
welcher für die öffentlichen Bä-
der zuständig war, diese Auffüh-
rung aus politischen Gründen 
verboten.

Dreifuss: Was war das Thema?

Der Zweite Weltkrieg. Man wähl-
te die Weiher, weil man im Zwei-
ten Weltkrieg von dort aus ge-
sehen hat, wie Friedrichshafen 
bombardiert wurde.

Rechsteiner: Und es ging auch um 
geflüchtete Juden. Also um die 
ganze Verstrickung der konserva-
tiven, christlichen 
Gesellschaft. Dazu 
gehörte der biogra-
fische Hintergrund 
Hürlimanns, seine 
Verwandtschaft mit 
der katholisch-konservativen St. 
Galler Familie Duft, die damals 
unter anderem den Stifts-Archivar 
stellte. Vieles im späteren Werk 

von Hürlimann war in diesem frü-
hen Stück atmosphärisch bereits 
angesiedelt.

Dreifuss: Wann war das?

Rechsteiner: Im Sommer 1984 ver-
suchte eine junge Theatertruppe, 
das Stück bei den «Drei Weieren» 
aufzuführen, was der Stadtrat ver-
bieten wollte. Wir haben darauf 
eine grosse Veranstaltung zur Ge-
schichte St. Gallens in der Zeit des 
Faschismus organisiert. Wir haben 
«Faschismus» gesagt, korrekter 
wäre «Nationalsozialismus» gewe-
sen. Mit Niklaus Meienberg, Jürg 
Frischknecht, der alte Georg Thürer 
war auch dabei – und der Saal des 
Schützengartens war voll. In jener 
Zeit habe ich für mich selber auch 
den Fall Grüninger entdeckt. Sei-
nen Enkel, Dieter Roduner, kannte 
ich bereits aus dem Militär. Ich rief 
dann seine Tochter an, Ruth Ro-
duner, und merkte, dass sie nichts 

mit einem politischen Vorstoss für 
Grüninger zu tun haben wollte. Sie 
war zu sehr verletzt von der mehrfa-
chen Ablehnung seiner Rehabilitie-

«Dank ‹Ernst S.› 
wurden die St. Galler 

Machtverhältnisse 
lesbar.»
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«Die Forderung Grüninger 
zu rehabilitieren, schlug wie 

eine Bombe ein.»



rung und wollte keine weiteren De-
mütigungen erleben. Gleichzeitig 
merkte ich aber auch, dass sie froh 
war, wenn sich jemand auf eigene 
Verantwortung darum kümmerte. 
Ich brachte es in die Fraktionssit-
zung der SP und in den Kantonsrat, 
es schlug wie eine Bombe ein. Ein 
langer Kampf begann. Entschei-
dend war am Ende, dass 
nach einem weiteren An-
lauf, den Hans Fässler 
1989 machte, Stefan be-
gann, den Fall historisch 
zu rekonstruieren.

Dreifuss: Und dass die Archive ge-
öffnet wurden.

Die Archive waren schon Mitte 
der Achtzigerjahre geöffnet wor-
den. Ihr Inhalt erwies sich als äus-
serst dürftig. Die Originalakten 
waren gar nicht mehr vorhanden. 
Es gab nur eine lückenhafte Ab-
schrift des Dossiers, sogar der 
Untersuchungsbericht und die 
definitive Anklageschrift fehlten. 
Ich glaube, das wichtigste war, 
dass ich die von Grüninger geret-
teten Flüchtlinge fand, von denen 
viele damals noch lebten.

Rechsteiner: Der Fall hatte eine un-
glaubliche Sprengkraft von Anfang 
an. Und die Flüchtlinge, die Ste-

fan ausfindig machte, waren unver-
brauchte Quellen. 

Niemand hatte sie zuvor über 
den Fall befragt.

Rechsteiner: Im Buch «Grüningers 
Fall» waren es Leute aus unter-
schiedlichen Milieus, welche die 

Geschichte erzählten, so wie sie 
diese erlebt hatten. Sie erzählten 
nicht einfach aus Medienberich-
ten oder aus behördlichen Akten 
heraus, sondern aus unmittelba-
rer direkter Erfahrung. Geschichts-
schreibung von unten, mit dieser 
Methode hattest du ja schon früher 
gearbeitet, hier war sie entschei-
dend dafür, dass der Stoff neu in 
die Geschichte eingepasst werden 
konnte.

Dreifuss: Ich will nicht vom Fall 
Grüninger abrücken, aber man 
spricht ja zur Zeit viel über 1968. 
Es fällt doch auf, dass 1968 selber 
eine Bewegung ohne grosse Ge-
schichtskenntnisse war – ziemlich 
spontan mit Bildern, von Che, Mao, 
Ho Tschi Minh und so weiter …

… und ein paar haarsträubenden 
Vereinfachungen.

Dreifuss: Genau. Aber mit ziem-
lich viel Wirkung auf die Entwick-
lung der Geschichtsforschung. Aus 
dieser Bewegung entwickelte sich 
ja auch die mündliche Geschichts-
schreibung, die histoire orale, und 
das Bedürf-
nis, die Zeit 
des Zwei-
ten Welt-
krieges neu 
zu analysie-
ren. Wichtig waren ausserdem die 
Auschwitz-Prozesse, die in den Sech-
zigerjahren in Frankfurt stattfanden.

Das Schweizer Fernsehen zeig-
te 1973 eine Fernsehserie von 
Werner Rings, die ein eigent-
licher Strassenfeger wurde: 
«Die Schweiz im Krieg». Alle ha-
ben das geschaut. Für mich war 
es die erste Beschäftigung mit 
dem Thema Nationalsozialismus. 
Plötzlich wurde das wieder wich-
tig, dank dem Schweizer Fernse-
hen – oder in St. Gallen dank dem 
Verbot des Theaterstücks von 
Thomas Hürlimann.

Rechsteiner: Die Geschichte vib-
rierte in St. Gallen. Man stellte fest, 
dass die Vergangenheit nur knapp 

unter der Oberfläche lag. Die Aus-
einandersetzung mit der Shoa hat 
ja in der Schweiz stets in Wellen 
stattgefunden. Es gab den Lud-
wig-Bericht 1957, der von «Beob-
achter»-Berichten begleitet wurde, 
dann Alfred A. Häslers «Das Boot 
ist voll» 1968, in den Neunzigerjah-
ren schafften die Debatten um Paul 

Grüninger 
und um die 
nachrichten-
losen Konten 
die Voraus-
setzung da-

für, dass es uns gelang, die soge-
nannte Bergier-Kommission – die 
Unabhängige Expertenkommis-
sion Schweiz-Zweiter Weltkrieg – 
aufzugleisen. Jedesmal wenn die 
Schweizer Verstrickung in den Na-
tionalsozialismus zum Thema wur-
de, hat man die Sprengkraft dieser 
Geschichte neu gespürt.

Dreifuss: Und jedesmal gab es eine 
Auseinandersetzung zwischen je-
nen, die das alte, heile Bild bewah-
ren wollten, und jenen, die wirklich 
die Wahrheit suchten. Es ist ja die 
Gegenwart, die den Blick auf Ge-
schichte bestimmt. Aus den Prob-
lemen der Gegenwart entsteht das 
Bedürfnis, diesen Blick zu schärfen, 
aber gleichzeitig entsteht auch die 
Gegenreaktion. Diese Gegenreak-

«68 war eine Bewegung 
ohne grosse Geschichts- 

kenntnisse.»
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«Es ist die Gegenwart, 
die den Blick auf  die 

Geschichte bestimmt.»



tion war schon heftig bei dir in St. 
Gallen.

Rechsteiner: Es war ein langer 
Kampf um die Bedeutung Paul 
Grüningers, und es ist ein Kampf 
bis heute. Nach wie vor ist es keine 
Selbstverständlichkeit, dass Grün-
inger in der Schule behandelt wird. 
Die Erinnerung an einen Polizeikom-
mandanten, der sich den Weisun-
gen der Regierung widersetzt und 
aus Gründen des Menschenrechts 
darüber hinweggeht, hat ihre Bri-
sanz behalten.

Dreifuss: Ein gutes Beispiel für die 
Jugend!

Rechsteiner: Und dazu gibt es das 
Gegenstück mit Josef Spring, das 
etwas weniger bekannt ist. Der Fall 
Spring zeigt, wie die Schweizer Be-
hörden einen jüdischen Jugend-
lichen an die Nazis auslieferten, 
und wie er dank der Schweiz nach 
Auschwitz deportiert wurde zu ei-
nem Zeitpunkt als die Deutschen 
den Krieg längst verloren hatten.

Zu einem Zeitpunkt, als man in 
Bern längst wusste, was in Ausch-
witz geschah.

Rechsteiner: Nicht nur in Bern. Ich 
habe gerade das Tagebuch von 

Leon Werth gelesen, einem fran-
zösischen Schriftsteller, der damals 
als Jude in einem Häuschen fernab 
im Jura lebte und alles mitbekam. 
Nach der deutschen Niederlage in 
Stalingrad ging es mit der Vernich-
tung der europäischen Juden noch 
unglaublich lange weiter, der quan-
titativ schlimmste Teil der Vernich-
tungspolitik wurde in der Zeit nach 
Stalingrad durchgezogen. Und wie 
sich die Schweiz gerade in dieser 
Zeit gegenüber der Shoa verhielt, 
das hat für uns eine enorme Be-
deutung.

Mit unseren Kampagnen zum Fall 
Grüninger und zum Fall Spring 
versuchten wir, einen Bruch mit 
dieser dunklen Geschichte zu 
erreichen. In St. Gallen war ja 
die Regierung 1993 noch genau 
gleich zusammengesetzt wie 
1939, und mindestens einmal sag-
te ein Regierungsrat «wir», als er 
von Regierungsbeschlüssen 1939 
sprach. Diese unglaubliche – viel-
leicht nur in der Schweiz denk-
bare – Kontinuität ist etwas, mit 
dem wir endlich brechen wollten. 
Daneben gab es aber andere Ge-
schichten, bei denen wir selber 
es waren, die nach Kontinuität 
suchten: Die Geschichte des Wi-
derstands beispielsweise, oder 
die Geschichte der Arbeiterbe-

wegung. Ist diese Geschichte für 
euch wichtig?

Dreifuss: Die ist für mich sehr wich-
tig. Vielleicht nochmals zurück zur 
Frage, ob es einen Fortschritt gibt 
in der Geschichte. Wie gesagt: 
Ich bin da nicht sicher. Ich glaube, 
dass die Grundideen der Men-
schenrechte, der Menschenwür-
de, der Gleichheit und so weiter 
tatsächlich gesellschaftliche Weg-
marken sind seit der Aufklärung. 
Mehr oder weniger anerkannte 
Wegmarken. Mehr oder weniger 
erfolgreiche Wegmarken. Sie bil-
den eine Grundlage für das, was 
eine Gesellschaft sein kann und was 
sie den Menschen zu bieten hat. 
Aber ob diese Grundideen weiter 
verwirklicht werden, ob sie schreck-
liche Rückschritte verhindern kön-
nen und ob sie überhaupt für 
alle Zeiten gelten – da bin ich 
heute auf eine Art und Wei-
se skeptisch, wie ich es als 
junge Frau noch nicht war. 
Sehr wichtig ist für mich, zu 
sehen, wie die menschen-
rechtlichen Grundsätze in 
der Vergangenheit entstanden und 
wie sie damals umgesetzt wurden. 
Schon als Kind hat mich absolut 
fasziniert, dass es in der Geschichte 
der Menschheit irgendwann einen 
Punkt gab, ab dem sowohl Sklave-

rei als auch Folter wenigstens im 
Grundsatz verpönt waren. Wir se-
hen heute allerdings, dass es immer 
noch Sklaverei und Folter gibt. Da-
her meine Skepsis. Und daher ist es 
so wichtig, die Geschichte zu ken-
nen: Sie zeigt uns, wann und unter 
welchen Umständen solche Grund-
sätze in der Gesellschaft durchge-
setzt werden konnten, oder unter 
welchen Umständen sie mit Füssen 
getreten wurden. Selbstverständ-
lich ist es auch für Schweizer Bür-
gerinnen und Bürger wichtig, dafür 
zu kämpfen, dass diese Grundsät-
ze gelten.

Rechsteiner: Wenn wir an die Ge-
genwart und an die allernächste 
Zukunft denken, dann sieht es al-
lerdings trüb aus. Trump, Kaczyns-
ki, Orban, Putin und so weiter – 

menschenrechtsfeindliche Politik 
verbunden mit einem neuen Na-
tionalismus, mit Hetze gegen Aus-
länderinnen und Ausländer, gegen 
Minderheiten. Es ist eine ausser-
ordentlich gefährliche Situation, in 

82 / Feierabendgespräche Feierabendgespräche / 83

«Wir befinden uns 
zurzeit in einer 

ausserordentlich 
gefährlichen Situation»



der wir uns zurzeit befinden. Nach 
einer Phase, in der man denken 
konnte, es gehe da endlich vor-
wärts, ist auch die Eindämmung 
der Atomwaffen wieder in Frage 
gestellt. Natürlich gibt es deshalb 
viele Gründe, pessimistisch und 
skeptisch in die Zukunft zu blicken. 
Gleichzeitig sehen wir aber auch 
widersprüchliche Tendenzen, und 
der Rückblick in die Vergangenheit 
zeigt, wie du gesagt hast, dass es 
immer wieder Möglichkeiten und 
Chancen gab, die Geschichte in 
eine bessere, in eine humanere 
Richtung zu lenken. Das ist meine 
Fortschritts-Perspektive. Zuverläs-
sige Orientierungspunkte sind da-
bei entscheidend: Die Gleichheit 
der Menschen ist ein ganz zentra-
ler Orientierungspunkt. Die Men-
schenrechte, die Demokratie. Bei 
aller Ambivalenz, die der Begriff 
Demokratie in jüngerer Zeit ja be-
kommen hat, weil sich Potentaten 
auf sogenannt demokratische Pro-
zesse berufen, aber eigentlich Dik-
tatur damit meinen. – Gerade die 
Geschichte der Arbeiterinnen und 
Arbeiter zeigt, was für eine gros-
se Verantwortung wir dafür tra-
gen, dass unsere Entscheide rich-
tig sind und die Entwicklung nicht 
in die falsche Richtung geht. Die 
Arbeiterbewegung insgesamt ist ja 
ein Stück Fortschritts-Geschichte. 

Eine Bewegung von armen Män-
nern und Frauen, die ihr Schick-
sal selbst in die Hand genommen 
haben und die in einem kollekti-
ven Prozess die geschichtsmächti-
ge Kraft der Solidarität entwickeln. 
Die Neubewertung der Geschich-
te der Arbeiterbewegung ist üb-
rigens auch ein Prozess, der uns 
sehr verbunden hat. Stefan war ja 
stark beteiligt an dem Versuch, die 
Gewerkschafts-Geschichte in der 
Schweiz neu zu schreiben und zwar 
als Geschichte von unten, als Ge-
schichte von vielen Menschen und 
vielen Bewegungen – nicht einfach 
als Geschichte der Apparate oder 
der Leute in den Führungspositi-
onen. Ich erinnere mich an einen 
Leitartikel über das Grossereignis 
des Landesstreiks von 1918, den 
ich 1997 in der WOZ schrieb. Das 
war schon eine Folge davon, dass 
wir uns beim Fall Grüninger ken-
nengelernt hatten.

War das nicht bei deiner Wahl 
zum SGB-Präsidenten?

Rechsteiner: Ein Jahr früher. Aber 
im Hinblick auf das Jubiläum 1998. 
Damals wusste ich noch gar nicht, 
dass ich ein Jahr später …

Dreifuss: Hast du deine Wahlkampa-
gne mit dem Generalstreik gemacht?

Rechsteiner: Dass ich SGB-Präsi-
dent werden könnte, war für mich 
1997 noch unvorhersehbar. Erst 
im Frühjahr 1998 ist Vasco Pedrina 
deswegen auf mich zugekommen. 
Die Auseinandersetzung mit dem 
Landesstreik hat früher begonnen. 
Überhaupt hat die Interpretation 
von Geschichte bei mir immer eine 

ganz grosse Rolle gespielt, auch 
wenn sie im Selbstverständnis der 
Gewerkschaftsbewegung vielleicht 
nicht so präsent war. Die Leben-
digkeit der Bewegung kam ja eher 
aus den neuen Prozessen als aus 
der Erinnerung. Etwa von seiten 
der Migranten und Migrantinnen, 
bei denen die Beschäftigung mit 
Schweizer Gewerkschaftsgeschich-
te natürlich nicht im Vordergrund 
stand.

Darf ich eine Anekdote erzäh-
len? In der Woche als Paul zum 
SGB-Präsidenten gewählt wer-
den sollte – das war im Novem-
ber 1998 auf einem Kongress in 
Davos – haben wir eine WOZ-Bei-
lage zum Landesstreik produ-

ziert. Elisabeth Joris, die mitar-
beitete und einen der wichtigsten 
Texte schrieb, hat vor einiger 
Zeit gesagt, sie lese diese Beila-
ge immer noch mit Vergnügen. 
Wir haben also eine WOZ-Beila-
ge zum Generalstreik 1918 pub-
liziert, mit einem Leitartikel des 
künftigen SGB-Präsidenten Rech-

steiner, und damit sind wir 
nach Davos zum Kongress 
gefahren. In der Mittags-
pause haben wir die WOZ 
auf alle Tische verteilt. Lei-
der gab es damals noch 
keine Handy-Kameras, es 

wäre ein wunderbares Bild ge-
worden nach dem Mittagessen: 
«Der Kongress liest.» Und zwar 
die WOZ, die damals noch kei-
neswegs sehr beliebt war im Ge-
werkschaftsmilieu. – Hat bei dir, 
Ruth, der Generalstreik von 1918 
für das Geschichtsbild eine Rolle 
gespielt? Oder waren es eher die 
blutigen Genfer Ereignisse vom 
November 1932?

Dreifuss: Natürlich war der Novem-
ber 1932, der Militäreinsatz und der 
Tod der Demonstranten in Genf, 
ein dramatisches Ereignis. Aber der 
Generalstreik von 1918 mit seinen 
verschiedenen Deutungen ist für 
mich auch sehr wichtig. Eine der 
grossen Forderungen des General-

«Die Interpretation 
von Geschichte spielte 

bei mir immer eine 
ganz grosse Rolle.»
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streiks ist ja die Herabsetzung der 
Arbeitszeit. Damit war er ausser-
ordentlich erfolgreich, sie wurde 
1920 zum Gesetz. Eine andere For-
derung ist das Frauenstimmrecht. 
Als ich später im SGB-Zentralsekre-
tariat arbeitete, waren die Fragen 
der Arbeitszeit und der Frauenrech-
te immer noch zentrale Themen. In 
diesem Sinn blieb auch der Streik 
von 1918 weiterhin präsent. Was 
die Frauenrechte betrifft: Für viele 
unserer Kollegen war jeweils das 
wichtigste Ziel bei Lohnverhand-
lungen, dass sie mit ihrer Arbeit 
eine Familie unterhalten konnten. 
In den Sechziger- und Siebziger-
jahren, auch in den Achtzigerjah-
ren träumten sie den Traum von der 
bürgerlichen Familie. Manche Kol-
legen haben mir 
gesagt: Weisst 
du, ich lebte als 
Kind in einer Fa-
milie, in der bei-
de Eltern arbeiten 
mussten und das war grauenhaft. 
Wenn ich heirate, soll meine Frau 
zu Hause bleiben!

Rechsteiner: Oder anders gesagt: 
«Ich bin in der Lage eine Familie in-
klusive Frau zu ernähren.»

Dreifuss: Ja, es ging auch um die 
Würde unserer Kollegen: «Meine 

Frau muss nicht arbeiten!» Aus-
serdem wurden in vielen Berufen 
gar keine Frauen zugelassen, das 
entsprach nicht zuletzt dem Willen 
von Gewerkschaften. Die Typogra-
phen wollten lange Zeit per Ge-
werkschaftsbeschluss keine Frauen 
in ihrem Beruf. Wir führten kont-
roverse Diskussion über weibliche 
Schaffner und Tramchauffeure. In 
Basel gab es fast einen Aufstand 
bei den männlichen Kollegen, als 
die Verkehrsbetriebe  Frauen zu-
lassen sollten.

In meiner Jugend las ich immer 
wieder Meldungen darüber in 
der Zeitung: Die erste Frau, die 
ein Tram bediente oder einen Bus 
fuhr, die erste Frau, die Billette 

knipste, die 
erste Polizis-
tin, die Bus-
sen verteil-
te – und so 
weiter.

Dreifuss: Als ich die erste Frau auf 
einem Bahnsteig sah, die einen Zug 
abfertigte, war das ein Ereignis. Ei-
nerseits gab es also einen Wider-
spruch zwischen der Vorstellung 
der Gewerkschaftskollegen und 
den Forderungen von Frauen, die 
in den Arbeitsprozess wollten oder 
bereits im Arbeitsprozess waren. 

Andererseits fand zu dieser Zeit 
auch ein Wendepunkt in der femi-
nistischen Bewegung statt. Neben 
der alten Frauenbewegung, die 
zentral für die Rechte der Frauen 
in der Politik und bei der Arbeit ge-
kämpft hatte, entstand eine neue 
Frauenbewegung, die sich – ähn-
lich wie heute Femen und solche 
Gruppen – zum Teil sehr provoka-
tiv äusserte. Ihr ging es nicht allein 
um das Frauenstimmrecht und die 
Arbeitswelt, ihr ging es auch ums 
Familien- und Alltagsleben. Um das 
Verhältnis der Geschlechter über-
haupt. Im Sinne von 1968 war das 
Private ja politisch. 

Diese neue Bewegung versuchte, 
sich von der alten, eher bürger-
lichen Frauenbewegung sichtbar 
abzusetzen.

Dreifuss: Ja, sie mussten etwas 
Neues bringen. Zum Teil traten sie 
auch in die Gewerkschaft ein.

Rechsteiner: Und sorgten dort für 
Unruhe.

Dreifuss: Es war eine Zeit, in der 
vieles zusammenkam. Sexuelle Be-
freiung, die Rechte der Frau in der 
Familie, die Forderung nach Lohn-
gleichheit – die Geschichte des lan-
gen Kampfes seit 1918 war in die-

ser Situation natürlich präsent, und 
massgebend für die Wut, die Unge-
duld, die Beharrlichkeit der Frauen: 
Auch die Gewerkschaften wurden 
davon aufgerüttelt. Beim VPOD zu-
erst mit einer Frauenkommission, 
die gegen den Widerstand unse-
res beliebten leitenden Sekretärs, 
Walter Renschler, durchgeboxt wur-
de. Sein Vorgänger, Max Arnold, 
war noch mehr schockiert. Für ihn 
schwächten unsere Forderungen 
die Gewerkschafts-Struktur und 
ihre Kohäsion.  

Rechsteiner: Auch die Frauenge-
schichte enthält ja bis heute viel 
Sprengstoff. An Veranstaltungen 
treffe ich manchmal auf ältere Mit-
glieder, die vom so genannten 
Frauen-Zölibat erzählen: Wenn 
Lehrerinnen heirateten, dann muss-
ten sie ihre Stelle abgeben. Das 
bezeichnete man als Frauen-Zöli-
bat. Bei älteren Leuten ist es noch 
präsent.

Dreifuss: Im Tessin gab es das bis 
in die Achtzigerjahre!

Rechsteiner: Alles nicht lange her, 
aber es ist seither doch einiges pas-
siert. Wichtig für die Bewegung ist, 
dass solche Geschichten im Be-
wusstsein bleiben.

«Die erste Frau, die 
einen Zug abfertigte, 

war ein Ereignis.»
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Dreifuss: In der neuen Frauenbe-
wegung gab es zwar auch mehr Ak-
tivismus als historische Erinnerung, 
ähnlich wie in der Achtundsechzi-
gerbewegung, aber es existierte 
doch ein Bewusstsein dafür, dass 
man Vorkämpferinnen hatte. Wie 
ich später beim SGB arbeitete, hat 
man mich übrigens immer wieder 
als erste weibliche Zent-
ralsekretärin bezeichnet. 
Das stimmte aber nicht, 
denn die erste Zentral-
sekretärin war Margare-
the Faas-Hardegger, die 
der Gewerkschaftsbund 
1909 entliess: Die Männer hatten 
sie nicht nur aus der Gewerkschaft, 
sondern auch aus der Geschichte 
geworfen.

Mein Interesse an Geschichte war 
immer stark mit älteren Personen 
verbunden, die ich kannte. Ich 
hatte auch historische Vorbilder. 
Wie ist das bei euch, hattet Ihr 
Vorbilder?

Dreifuss: Nein, eigentlich gar nicht. 
Mein Geschichtsinteresse geht so 
weit zurück, dass es keine Indivi-
dualitäten mehr gibt, sondern nur 
gesellschaftliche Bewegungen. 
Wahrscheinlich auch wegen mei-
nem jüdischen Ursprung. Die Re-
alität des Antisemitismus zur Zeit 

meiner Kindheit hat mich immer 
wieder mit der langen Geschichte 
der Diaspora konfrontiert. Es ist ein 
doppelter Blick, einerseits auf eine 
sehr schmerzhafte Geschichte, die 
Geschichte von ständig wiederkeh-
render Diskriminierung, wobei das 
Wort Diskriminierung nicht stark 
genug ist für das, was geschah. 

Und andererseits der Reichtum 
des Zusammenlebens in ganz ver-
schiedenen Kulturen. Auf englisch 
«cross-fertilisation», wechselseiti-
ge Befruchtung: Die Geschichte 
der Diaspora ist natürlich nicht die 
Geschichte einer Rasse, es ist die 
Geschichte einer Kultur aus zwei-
tausend Jahren, die sich manchmal 
verändert hat und manchmal auch 
nicht. Es ist eine so lange Geschich-
te, dass da wenige Persönlichkei-
ten herausragen. Gleichzeitig ist es 
auch eine Geschichte, die das Inter-
esse für andere Völker und Kulturen 
weckt. Wie ich schon sagte: In der 
Schule habe ich Aufsätze über die 
Sklaverei bei den Römern, in den 
USA und so weiter geschrieben. 
Natürlich war das etwas schwärme-

risch, als Kind, aber es war auch Ge-
schichte von unten. Eine Geschich-
te, die nicht von Helden lebte. Die 
Helden waren schon recht, aber die 
markanten Helden hatten meistens 
ein trauriges Ende. Ich war stets we-
niger daran interessiert, dass die 
Helden starben, als daran, dass die 
Gesellschaft sie schützte.

Rechsteiner: Es ist interessant wie 
du die Longue durée in deinem Ge-
schichtsbewusstsein beschreibst. 
Ich müsste noch etwas genauer da-
rüber nachdenken, was das heisst. 
Mir fällt auch niemand ein.

Dreifuss: Kein Vorbild?

Rechsteiner: Das sowieso nicht. 
Ich komme aus einem sehr katho-
lischen Mili-
eu. Armut in 
der Kombina-
tion mit einem 
hermetisch 
katholischen 
Weltbild. Wenn es Verwurzelun-
gen oder Sensibilitäten gibt aus 
der Kindheit und der Jugend, dann 
sind es die starken emotionalen 
Grunderfahrungen. Die Musik – von 
der Kirche bis zu meinen singen-
den Eltern. Im ganzen Umfeld ist 
gesungen worden. Es war ein sehr 
sinnliches, farbiges Milieu. Aber es 

gab auch Gewalt. Und der Katho-
lizismus war ein Kampf-Katholizis-
mus. Der Kulturkampf fand zum 
Beispiel in der Form von Fronleich-
nams-Prozessionen statt: Demonst-
rationen des katholischen Milieus in 
einem freisinnig geprägten St. Gal-
len. Die Monstranz wurde gezeigt, 
das hatte einen Bekenntnis-Cha-
rakter. Ich war Ministrant. In der la-
teinischen Messe mit dem Rücken 
zur Gemeinde. Die Messen waren 
damals nicht auf die Gemeinschaft 
ausgerichtet. Bis zum vatikanischen 
Konzil. Und der Katholizismus hatte 
einen Universalitätsanspruch: Una 
Sancta, es gibt nur eine Kirche. To-
leranz wurde klein geschrieben. Der 
Hauptgegensatz bestand zwischen 
Katholiken und Reformierten. Aber 
natürlich gab es in diesem Milieu 

auch viel Stoff, 
von dem ich spä-
ter gezehrt habe, 
selbst die Men-
schenrechte ha-
ben einen Bezug 

zum Gleichheitsbegriff im christli-
chen Denken.

Dreifuss: Ich wollte vorhin noch 
präzisieren, dass ich keine Vorbil-
der hatte, weil die Geschichte im-
mer eine Geschichte von Gruppen 
ist. Innerhalb der Gesellschaft und 
auch innerhalb der Gewerkschaf-

«Die Gewerkschafter 
haben die erste SGB-

Zentalsekretärin aus der 
Geschichte geworfen.» 

«Das Milieu meiner 
Kindheit war sehr 

sinnlich und farbig.»
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ten: die Geschichte von Menschen 
die oben sind, und von jenen die 
unten sind.

Rechsteiner: Dabei ist die kollekti-
ve Organisation eine Elementarer-
fahrung. Die Entdeckung der Hand-
lungsfähigkeit: Wie können Leute, 
die eigentlich nicht über die nöti-
gen materiellen Mittel verfügen, 
gemeinsam zu 
einer geschichts-
mächtigen Kraft 
werden? Wie 
können sie die 
Verhältnisse be-
einflussen und 
umdrehen. 

Um auf die jüngere Gewerk-
schaftsgeschichte zurückzukom-
men: Ruth, du hast angetönt, wie 
sich männliche Gewerkschafter 
gegenüber der Frauenbewegung 
verhielten. Ebenfalls schwierig 
war das Thema Migration, bei 
dem viele Gewerkschafter sehr 
fragwürdige Positionen einge-
nommen haben. Und ein drittes 
Thema, über das wir in diesen 
Feierabendgesprächen mit Paul 
reden, ist die Wiedergewinnung 
der Mobilisierungsfähigkeit. 

Dreifuss: Über die Ausländer zu-
erst. Da war die Gewerkschaft in 

einem Zwiespalt: Es sind Konkur-
renten und es sind unsere Kollegen. 
Nur zusammen mit ihnen können 
wir etwas erreichen, aber am liebs-
ten möchten wir sie nicht hier ha-
ben. Das war ein Kampf innerhalb 
der Gewerkschaften, und Leute wie 
der bereits erwähnte Max Arnold 
vom VPOD haben dabei eine sehr 
positive Rolle gespielt, indem sie 

die Xenopho-
bie nicht zu-
liessen in der 
Gewerkschaft. 
Von anderen, 
die eine Ge-
genrolle spiel-
ten, will ich 

jetzt nicht sprechen. Dass sich 
Gewerkschafter gegen die Frem-
denfeindlichkeit stemmten, war 
der wichtigste Grund, weshalb ich 
mich, nachdem ich nach Bern um-
gezogen war, im VPOD engagierte. 
In Genf war ich schon aktiv gegen 
das Saisonnierstatut, aber mehr in 
der Partei als in der Gewerkschaft. 
Im VPOD wurde ich dann erste Prä-
sidentin der Frauenkommission, so 
hatte ich immer mehr mit der Ge-
werkschaft zu tun und kam auf die-
se Weise schliesslich zum SGB. Die 
Migrationsfrage war also indirekt 
auch für meine Biografie sehr wich-
tig. Mit der Frage der Mobilisie-
rungsfähigkeit hatte ich weniger 

zu tun: Mobilisieren musste man in 
den einzelnen Gewerkschaften. Im 
SGB konnten wir das unterstützen, 
aber in der Praxis passierte die Mo-
bilisation woanders.

Rechsteiner: Es war damals auch 
noch ein anderer SGB, später ver-
suchten wir ja, diese Dinge stärker 
auch auf nationaler Ebene zu bün-
deln. Eine der grossen Herausfor-
derungen für die Gewerkschaften 
war immer die etwas prekäre in-
ternationale Ausrichtung. Gewerk-
schaften haben 
die Interessen 
der Leute vor Ort 
zu vertreten. Die 
Verteidigung der 
Löhne, der Arbeits-
bedingungen, der 
Renten. Das ge-
hört zur Existenz-
berechtigung je-
der Gewerkschaft, 
aber darüber hinaus gibt es die in-
ternationale Orientierung. Es ist eine 
wichtige Frage, wie die Schweizer Ge-
werkschaftsbewegung sich gegenüber 
Europa und der Welt verhält. Wenn es 
um soziale Rechte geht, dann geht 
es auch um Menschenrechte, und 
das Recht, sich kollektiv zu organi-
sieren, weist weit über die nationa-
len Grenzen hinaus. Trotzdem ist der 
Handlungsrahmen der Nation nicht 

zu unterschätzen, der Sozialstaat ist 
heute noch auf diesen Rahmen an-
gewiesen. Die AHV zum Beispiel. 
Die EU wird dann den Durchbruch 
geschafft haben – so könnte man hy-
pothetisch sagen – wenn sie in der 
Lage ist, als Sozialstaat eine Sozial-
versicherung einzuführen.

Dreifuss: Die internationale Ver-
bundenheit war für mich immer et-
was sehr Wichtiges, auch emotio-
nal. Ausserdem entspricht sie aber 
einer sehr pragmatischen und his-

torisch bewuss-
ten Haltung. 
Wir können die 
Arbeitsbedin-
gungen immer 
weniger für ein 
einziges Land 
allein definie-
ren, es gibt den 
Druck aus ande-
ren Ländern, die 

Konkurrenz, die Billiglöhne und so 
weiter. Die ersten internationalen 
Abkommen über Arbeitsbedingun-
gen, Frauen-Nachtarbeit, Arbeits-
schutz in Zündholz-Fabriken oder 
Einschränkung der Kinderarbeit 
kamen seinerzeit aus der Schweiz. 
Es ging damals und es geht auch 
heute nicht um ein abstraktes Soli-
daritätsgefühl. Sondern ganz kon-
kret um einen gemeinsamen Kampf 

«Toleranz wurde 
in der Kirche 

meiner Jugend klein 
geschrieben.» «Die EU wird dann 

den Durchbruch 
geschafft haben, 

wenn sie eine 
Sozialversicherung 

einführt.»
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der Arbeitenden. – Wie schätzt du 
denn heute die Möglichkeit einer 
echten Zusammenarbeit der Ge-
werkschaftsbewegungen ein? Wie 
weit ist die internationale Gewerk-
schaftsbewegung in der Lage, die-
sen Kampf zu führen?

Rechsteiner: Da legst du die Finger 
auf einen wunden Punkt. Diese Zu-
sammenarbeit ist unterentwickelt. 
Den Europäischen Gewerkschafts-
bund würde ich zwar nicht gerade 
als Wurmfortsatz der EU-Kommis-
sion bezeichnen, aber er hat keine 
starke Verankerung. Wir haben sel-
ber leidvolle Erfahrungen gemacht 
bei den Fragen des Lohnschutzes, 
zu denen es neoliberale Urteile des 
Europäischen Gerichtshofes gab. 
Unsere Initiativen im Europäischen 
Gewerkschaftsbund hatten dabei 
beschränkte Wirkung. Es ist schwie-

rig, in den Gewerkschaften inter-
nationale Kampagnen zu führen. 
Wenn man an die Wucht denkt, mit 
dem ab 1890 weltweit der 1. Mai 
gefeiert und damit der 8-Stun-
den-Tag gefordert wurde, dann ist 
das heute kein Vergleich.

Dreifuss: An dieses Beispiel habe 
ich gerade gedacht. Es gab in der 
Vergangenheit doch immer wieder 
gemeinsame, aus der unmittelba-
ren Not geborene internationale 
Bewegungen. Ich sehe heute An-
sätze – und Notwendigkeit – zum 
gemeinsamen Kampf gegen die 
Zerstörung der natürlichen Lebens-
grundlagen durch das unbegrenz-
te, weltweite dominierende  wirt-
schaftliche System. Und ich bin 
glücklich, dass die Frauenbewe-
gung eine Phase internationalen 
Solidarität erlebt.

«Es geht nicht um ein 
abstraktes Solidaritätsgefühl, 

sondern um einen 
gemeinsamen Kampf  der 

Arbeitnehmenden.»



CHRONOLOGIE
1992-2018

1991 / 92
Die Schweizer Wirtschaft stürzt  in eine tiefe, sechsjährige Rezessi-
on. Abbau Hunderttausender Stellen in Bau und Industrie, 200‘000 Er-
werbslose. Immobilien- und Bankenkrise. Massive Sparpolitik der öf-
fentlichen Hand. Die Politik der SNB verteuert den Schweizer Franken 
und verlängert die Krise.
Lohnstopp, Reallohnverlust, Aufkündigung einzelner GAV. Starker Mit-
gliederverlust der Gewerkschaften. Eine neue Generation kommt in 
den Gewerkschaftsverbänden in Leitungsverantwortung.

1992
Ein knappes Mehr der Abstimmenden lehnt den Beitritt der Schweiz 
zum EWR ab.

1994
SGB-Kongress: Wahl von Christiane Brunner und Vasco Pedrina als 
Co-Präsidium.

1993-97
Der SGB engagiert sich wirtschaftspolitisch gegen die Krise:

■■ Bonus für Erneuerung im Bau – Investitionsprogramme I und II (er-
folgreich)

■■ Gegen die Politik der Nationalbank (lange ohne Erfolg)

1996
Veröffentlichung des Weissbuchs von David de Pury & Co, das den 
Startschuss für einen neoliberalen Umbau der Schweiz geben wollte.
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Protokoll des 7. Kongresses des Schweizerischen Arbeiterbundes  
vom 6.-8. November 1880: Der Bund löst sich auf und gründet neu 
den «Allgemeinen Arbeiterbund in der Schweiz», den späteren SGB.



1996 ff
Erfolgreiche Referendumskämpfe: Arbeitsgesetz/Sonntagsarbeit (1996) 
und Revision Arbeitslosenversicherung (1997).  
Mobilisierungen auf der Strasse, z.B. 25‘000 auf Bundesplatz gegen die 
Krise (1997).

1996 ff
Zunahme von Streiks (Industrie, Bau, öffentlicher Dienst).

1996
Gründung der Dienstleistungsgewerkschaft unia – Start der Kampagne 
gegen Hungerlöhne.

1998
SGB-Kongress:

■■ Wahl Paul Rechsteiners als Präsident., Vizepräs.: V. Pedrina, D. 
Schüepp, E. Leuenberger, G. Schera, Ch. Tirefort 

■■ Beschluss «Politisierung der Tieflöhne», Mindestlohnkampagne
■■ Ja zu den Bilateralen Verträgen, aber nur mit flankierenden Mass-

nahmen  
■■ Öffnung des SGB: neu wird die Assoziierung möglich

1999
Start der Gewerkschaft Kommunikation GeKo (Zusammenschluss der 
Postgewerkschaften).

1999 / 2000
Das Streikrecht wird in der Bundesverfassung verankert (dies war Be-
dingung für die Zustimmung des SGB).
SGB-Broschüre zum Streik.

1999-2002
Starke Kampagne «Keine Löhne unter 3‘000 Franken» (13x) stösst auf 
grosses Echo. 

2000ff
Annahme der Bilateralen I und Bilateralen II mit der EU (2000 und 
2005) sowie Erweiterungen der Personenfreizügigkeit (2005 und 2009) 
in Volksabstimmungen.
Schrittweise Einführung und Verstärkung der Flankierenden Massnah-
men (FlaM).

2002
Starker nationaler Streik im Bauhauptgewerbe erreicht das Recht auf 
Rente mit 60 Jahren.

2002
Kongress SGB:

■■ Wahl Präsident P. Rechsteiner. Vizepräs.:  V. Pedrina, D. Schüepp, E. 
Leuenberger, Ch. Levrat; J. C. Rennwald

■■ Schwerpunkte: Lohnpolitik, 11. AHV-Revision, Infrastrukturpolitik

2002 ff	
Erfolgreiche Abstimmungskämpfe: Gegen Elektrizitätsmarktgesetz 
(2002), für Einführung Mutterschaftsversicherung (2004), gegen  
11. AHV-Revision (2004), eidg. Minimum für Kinderzulagen (2006). 
Verloren: Arbeitslosenversicherung (2002), Verkürzung Arbeitszeit 
(2002), Sonntagsarbeit in Bahnhöfen (2005). 

2003 / 2004	
Grossmobilisierung gegen die 11. AHV-Revision: über 30‘000 De-
monstrierende in Bern.
Sieg in der Referendumsabstimmung mit massivem Nein zur  
11. AHV-Revision.

2004
Die alte gewerkschaftliche Forderung nach einem bezahlten Mutter-
schaftsurlaub wird nach mehreren Anläufen an der Urne bestätigt.
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2005
Start der neuen Gewerkschaft Unia (Fusion von SMUV, GBI, VHTL, unia, 
actions).

2006
Kongress SGB:

■■ Wahl Präsident P. Rechsteiner. Vizepräs.: J.-C. Rennwald, V. Pedri-
na / A.Rieger, D.Schüepp / St. Giger / Chr. Goll / P.A. Gentil / G. Tuti, 
Cr. Levrat / A. Carrupt

■■ Schwerpunkte: Soziale Sicherheit, Arbeit für Alle, Service public

2008
Erfolgreicher Streik in der SBB-Werkstätte in Bellinzona.

2008ff
Crash des internationalen Finanzkapitalismus. Auch in der Schweiz: 
staatliche Rettung der UBS.
Die Gewerkschaften kämpfen gegen Entlassungen, u.a. mit der Forde-
rung nach Ausweitung der Kurzarbeit; und gegen Lohnsenkungen, u.a. 
mit erfolgreichen Arbeitskämpfen. 
Der SGB macht Druck auf die SNB für eine Tiefzinspolitik und gegen 
die Aufwertung des Schweizer Frankens.

2008ff 
Die ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen wird immer 
krasser. Der SGB analysiert sie (ab 2011 mit regelmässigen SGB-Vertei-
lungsberichten) und ist engagiert bei der Reform der Unternehmens-
steuer – knapp erfolglos 2008, erfolgreich 2017.

2009
Nationale Demonstration in Bern mit 30‘000 Teilnehmenden gegen die 
Folgen der Krise auf dem Buckel der Arbeitnehmenden.

2010
Erfolgreicher Referendumskampf gegen den «Rentenklau» mit der   
II. BVG-Revision.

2010
Kongress SGB:

■■ Wahl Präsident P. Rechsteiner. Vizepräs.: V. Alleva, G. Tuti
■■ Schwerpunkte: Arbeitszeit, AHVplus

2010 ff
Erfolgreiche Verstärkung der FlaM (Haftung, mehr Kontrollen, Sanktio-
nen).

2011
Nationaler Aktionstag gegen Diskriminierung der Frauen (20 Jahre 
nach Frauenstreik, 30 Jahre nach Gleichstellungsartikel in Bundesver-
fassung). 
Die Bekämpfung der Lohndiskriminierung kommt trotz ständiger Kam-
pagne und Vorstössen kaum vom Fleck.

2011
Start der Gewerkschaft Syndicom (GeKo und comedia).

2011
Start der Volksinitiative für einen gesetzlichen Mindestlohn, erneute 
Kampagne gegen Tieflöhne.	
Überraschende Wahl von Paul Rechsteiner als Ständerat im Kanton 
Sankt Gallen mit einer Kampagne unter dem Slogan «Gute Löhne, 
gute Renten!»

2011	
Nach Überwindung des Krisenschocks von 2009 / 2010 zieht die Kon-
junktur wieder an. 
Der Schweizer Franken wird jedoch immer stärker. Der SGB verlangt 
die Einführung einer Untergrenze gegenüber dem Euro. Diese wird im 
September 2011 eingeführt, im Februar 2015 aber wieder aufgehoben.

2012 
Niederlagen in Referendumsabstimmungen: AVIG-Revision und Öff-
nungszeiten von Tankstellenshops.
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2013
Nationale Demonstration mit 15‘000 TeilnehmerInnen für «Gute Löhne 
und Renten».
Einreichung der Volksinitiative AHVplus, welche Druck auf die AHV-Re-
vision ausübt.

2014 ff
Mindestlohninitiative wird in der Volksabstimmung deutlich verworfen. 
Der Druck für höhere Mindestlöhne steigt jedoch – 4‘000.- Franken als 
«moralische» Latte installiert (z.B. Aldi, Lidl). 
Erstmalige Einführung von Mindestlöhnen im wichtigen Mem-GAV.
Einführung erster gesetzlicher kantonaler Mindestlöhne in NE, JU; Vor-
stösse im TI und in GE.

2014
Kongress SGB:

■■ Wahl Präsident P. Rechsteiner. Vizepräs.: V. Alleva, G. Tuti
■■ Schwerpunkte: Rentenpolitik, GAV-Politik

2014
SVP gewinnt knapp die Abstimmung über die Masseneinwanderungs-
initiative.
Jahrelanger, erfolgreicher Kampf des SGB gegen die Einführung von 
Kontingenten und Sonderstatuten.

2015
Grossdemonstration in Bern mit 12‘000 TeilnehmerInnen für die Lohn-
gleichstellung.

2016
Erfolgreiche Kampagne gegen die Durchsetzungsinitiative der SVP, 
u.a. dank dem «Dringenden Aufruf», von den Gewerkschaften mitge-
tragen. 

2016
Ablehnung der AHVplus-Initiative in der Volksabstimmung.

2017
Erfolgreiche Kampagne gegen die Unternehmenssteuerreform III.

2017
Ablehnung der Altersvorsorge 2020 in der Volksabstimmung.

2018
100 Jahre Generalstreik, breite öffentliche Diskussion über Geschichte 
und Aktualität der Streiks.
Verteidigung der FlaM im Kontext der Verhandlungen für ein Rahmen-
abkommen CH-EU.

2018
20‘000 Frauen demonstrieren im September in Bern gegen die fortge-
setzte Ungleichheit und Gewalt an Frauen.

2018
SGB-Kongress:

■■ Rücktritt P. Rechsteiner, Neuwahl Präsidium und Vizepräsidium
■■ Schwerpunkte: Einkommenspolitische Offensive für höhere Löhne 

und bessere Altersrenten; Kampf gegen Diskriminierungen
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SIEBEN SCHWERPUNKTE  
1994-2018
Kampf gegen Tieflöhne
Ab 1997 kämpfen die Gewerkschaften bewusst gegen Tieflöhne, wel-
che in der Krise der Neunzigerjahre zunahmen und von Neoliberalen 
und einzelnen Sozialdemokraten als Lösung für die Arbeitslosigkeit ge-
sehen wurden. Der SGB-Kongress beschloss 1998, die Tieflöhne zu «po-
litisieren». Ab 1999 Kampagne «Keine Löhne unter 3‘000 Franken».  Sie 
war erfolgreich in den öffentlich exponierten Branchen (Detailhandel, 
Gastgewerbe, Sicherheit, Reinigung, u.ä.).  Mindestlöhne für Ungelern-
te wurden z.T. massiv erhöht und in GAV abgesichert, oft mit Allgemein-
verbindlichkeit. Besonders von den überproportionalen Lohnerhöhun-
gen profitierten Frauen und  MigrantInnen.  2008 wurde die Forderung 
aktualisiert: Keine Löhne unter 13x 3‘500.-  Durch diese Politik gelang 
es, die Ausweitung des Tieflohnsektors zu verhindern, im Gegensatz zu 
Deutschland. Da jedoch ausserhalb der GAV-Bereiche zu wenig Fort-
schritte erreicht werden konnten, lancierte der SGB 2011 die Volksinitia-
tive für einen gesetzlichen Mindestlohn von Fr. 22.-/Std. (12x Fr. 4‘000.-). 
Vor der Abstimmung konnte nochmals Druck aufgebaut und weite-
re Verbesserungen erreicht werden. 2014  gab es an der Urne zwar ein 
schlechtes Resultat. Die Kampagne war jedoch ein Erfolg und sie geht 
weiter, u.a. mit Vorstössen für kantonale gesetzliche Mindestlöhne, be-
reits erfolgreich in Neuenburg und Jura.

Streiks, Mobilisierungen
Nachdem in den Achtzigerjahren in der Schweiz kaum mehr gestreikt 
worden war, erwachten die Arbeitskämpfe Mitte der Neunzigerjahre 
wieder, zunächst mit defensiven Streiks gegen Betriebsschliessungen. 
Im Jahre 2000 konnte das Streikrecht in der Bundesverfassung veran-
kert werden. Nach dem Ende der Krise wurden die Arbeitskämpfe zu-
nehmend erfolgreich: So der Streik gegen Hungerlöhne in der ZEBA in 
Basel (2000); der erfolgreiche nationale Baustreik für die frühzeitige Ren-

te ab 60 Jahren (2002); der erfolgreiche Arbeitskampf bei den Officine 
gegen Arbeitsplatzabbau in Bellinzona (2008). Diese Entwicklung führ-
te zu einer Enttabuisierung von Streiks, welche in zwei SGB-Broschüren 
(2000 und 2008) dargestellt wurde. Mit üblichem Auf und Ab hat sich die 
Renaissance der Streiks in der Schweiz bis heute fortgesetzt. Dabei wird 
vermehrt auch im Dienstleistungssektor gestreikt («Tertiarisierung») und 
damit streiken vermehrt auch Frauen («Feminisierung»). Auch kleinere 
Streiks appellieren schnell an das gesellschaftliche Umfeld, welches ih-
nen meist wohlgesinnt ist («Politisierung»).

Gleichzeitig ist auch die Mobilisierungsfähigkeit der Gewerkschaften ge-
wachsen. Auf Bundesebene sind nationale Demonstration von 15‘000 bis 
35‘000 Beteiligten keine Seltenheit: (2003 gegen 11. AHV-Revision; 2006 
für höhere Löhne und Renten; 2009 gegen die Krise, 2015 für besser Al-
tersrenten etc.)  Ebenso auf kantonaler Ebene, wo die gewerkschaftli-
chen Demonstrationen u.a. gegen Sparpolitik zu den grössten Mobili-
sierungen gehören.

Fort- und Rückschritte in der sozialen Sicherheit
Ein ständiger Kampf tobt seit den Neunzigerjahren um die Sozialversi-
cherungen. Der stetige Ausbau, welcher in den vorangegangenen Jahr-
zehnten möglich war, stockte nun, ausgenommen einige nachholende 
Reformen: Erziehungs- und Betreuungsbonus und eigenständiger Ren-
tenanspruch der Frauen bei der AHV (1994); Einführung des Obligatori-
ums der Krankenversicherung (1996); Einführung Mutterschaftsversiche-
rung (2004); nationale Absicherung der Kinder-/Famlienzulagen (2006). 
Bei der Unfallversicherung konnte das Niveau gehalten werden.  Er-
laubten frühere EL-Revisionen noch Fortschritte, droht mit der  jüngs-
ten Revision mehr Abbau. Rückschritte mussten bei der Arbeitslosen-
versicherung hingenommen werden (u.a. betreffs Taggelddauer); deren 
Leistungsniveau bleibt im europäischen Vergleich aber noch gut. Sehr 
schmerzhaft ist der Abbau der Leistungen der Invalidenversicherung.

Der Abbau der Altersversicherung (AHV-Mischindex, Rentenalter 65 für 
Frauen, Senkung Umwandlungssatz im BVG-Obligatorium) konnte bis-
her verhindert werden, nicht aber Rentensenkungen im überobligatori-
schen Bereich des BVG. Dem geforderten Ausbau der Altersvorsorge 
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blieb der Durchbruch jedoch verweht: Ablehnung der Initiativen für ei-
nen Ausbau der AHV (1995), für ein flexibles Rentenalter (2008),  für hö-
here Renten (AHVplus, 2016).  Entscheidende politische Ausmarchun-
gen betreffs Finanzierung und Rentenhöhe in der Altersversicherung 
stehen nach wie vor an.

Umbau und Öffnung der Gewerkschaftsorganisationen
Die Gewerkschaftslandschaft der Schweiz, welche bis 1990 noch in den 
Strukturen von nach dem 1.  Weltkrieg verharrte, wurde ab 1991 umge-
pflügt. Startschuss im SGB war die Fusion zur GBI und die Neugründung 
der Dienstleistungsgewerkschaft unia; es folgten die Fusionen zur Ge-
werkschaft Kommunikation, zu Unia, zu Syndicom. Ein paralleler Prozess 
lief in den andern Dachorganisationen, der in der Schaffung von Travail.
Suisse mündete. Gleichzeitig öffnete sich der SGB bewusst für weitere 
gewerkschaftliche Organisationen, welche sich erst assoziierten, dann 
mehrheitlich beitraten: kapers, Bankpersonal (SBPV), Musiker (SMV), 
Musikpädagogen (SMPV), AvenirSocial, Bundespersonalverband (PVB). 
Assoziiert ist derzeit das Genfer SIT.

Diese Entwicklung vermochte den langfristigen Trend der Mitglieder-
verluste abzuschwächen. Die Mitgliederzahl im Dienstleistungsbereich 
und insbesondere bei den Frauen nahm zu, allerdings nicht im Ausmass 
des gleichzeitigen Beschäftigungswachstums. Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad in der Schweiz liegt deshalb etwas unterhalb des eu-
ropäischen Durchschnitts.

Personenfreizügigkeit und FlaM
Nach Jahrzehnten kontingentierten Zugangs und diskriminierender Auf-
enthaltsstatute erfolgte in den Neunzigerjahren die «kopernikanische 
Wende» der Zuwanderungspolitik aus dem EU-/EFTA-Raum. Die Ge-
werkschaften spielten dabei eine entscheidende Rolle für die Abschaf-
fung des Saisonnierstatuts und anderer Diskriminierungen. Gleichzeitig 
konnte die neue Personenfreizügigkeit mit sukzessive erweiterten flan-
kierenden Schutzmassnahmen und Arbeitnehmerrechten abgesichert 
werden. Sie sollen dafür sorgen, dass in der Schweiz Schweizer Löhne 
bezahlt werden. Mehrmals wurde diese Linie vom Stimmvolk bestätigt. 
Eine Ausnahme war das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative 2014, in 

deren Vorfeld die Arbeitgeber eine Verstärkung des Lohnschutzes ab-
lehnten. Immerhin konnte in der Folge die Wiedereinführung von Kon-
tingenten und diskriminierender Statute verhindert werden; stattdessen 
gilt nun ein Vorrang der Arbeitslosen (inkl. Grenzgänger) bei der Aus-
schreibung offener Stellen. Auf Messers Schneide stehen die Flankie-
renden Massnahmen erneut 2018, als die FDP-Bundesräte in Verhand-
lungen mit der EU bereit sind, den Lohnschutz zur Disposition zu stellen. 
Der SGB stellt sich dem mit aller Kraft entgegen. 

GAV-Politik
Der Aderlass von Arbeitsplätzen in Bau und Industrie sowie die neolibe-
rale Unternehmeroffensive schwächten in den Neunzigerjahren die GAV. 
Der Anteil von ArbeitnehmerInnen, die einem GAV unterstellt sind, sank 
von 50 auf 46 Prozent. Ab Ende der Neunzigerjahre konnte jedoch ein 
Gegentrend eingeleitet werden, u.a. durch neue Gesamtarbeitsverträ-
ge im Dienstleistungssektor (Sicherheit, Reinigung, Gesundheitssektor, 
Kommunikation, Temporärbranche ...). Wichtig für die Stärkung der GAV 
war dabei auch ihre Ausweitung durch Allgemeinverbindlichkeitserklä-
rung. Sie sorgten vor dem Hintergrund der Personenfreizügigkeit für 
gleich lange Spiesse zwischen den Unternehmen einer Branche, etwa in 
der Bauwirtschaft sowie in mehreren Dienstleistungsbranchen. Ab Ende 
der Neunzigerjahre stieg der GAV-Abdeckungsgrad in der Schweiz – im 
Gegensatz zu den meisten Ländern in Europa – wieder an und dürfte 
heute bei 52 Prozent liegen.

Gleichstellung der Frauen
Der Kampf gegen die Diskriminierung der Frauen im Erwerbsleben 
stand dauernd auf der Agenda der Gewerkschaften. Der Frauenstreik 
von 1991 war ein sehr starkes Zeichen, das in den nachfolgenden Krisen-
jahren jedoch unter den Tisch zu geraten drohte, als Frauen unter ande-
rem durch die Austeritätspolitik besonders unter Druck gerieten. Ver-
schiedene Anläufe zur Abschaffung der Lohndiskriminierung, wie z.B. 
der „Lohngleichheitsdialog“ oder parlamentarische Vorstösse brachten 
nicht den nötigen Erfolg. Lohnklagen erweisen sich als steiniger Weg. 
Grossdemonstrationen mit 12‘000 und 20‘000 Teilnehmerinnen verlie-
hen 2015 und 2018 den Forderungen Nachdruck. Die aktuelle Gesetzes-
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revision bringt einen Fortschritt bei der Lohnüberprüfung in grossen Un-
ternehmen, was jedoch überhaupt nicht genügt.  Für den 14. Juni 2019 
ist ein neuer Frauenstreik angesagt. 

Frauen nehmen in den Gewerkschaften eine zunehmend grössere Rolle 
ein. Der Frauenanteil an den Mitgliedern des SGB stieg von 20% (1998) 
auf 30% (2017), die Anzahl der weiblichen Mitglieder von 75‘000 auf 
105‘000. Eine zunehmende Anzahl von SGB-Verbänden wird von Frau-
en präsidiert oder geleitet (Unia, VPOD, Bankpersonalverband, Bundes-
personalverband, AvenirSocial, u.a.).

Andreas Rieger
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Spontan fordern die Delegierten des SGB-Frauenkongresses 
am 19. Januar 2018 vom Parlament, bei der Behandlung des 
Gleichstellungsgesetzes mit der Lohngleichheit endlich  
vorwärts zu machen. Fo
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Die Gespräche für dieses Buch fanden zwischen 2017 und 2018 statt.
Teilgenommen haben:
Vania Alleva, seit 2008 Leiterin des Sektors Dienstleistungsberufe in der 
Gewerkschaft Unia, ab 2012 Co-Präsidentin resp. Präsidentin von Unia; 
Vizepräsidentin des SGB
Doris Bianchi, von 2005 bis 2017 SGB-Zentralsekretärin für Sozialpolitik, 
danach persönliche Mitarbeiterin von Bundesrat Alain Berset
Ruth Dreifuss, von 19981 bis 1993 Zentralsekretärin im SGB, danach 
Bundesrätin, Vorsteherin Departement des Innern
Stefan Keller, Journalist und Historiker, gewerkschaftlich aktiv bei comedia 
und Syndicom
Daniel Lampart, seit 2007 als Sekretariatsleiter und Chefökonom zuständig 
für die Wirtschaftspolitik des SGB
Serge Gaillard, von 1993 bis 2007 geschäftsführender SGB-Sekretär und 
Leiter des Zentralsekretariats, zuständig für Wirtschaftspolitik;  
danach Direktor der Eidgenössischen Finanzverwaltung
Vasco Pedrina, ab 1991 bis 2006 zuerst Präsident der GBI, danach  
Co-Präsident der Gewerkschaft Unia; 
1994 bis 1998 Co-Präsident des SGB, danach bis 2006 Vizepräsident
Paul Rechsteiner, Präsident des SGB von 1998 bis 2018, 1986 bis 2010 
Nationalrat und seit 2011 Ständerat;  
seit den Achtzigerjahren Anwalt in St. Gallen 
Andreas Rieger, seit 1988 Gewerkschaftssekretär bei VPOD, GBI und Unia, 
2006 bis 2012 Co-Präsident von Unia

Moderiert und redigiert wurden die Gespräche von Stefan Keller, 
transkribiert von Rosmarie Sandmeier.	
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«Es gab immer wieder 
Möglichkeiten, die Geschichte in 
eine bessere, humanere Richtung 

zu lenken. Das ist meine 
Fortschritts-Perspektive.»
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